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Strafrechtliche/strafverfahrensrechtliche 
Entscheidungen des BVerfG/EuGH/EGMR 

 
 

390. BVerfG 2 BvR 64/25 (3. Kammer des 
Zweiten Senats) – Beschluss vom 20. März 
2025 (BGH / LG Köln) 
Erfolgloser Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung gegen den weiteren Vollzug einer lebenslangen Frei-
heitsstrafe (Recht auf ein faires Verfahren; Mindestanfor-
derungen an die Wahrheitserforschung; Beweisantrag auf 
Vernehmung eines aussagebereiten Auslandszeugen; Fol-
genabwägung zum Nachteil des Verurteilten). 
Art. 2 Abs. 1 GG; Art. 20 Abs. 3 GG; § 32 Abs. 1 BVer-
fGG; § 112 Abs. 2 Nr. 2 StPO; § 211 StGB 

 
1. Eine Schwurgerichtskammer verletzt möglicherweise 
die sich aus dem Recht auf ein faires Verfahren ergebenden 

Mindestanforderungen an die Wahrheitserforschung, 
wenn sie einen Beweisantrag auf Vernehmung eines im 
Ausland befindlichen, aber für eine audiovisuelle Verneh-
mung zur Verfügung stehenden und aussagebereiten Ent-
lastungszeugen ablehnt. 
 
2. Eine Aussetzung des weiteren Vollzuges der in dem Ver-
fahren verhängten lebenslangen Freiheitsstrafe im Wege 
einer einstweiligen Anordnung kommt gleichwohl nicht in 
Betracht, wenn der Beschwerdeführer auch im Falle einer 
Aufhebung der Verurteilung der ihm zur Last gelegten An-
stiftung zum Mord weiterhin dringend verdächtig bleibt 
und sich die Gefahr aufdrängt, dass er sich dem Verfahren 
entziehen würde. 
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391. BVerfG 2 BvR 442/23 (1. Kammer des 
Zweiten Senats) – Beschluss vom 18. März 
2025 (OLG Frankfurt am Main) 
Klageerzwingungsverfahren (Zulässigkeit eines Antrags 
auf gerichtliche Entscheidung; Garantie effektiven 
Rechtsschutzes; Verletzung bei Forderung eines förmli-
chen Ablehnungsbescheides entgegen der Weigerung 
der Generalstaatsanwaltschaft und nach Entscheidung 
nur im Wege der Dienstaufsicht). 
Art. 19 Abs. 4 GG; § 171 Satz 1 StPO; § 172 Abs. 2 
StPO; § 23 EGGVG; § 27 EGGVG 

 
1. Die Zurückweisung eines Klageerzwingungsantrags als 
unzulässig ist mit der Garantie effektiven Rechtsschutzes 
nicht vereinbar, wenn das Oberlandesgericht sie darauf 
stützt, dass die Generalstaatsanwaltschaft über die Be-
schwerde des Anzeigenerstatters nicht durch förmlichen 
Bescheid, sondern lediglich im Wege der Dienstaufsicht 
entschieden habe. Dies gilt umso mehr, wenn das Gericht 
zugleich die Auffassung vertritt, eine förmliche Beschei-
dung seiner Beschwerde könne der Anzeigenerstatter 
nicht mit einem Untätigkeitsantrag nach § 23 EGGVG er-
reichen. 
 
2. Die Rechtsschutzgarantie wirkt über das gerichtliche 
Verfahren hinaus auch in ein vorgelagertes behördliches 
Verfahren hinein, wenn eine solche Vorwirkung für die In-
anspruchnahme effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes 
erforderlich ist.  
 
3. Mit der Rechtsschutzgarantie ist es nicht vereinbar, die 
Zulässigkeit eines Klageerzwingungsantrags von der ge-
richtlich nicht durchsetzbaren Sachbehandlung durch die 
Strafverfolgungsbehörden abhängig zu machen. 
 

392. BVerfG 2 BvR 444/21, 2 BvR 533/23 (2. 
Kammer des Zweiten Senats) – Beschluss vom 
14. Februar 2025 (OLG Frankfurt am Main) 
Fortdauer der Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung über zehn Jahre in einem „Altfall“ (Freiheitsgrund-
recht; schutzwürdiges Vertrauen; Verhältnismäßigkeit; 
Voraussetzungen der gesetzlichen Übergangsvorschrift; 
hochgradige Gefahr schwerster Gewalt- oder Sexual-
straftaten; Begriff der psychischen Störung; eigenstän-
dige gerichtliche Prüfung auf der Grundlage eines Sach-
verständigengutachtens; Erfordernis der wissenschaftli-
chen Einordnung festgestellter Persönlichkeitsauffällig-
keiten; Begründungstiefe von Fortdauerentscheidungen; 
Art und Grad der Wahrscheinlichkeit künftig zu erwar-
tender Delikte); Zulässigkeit der Verfassungsbe-
schwerde (Rechtsschutzbedürfnis; Feststellungsinte-
resse nach prozessualer Überholung einer Fortdauerent-
scheidung; tiefgreifender Grundrechtseingriff). 
Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG; Art. 20 Abs. 3 GG; Art. 104 
Abs. 1 Satz 1 GG; Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EMRK; § 66 StGB; 
§ 67d Abs. 3 Satz 1 StGB; Art. 316f Abs. 2 EGStGB; § 1 
Abs. 1 Nr. 1 ThUG 

 
1. Die Anordnung der Fortdauer einer seit (weit) über 
zehn Jahren vollzogenen Unterbringung in der Sicherungs-
verwahrung in einem „Altfall“ genügt nicht den verfas-
sungsrechtlichen Begründungsanforderungen in Bezug auf 
die Annahme einer psychischen Störung, wenn die zuletzt 
beauftragten Sachverständigen eine solche überwiegend 

verneint haben und das Gericht lediglich eine Reihe in jün-
gerer Zeit noch festgestellter Persönlichkeitsauffälligkei-
ten des Untergebrachten benennt, ohne diese wissen-
schaftlich einzuordnen und ohne darzulegen, inwieweit 
diese insgesamt die Kriterien einer Persönlichkeitsstörung 
erfüllen. 
 
2. Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
4. Mai 2011 (BVerfGE 128, 326 = HRRS 2011 Nr. 488) be-
einträchtigt die Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung über zehn Jahre hinaus ein schutzwürdiges Vertrauen 
des Betroffenen, wenn dieser die Anlasstaten vor Inkraft-
treten des Gesetzes zur Bekämpfung von Sexualdelikten 
und anderen gefährlichen Straftaten vom 26. Januar 1998 
(BGBl I S. 160) begangen hat (sog. Altfälle). 
 
3. Die Fortdauer der Unterbringung ist in diesen Fällen 
nur verhältnismäßig, wenn eine hochgradige Gefahr 
schwerster Gewalt- oder Sexualstraftaten aus konkreten 
Umständen in der Person oder dem Verhalten des Unter-
gebrachten abzuleiten ist und wenn bei ihm eine psychi-
sche Störung im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Therapie-
unterbringungsgesetzes (ThUG) und Art. 5 Abs. 1 Satz 2 
Buchstabe e EMRK besteht. Dem trägt die Übergangsre-
gelung des Art. 316f Abs. 2 EGStGB Rechnung. 
 
4. Bei dem Begriff der psychischen Störung im Sinne des 
Art. 316f Abs. 2 Satz 2 EGStGB handelt es sich um einen 
unbestimmten Rechtsbegriff, der mit den überkommenen 
Kategorisierungen der Psychiatrie nicht deckungsgleich ist 
und der weder eine Einschränkung der Schuldfähigkeit 
nach den §§ 20, 21 StGB noch einen subjektiven Leidens-
druck des Betroffenen voraussetzt. Erfasst sind vielmehr 
auch spezifische Störungen der Persönlichkeit, des Verhal-
tens, der Sexualpräferenz oder der Impuls- und Triebkon-
trolle, wie insbesondere eine dissoziale Persönlichkeitsstö-
rung. Ob die Merkmale einer psychischen Störung im Ein-
zelfall erfüllt sind, haben die Gerichte – regelmäßig auf der 
Grundlage eines Sachverständigengutachtens – eigenstän-
dig zu prüfen. 
 
5. Bei langandauernden Unterbringungen erhöhen sich 
aufgrund des zunehmenden Gewichts des Freiheitsan-
spruchs die Anforderungen an die Begründung einer Fort-
dauerentscheidung und die verfassungsgerichtliche Kon-
trolldichte. Die Gerichte müssen Art und Grad der Wahr-
scheinlichkeit zukünftiger rechtswidriger Taten des Unter-
gebrachten darlegen und dabei auf die Besonderheiten des 
Einzelfalles eingehen. Soweit sie von den Feststellungen 
des zuletzt beauftragten Sachverständigen abweichen, ha-
ben sie dies sorgfältig zu begründen. 
 
6. Das Rechtsschutzbedürfnis für die verfassungsgerichtli-
che Überprüfung einer Entscheidung über die Fortdauer 
der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung besteht 
angesichts des damit verbundenen tiefgreifenden Eingriffs 
in das Freiheitsgrundrecht auch dann fort, wenn die ange-
griffene Entscheidung prozessual überholt ist, weil zwi-
schenzeitlich eine erneute Fortdauerentscheidung ergan-
gen oder Unterbringung für erledigt erklärt worden ist. 
 

393. BVerfG 2 BvR 1569/23 (1. Kammer des 
Zweiten Senats) – Beschluss vom 20. Februar 
2025 (OLG Koblenz) 
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Klageerzwingungsverfahren (erfolglose Verfassungsbe-
schwerde gegen die Nichteinleitung eines Ermittlungs-
verfahrens gegen Polizeibeamte wegen gefährlicher Kör-
perverletzung im Amt; Recht auf effektiven Rechts-
schutz; Darlegungsanforderungen an einen Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung; Wiedergabe der wesentli-
chen Erwägungen der Einstellungsentscheidung). 
Art. 19 Abs. 4 GG; § 172 Abs. 3 Satz 1 StPO; § 340 StGB 

 
1. Ein Oberlandesgericht überspannt die Darlegungsanfor-
derungen an einen Klageerzwingungsantrag nicht, wenn 
es beanstandet, dass der Anzeigenerstatter, der eine Straf-
verfolgung von Polizeibeamten wegen gefährlicher Körper-
verletzung im Amt erstrebt, für die Überprüfung der Ver-
hältnismäßigkeit des Polizeieinsatzes wesentliche Um-
stände nicht benannt und insbesondere nicht mitgeteilt 

hat, dass er vor dem gegen ihn gerichteten Reizgaseinsatz 
alkoholisiert einen Rettungseinsatz behindert und einen 
Platzverweis ignoriert hatte und dass gegen ihn deshalb 
ein Strafverfahren wegen Beleidigung, Bedrohung und Wi-
derstandes gegen Vollstreckungsbeamte eingeleitet wor-
den war. 
 
2. Es ist verfassungsrechtlich unbedenklich, § 172 Abs. 3 
Satz 1 StPO so auszulegen, dass der Klageerzwingungsan-
trag den Gang des Ermittlungsverfahrens, den Inhalt der 
angegriffenen Bescheide und die Gründe für ihre Unrich-
tigkeit in groben Zügen wiedergeben und eine aus sich 
selbst heraus verständliche Schilderung des Sachverhalts 
enthalten muss, der bei Unterstellung des hinreichenden 
Tatverdachts die Erhebung der öffentlichen Klage rechtfer-
tigt. 

 
 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

Hervorzuhebende Entscheidungen des BGH 
I. Materielles Strafrecht – Allgemeiner Teil 

 
 

443. BGH 4 StR 265/24 – Beschluss vom 29. 
Januar 2025 (LG Essen) 
Mitwirkung an Selbsttötung ohne freiverantwortlichen 
Willensentschluss (Totschlag in mittelbarer Täterschaft; 
Freiverantwortlichkeit eines Suizidentschlusses: natür-
liche Einsichts- und Urteilsfähigkeit, autonome Ent-
scheidung, realitätsbezogene Abwägung, akute psychi-
sche Störung: paranoide Schizophrenie, depressive Epi-
sode, Einwilligungslösung, Exkulpationslösung; Täter-
schaft: Tatherrschaft, Suizidhilfe, Täterwille). 
§ 17 StGB; § 20 StGB; § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB; § 212 
StGB 

 
1. Die aktive Mitwirkung an der Selbsttötung eines ande-
ren kann als in mittelbarer Täterschaft begangene Tötung 
strafbar sein, wenn der Selbsttötungsentschluss nicht auf 
einem freiverantwortlichen Willensentschluss des Suizi-
denten beruht und der Täter in Kenntnis dessen die Tat-
herrschaft über das zum Tod führende Geschehen ausübt. 
 
2. Ob ein Suizidentschluss als freiverantwortlich zu be-
werten ist, hängt – ähnlich wie die im Rahmen des § 216 
StGB zu beantwortende Frage der Ernstlichkeit des Tö-
tungsverlangens – davon ab, ob der Suizident über die na-
türliche Einsichts- und Urteilsfähigkeit verfügt und fähig 
ist, seine Entscheidung autonom und auf der Grundlage 
einer realitätsbezogenen Abwägung der für und gegen die 
Lebensbeendigung sprechenden Umstände zu treffen. Der 
Rechtsgutsinhaber, der sein Leben beenden will, muss in 
der Lage sein, Bedeutung und Tragweite dieses Entschlus-
ses verstandesmäßig zu überblicken und eine abwägende 
Entscheidung zu treffen. Hieran kann es namentlich bei 
Vorliegen einer akuten psychischen Störung fehlen. 

Insoweit bedarf es der Feststellung konkreter, die Freiver-
antwortlichkeit ausschließender Umstände. 
 
3. Das Fehlen der Freiverantwortlichkeit hat nicht zur 
Folge, dass jeglicher Beitrag eines freiverantwortlich han-
delnden Dritten an der Bildung oder Umsetzung des Sui-
zidentschlusses ohne weiteres als täterschaftliche 
Fremdtötung zu bewerten wäre. Die Unfreiheit des Suizi-
denten ist, wie ausgeführt, zwar notwendige, nicht aber 
zugleich hinreichende Bedingung für eine Strafbarkeit we-
gen eines in mittelbarer Täterschaft begangenen Tötungs- 
oder Körperverletzungsdelikts. Hinzutreten muss, dass 
dem die Selbsttötung Veranlassenden oder Fördernden 
eine vom Täterwillen getragene objektive Tatherrschaft 
über das zum Suizid führende Geschehen zukommt; er 
muss das Geschehen mit steuerndem Willen in den Hän-
den halten. Ob dies der Fall ist, richtet sich nicht nach star-
ren Regeln, sondern ist in wertender Betrachtung unter 
Einbeziehung aller im Einzelfall insoweit maßgeblichen 
Umstände zu ermitteln. 
 

403. BGH 1 StR 285/24 – Urteil vom 17. Okto-
ber 2024 (LG Mannheim)   
Notwehr (strafrechtlicher Rechtswidrigkeitsbegriff bei 
der Ausübung von Hoheitsgewalt; Vorliegen einer Not-
wehrlage: Andauern des Angriffs; Erforderlichkeit der 
Notwehrhandlung: keine eingeschränkten Notwehr-
rechte von Polizeibeamten); Erlaubnistatumstandsirr-
tum (Irrtum über Umstände, die die Erforderlichkeit 
der Notwehrhandlung begründen); gefährliche Körper-
verletzung (das Leben gefährdende Behandlung). 
§ 32 StGB; § 16 Abs. 1 StGB; § 223 StGB; § 224 Abs. 1 
Nr. 5 StGB 
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1. Die Rechtmäßigkeit des Handelns von staatlichen Ho-
heitsträgern bei der Ausübung von Hoheitsgewalt be-
stimmt sich auch im Rahmen des § 32 Abs. 2 StGB weder 
streng akzessorisch nach der materiellen Rechtmäßigkeit 
des dem Handeln zugrundeliegenden Rechtsgebiets 
(meist des materiellen Verwaltungsrechts) noch nach der 
Rechtmäßigkeit entsprechend dem maßgeblichen Voll-
streckungsrecht (vgl. BGHSt 60, 253 Rn. 25 mwN). Die 
Rechtmäßigkeit des hoheitlichen Handelns in einem straf-
rechtlichen Sinne hängt vielmehr lediglich davon ab, dass 
„die äußeren Voraussetzungen zum Eingreifen des Beam-
ten“ gegeben sind, „er also örtlich und sachlich zuständig“ 
ist, er die vorgeschriebenen wesentlichen Förmlichkeiten 
einhält und der Hoheitsträger sein – ihm gegebenenfalls 
eingeräumtes – Ermessen pflichtgemäß ausübt. Befindet 
sich allerdings der Hoheitsträger in einem schuldhaften 
Irrtum über die Erforderlichkeit der Amtsausübung, han-
delt er willkürlich oder unter Missbrauch seines Amtes, so 
ist sein Handeln rechtswidrig. 
 
2. Das Notwehrrecht von Polizeibeamten gegenüber Drit-
ten ist nicht allein auf Grund ihrer beruflichen Stellung 
eingeschränkt ist. Zwar kann bei der Gewichtung von Be-
drohungen und einfachen körperlichen Attacken gegen 
Polizeibeamte in den Blick zu nehmen sein, dass diese da-
rin ausgebildet sind, professionell mit Konfliktsituationen 
umzugehen, und zumeist über besondere Hilfs- und 
Schutzmittel verfügen. Das zulässige Maß der erforderli-
chen und gebotenen Verteidigung im Sinne des § 32 Abs. 
2 StGB wird vielmehr auch bei Polizeibeamten durch die 
konkreten Umstände des Einzelfalles bestimmt, insbeson-
dere durch die Art des Angriffs, die Gefährlichkeit des An-
greifers und die dem Angegriffenen zur Verfügung stehen-
den Abwehrmittel. 
 
3. Das Gesetz verlangt von einem rechtswidrig Angegrif-
fenen nur dann, dass er die Flucht ergreift oder auf andere 
Weise dem Angriff ausweicht, wenn besondere, sozial-
ethisch begründete Umstände sein Notwehrrecht ein-
schränken. Die Verteidigung ist dann nicht geboten, wenn 
von dem Angegriffenen aus Rechtsgründen die Hinnahme 
der Rechtsgutsverletzung oder eine eingeschränkte und ri-
sikoreichere Verteidigung zu verlangen ist, etwa, wenn er 
selbst den Angriff leichtfertig oder vorsätzlich provoziert 
hat.  
 
4. Hat der Angreifer bereits eine Verletzungshandlung be-
gangen, dauert der Angriff so lange an, wie eine Wieder-
holung und damit ein erneuter Umschlag in eine Verlet-
zung unmittelbar nach den objektiven Umständen zu be-
fürchten ist. 
 

478. BGH 5 StR 583/24 – Beschluss vom 14. 
Januar 2025 (LG Bremen)   
Abgrenzung von Vorbereitung und Versuch beim Betrug 
(unmittelbares Ansetzen; Täuschungshandlung; vorbe-
reitende vertrauensstiftende Handlungen; unmittelba-
res Einmünden in die Erfolgsverwirklichung; konkrete 
Gefährdung des Vermögens aus Tätersicht). 
§ 263 StGB; § 22 StGB; § 23 StGB 

 
Für das unmittelbare Ansetzen zum versuchten Betrug 
gilt: 
 

a) Beim Betrug wird die Grenze zum Versuch in der Regel 
spätestens dann überschritten, wenn der Täter mit der tat-
bestandlichen Täuschung das erste Merkmal des Straftat-
bestandes erfüllt. Eine solche tatbestandliche Täuschung 
liegt aber noch nicht in jeder irreführenden Einwirkung 
auf das Vorstellungsbild des Getäuschten, sondern erst in 
derjenigen, die den Getäuschten irrtumsbedingt zu der 
schädigenden Vermögensverfügung bestimmt und damit 
für den Eintritt des Schadens ursächlich wird. 
 
b) Allerdings können schon vorbereitende, noch nicht tat-
bestandliche Täuschungen einen versuchten Betrug be-
gründen, wenn der Täter mit ihnen eine Handlung vor-
nimmt, die nach dem Tatplan in ungestörtem Fortgang 
ohne Zwischenschritte unmittelbar in die Tatbestandsver-
wirklichung einmünden oder in einem unmittelbaren 
räumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit ihr stehen 
soll. Sieht der Tatplan dabei eine Täuschung in mehreren 
Teilschritten vor, bei der vorbereitende, vertrauensstif-
tende Handlungen erst im weiteren Verlauf in die tatbe-
standliche Täuschung einmünden sollen, so stehen der 
Annahme unmittelbaren Ansetzens bereits durch die erste 
irreführende Einwirkung auf das Opfer solche Zwischen-
akte nicht entgegen, die keinen tatbestandsfremden Zwe-
cken dienen, sondern wegen ihrer notwendigen Zusam-
mengehörigkeit mit der Tathandlung nach dem Plan des 
Täters als deren Bestandteil erscheinen, weil sie an diese 
zeitlich und räumlich angrenzen und mit ihr im Falle der 
Ausführung eine natürliche Einheit bilden.  
 
c) Ob der Täter zu der in diesem Sinne „entscheidenden“ 
Rechtsverletzung angesetzt hat oder sich noch im Stadium 
der Vorbereitung befindet, hängt von seiner Vorstellung 
über das „unmittelbare Einmünden“ seiner Handlungen in 
die Erfolgsverwirklichung ab. Wesentliches Abgrenzungs-
kriterium ist das aus der Sicht des Täters erreichte Maß 
konkreter Gefährdung des Vermögens seines Opfers. 
 

432. BGH 2 StR 530/24 – Beschluss vom 7. Ja-
nuar 2025 (LG Köln) 
Notwehr (Gegenwärtigkeit: Wiederholungsgefahr; Ver-
teidigungswille). 
§ 32 StGB 

 
Ein gegenwärtiger Angriff dauert nach einer Verletzungs-
handlung so lange an, wie eine Wiederholung und damit 
ein erneutes Umschlagen in eine Verletzung unmittelbar 
zu befürchten ist. Dabei kommt es auf die objektive Sach-
lage an. Entscheidend sind dabei nicht die Befürchtungen 
des Angegriffenen, sondern die Absichten des Angreifers 
und die von ihm ausgehende Gefahr einer (neuerlich oder 
unverändert) fortdauernden Rechtsgutverletzung. Für die 
Beurteilung der Notwehrlage ist auf den Zeitpunkt der 
Tathandlung, mithin des Einsatzes des Tatwerkzeugs, ab-
zustellen, so dass es darauf ankommt, wie sich die Situa-
tion in diesem Moment darstellte. 
 

481. BGH 5 StR 733/24 – Beschluss vom 26. 
Februar 2025 (LG Itzehoe)   
Anforderungen an die Prüfung einer ausgeschlossenen 
oder erheblich geminderten Schuldfähigkeit bei schwe-
rer anderer seelischer Störung. 
§ 20 StGB; § 21 StGB 
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1. Für die Entscheidung, ob die Schuldfähigkeit eines An-
geklagten zur Tatzeit aus einem der in § 20 StGB bezeich-
neten Gründe ausgeschlossen oder im Sinne von § 21 
StGB erheblich vermindert war, muss in der Regel – not-
falls unter Anwendung des Zweifelssatzes – in einem ers-
ten Schritt die Frage beantwortet werden, ob und gegebe-
nenfalls welche relevante Störung beim Angeklagten vor-
lag. In einem zweiten Schritt ist dann zu prüfen, ob diese 
tatsächlich festgestellte Störung rechtlich unter eines der 
Eingangsmerkmale des § 20 StGB zu subsumieren ist. Auf 
dieser Grundlage ist in einem dritten Schritt zu klären, ob 
sich eine von § 20 StGB erfasste Störung auf die Einsichts- 
oder auf die Steuerungsfähigkeit bei Tatbegehung in einem 
relevanten Ausmaß ausgewirkt hat. 
 
2. Bei der Feststellung, ob eine seelische Störung so 
schwerwiegend ist, dass sie eine schwere andere seelische 
Störung im Sinne des § 20 StGB darstellt, handelt es sich 
um eine Rechtsfrage. Dabei kommt das Eingangsmerkmal 
der schweren anderen seelischen Störung überhaupt nur 
dann in Betracht, wenn gewichtige Symptome vorliegen, 
deren Folgen den Täter vergleichbar schwer belasten oder 
einengen wie krankhafte seelische Störungen. Es liegt 
nahe, dass eine solche Störung zur Verminderung oder 
Aufhebung der Schuldfähigkeit im Sinne der §§ 20, 21 
StGB führt. Die Feststellung einer gleichwohl nicht erheb-
lichen Minderung der Steuerungsfähigkeit bedarf dann ei-
ner besonderen Begründung. 
 
3. Die Frage, ob die Steuerungsfähigkeit bei der Tat infolge 
einer festgestellten schweren anderen seelischen Abartig-
keit im Sinne des § 21 StGB erheblich vermindert war, hat 
das Tatgericht ohne Bindung an Äußerungen von Sachver-
ständigen zu beantworten. Hierbei fließen normative Ge-
sichtspunkte ein. Entscheidend sind die Anforderungen, 
die die Rechtsordnung an jedermann stellt. 
 

437. BGH 4 StR 56/24 – Beschluss vom 12. 
Februar 2025 (LG Karlsruhe) 
Rücktritt (versuchter Totschlag: Zufahren auf einen Po-
lizeibeamten; Fehlschlag; Abgrenzung von beendetem 
und unbeendetem Versuch; Erörterungsmangel: Vor-
stellungsbild des Täters, Rückschlüsse aus dem Nach-
tatverhalten); nachträgliche Gesamtstrafenbildung 
(Einbeziehung rechtskräftiger, unerledigter Verurtei-
lungen: Zäsurwirkung der ersten Verurteilung); Unter-
bringung in einer Entziehungsanstalt (symptomatischer 
Zusammenhang: überwiegendes Zurückgehen der An-
lasstat auf dem Hang, Verhältnis zu Feststellungen zur 
Schuldfähigkeit; Erfolgsaussicht der Behandlung: tat-
sächliche Anhaltspunkte, erhöhte prognostische Anfor-
derungen, Therapieunwilligkeit, langjähriger Rausch-
mittelkonsum); Vorsatz (Tötungsvorsatz: Zufahren auf 
einen Polizeibeamten; Eventualvorsatz: Abgrenzung zur 
bewussten Fahrlässigkeit; Beweiswürdigung; Intoxika-
tion des Angeklagten; psychische Beeinträchtigungen; 
spontane, unüberlegte Handlungen). 
§ 15 StGB; § 24 Abs. 1 StGB; § 55 StGB; § 64 Satz 1 
StGB; § 64 Satz 2 StGB 

 
1. Für die Frage, ob der Versuch einer Straftat fehlgeschla-
gen, beendet oder unbeendet ist, kommt es auf das Vor-
stellungsbild des Täters nach Abschluss der letzten Aus-
führungshandlung an (sog. Rücktrittshorizont). Lässt sich 

den Urteilsfeststellungen das Vorstellungsbild des Ange-
klagten, das zur revisionsgerichtlichen Prüfung des Vorlie-
gens eines freiwilligen Rücktritts vom Versuch unerläss-
lich ist, nicht hinreichend entnehmen, hält das Urteil 
sachlich-rechtlicher Nachprüfung nicht stand. Anderes 
gilt nur dann, wenn die festgestellte objektive Sachlage si-
chere Rückschlüsse auf die innere Einstellung des Ange-
klagten gestattet. 
 
2. Wenn die neu abzuurteilende Tat vor zwei rechtskräfti-
gen, unerledigten Vorverurteilungen begangen wurde, ist 
nur mit der Strafe der ersten unerledigten Verurteilung 
eine nachträgliche Gesamtstrafe zu bilden. Die erste Ver-
urteilung bildet eine Zäsur, so dass die zweite Verurtei-
lung selbständig bestehen zu bleiben hat. Anders liegt es 
nur, wenn die beiden Verurteilungen untereinander ge-
samtstrafenfähig sind. 
 
3. Hang im Sinne des § 64 StGB ist eine Substanzkonsum-
störung, infolge derer eine dauernde und schwerwiegende 
Beeinträchtigung der Lebensgestaltung, der Gesundheit, 
der Arbeits- oder der Leistungsfähigkeit eingetreten ist 
und fortdauert. 
 
4. Nach der am 1. Oktober 2023 in Kraft getretenen Neu-
fassung des § 64 StGB (BGBl. I Nr. 203, S. 2) muss die 
Anlasstat „überwiegend“ auf den Hang zurückgehen. Eine 
bloße Mitursächlichkeit des Hangs für die Tat reicht nur 
noch dann aus, wenn sie andere Ursachen quantitativ 
überwiegt. Das Vorliegen eines solchen Kausalzusammen-
hangs ist durch das Tatgericht ggf. unter sachverständiger 
Beratung positiv festzustellen. 
 
5. Nach der Änderung des § 64 Satz 2 StGB genügt es für 
eine Unterbringung nicht mehr, dass eine „hinreichend 
konkrete Aussicht“ besteht, die Person durch die Behand-
lung in einer Entziehungsanstalt innerhalb der Frist nach 
§ 67d Abs. 1 StGB zu heilen oder über eine erhebliche Zeit 
vor dem Rückfall in den Hang zu bewahren und von der 
Begehung erheblicher rechtswidriger Taten abzuhalten, 
die auf ihren Hang zurückgehen. In der Neufassung setzt 
§ 64 Satz 2 StGB nunmehr voraus, dass ein solcher Effekt 
„aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte zu erwarten ist“.  
 
6. Der Gesetzgeber hat bewusst erhöhte prognostische 
Anforderungen statuiert, wodurch sich der Einfluss un-
günstiger Risikofaktoren wie der Therapieunwilligkeit er-
höht. Die Beurteilung einer derartigen Erfolgsaussicht ist 
im Rahmen einer richterlichen Gesamtwürdigung der Tä-
terpersönlichkeit und aller sonst maßgeblichen, also prog-
nosegünstigen und -ungünstigen Umstände vorzuneh-
men. 
 
7. Lehnt ein Angeklagter die Therapie im Maßregelvollzug 
ab, folgt aus dem Erfordernis „tatsächlicher Anhalts-
punkte“ zudem, dass für eine positive Anordnungsent-
scheidung im Urteil konkret darzulegen ist, welche Instru-
mente im Maßregelvollzug zur Verfügung stehen, mit de-
nen diese Haltung überwunden werden kann. 
 
8. Der Tatentschluss im Hinblick auf einen Totschlag (§ 
212 StGB) setzt voraus, dass der Täter den Tod als mögli-
che, nicht ganz fernliegende Folge seines Handelns er-
kennt (Wissenselement) und dies billigt oder sich um des 
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erstrebten Zieles Willen zumindest mit dem Eintritt des 
Todes eines anderen Menschen abfindet, mag ihm der Er-
folgseintritt auch gleichgültig oder an sich unerwünscht 
sein (Willenselement). Bewusste Fahrlässigkeit liegt dage-
gen vor, wenn der Täter mit der als möglich erkannten Tat-
bestandsverwirklichung nicht einverstanden ist und ernst-
haft und nicht nur vage darauf vertraut, der tatbestandli-
che Erfolg werde nicht eintreten.  
 
9. Ob der Täter nach diesen rechtlichen Maßstäben be-
dingt vorsätzlich gehandelt hat, ist in Bezug auf beide Vor-
satzelemente in jedem Einzelfall umfassend zu prüfen und 
gegebenenfalls durch tatsächliche Feststellungen zu bele-
gen. Die Prüfung, ob Vorsatz oder bewusste Fahrlässigkeit 
vorliegt, erfordert eine Gesamtschau aller objektiven und 
subjektiven Umstände, wobei es vor allem bei der Würdi-
gung des voluntativen Vorsatzelements regelmäßig erfor-
derlich ist, dass sich das Tatgericht mit der Persönlichkeit 
des Täters auseinandersetzt und dessen psychische Verfas-
sung bei der Tatbegehung, seine Motivlage und die für das 
Tatgeschehen bedeutsamen Umstände ‒ insbesondere die 
konkrete Angriffsweise ‒ mit in Betracht zieht. 
 
10. Im Rahmen der vorzunehmenden Gesamtschau stellt 
die auf der Grundlage der dem Täter bekannten Um-
stände zu bestimmende objektive Gefährlichkeit der Tat-
handlung zwar einen wesentlichen Indikator sowohl für 
das kognitive als auch für das voluntative Vorsatzelement 
dar. Der Schluss auf einen zumindest bedingten Tötungs-
vorsatz ist allerdings nur dann rechtsfehlerfrei, wenn der 
Tatrichter alle nach Sachlage in Betracht kommenden Tat-
umstände in seine Erwägungen einbezogen hat, die die-
ses Ergebnis in Frage stellen können. Solche Umstände, 
die der Annahme eines bedingten Vorsatzes – auch unter-
halb der Schwelle der §§ 20, 21 StGB – entgegenstehen 
können und deshalb ausdrücklicher Erörterung in den 
Urteilsgründen bedürfen, können etwa eine akute Intoxi-
kation des Angeklagten oder psychische Beeinträchtigun-
gen sein. Gleiches gilt, wenn ein fassbarer Beweggrund 
für eine so schwere Tat wie die Tötung eines Menschen 
nicht feststellbar ist, sowie bei spontanen, unüberlegten 
Handlungen. 
 

448. BGH 4 StR 523/24 – Beschluss vom 12. 
März 2025 (LG Arnsberg) 
Rücktritt (Fehlschlag: schwere räuberische Erpressung, 
Rücktrittshorizont, Darstellungsanforderungen); 

Strafzumessung (Strafrahmenverschiebung: Verhältnis 
von vertypten Milderungsgründen und minder schwe-
rem Fall, Jugendstrafe). 
§ 23 StGB; § 24 StGB; § 49 StGB; § 267 StPO; § 18 Abs. 
1 JGG; § 106 Abs. 3 Satz 1 JGG 

 
1. Ein Fehlschlag, der einem strafbefreienden Rücktritt 
vom Versuch entgegensteht, ist gegeben, wenn die Tat 
nach Misslingen des zunächst vorgestellten Tatablaufs mit 
den bereits eingesetzten oder anderen naheliegenden Mit-
teln objektiv nicht mehr vollendet werden kann und der 
Täter dies erkennt oder wenn er subjektiv die Vollendung 
nicht mehr für möglich hält. 
 
2. Dabei kommt es auf die Sicht des Täters nach Abschluss 
der letzten Ausführungshandlung an, den sog. Rücktritts-
horizont. Wenn der Täter zu diesem Zeitpunkt erkennt 
oder die subjektive Vorstellung hat, dass es zur Herbeifüh-
rung des Erfolgs eines erneuten Ansetzens bedürfte, liegt 
ein Fehlschlag vor. Dabei ist für die Beurteilung auch 
dann, wenn – wie hier – mehrere die Tat gemeinschaftlich 
begehen (§ 24 Abs. 2 StGB), allein die persönliche Sicht 
jedes einzelnen Beteiligten maßgeblich. 
 
3. Die Ober- und die Untergrenze für eine zu verhängende 
Jugendstrafe ergibt sich allein aus § 18 Abs. 1 (bei Heran-
wachsenden i.V.m. § 105 Abs. 3 Satz 1 JGG). Die Strafdro-
hungen des allgemeinen Strafrechts sind nur insoweit von 
Bedeutung, als in ihnen eine Bewertung des äußeren Tat-
unrechts zum Ausdruck kommt, das bei der Bestimmung 
der zurechenbaren Schuld des jugendlichen oder heran-
wachsenden Täters mit in Ansatz zu bringen ist. Dies gilt 
namentlich dort, wo sich die Tat, nach Erwachsenenstraf-
recht beurteilt, als minder schwerer Fall darstellen würde 
oder vertypte Milderungsgründe gegeben wären. Dabei 
handelt es sich aber stets nur um eine Parallelwertung, die 
anschließend in die jugendstrafrechtliche Betrachtung zu 
integrieren ist. Die für die Strafrahmenwahl im Erwachse-
nenstrafrecht möglicherweise bedeutsame Frage, ob ein 
vertypter Strafmilderungsgrund zur Annahme eines min-
der schweren Falles führt oder lediglich eine Strafrah-
menverschiebung nach § 49 StGB auslöst, ist in diesem 
Zusammenhang daher nur insoweit von Bedeutung, als in 
ihrer Beantwortung im konkreten Fall eine für die jugend-
strafrechtliche Betrachtung relevante Abstufung des Tat-
unwertes zum Ausdruck kommt. 

 
 
 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

II. Materielles Strafrecht – Besonderer Teil 
 
 

436. BGH 4 StR 11/24 – Beschluss vom 25. 
September 2024 (LG Hagen) 
Vergewaltigung („Stealthing“: Einverständnis, Strafzu-
messung, Regelbeispiel, kein Entfallen der Indizwir-
kung). 

§ 177 StGB 
 
1. Für die Frage, ob eine sexuelle Handlung dem maßgeb-
lichen Willen der betroffenen Person entspricht oder zu-
widerläuft, kommt es allein auf die konkret 
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vorgenommene Handlung und ihr Verhältnis zu dem er-
kennbar gewordenen Willen dieser Person an. 
 
2. Stimmt eine Person einer (vaginalen) Penetration im 
Rahmen des Geschlechtsverkehrs – wie hier – ausdrück-
lich nur unter der Voraussetzung zu, dass ein Kondom ver-
wendet wird, entspricht nur diese Form des Eindringens 
ihrem eindeutig zum Ausdruck gebrachten Willen. Eine 
danach ohne Präservativ vorgenommene Penetration ge-
schieht somit gegen den erkennbaren Willen dieser Person 
und verwirklicht den Tatbestand des § 177 Abs. 1 StGB. 
Dabei ist es unerheblich, aus welchen Gründen die selbst-
bestimmungsberechtigte Person diese konkrete sexuelle 
Handlung ablehnt. 
 
3. Durch den vaginalen Geschlechtsverkehr ist grundsätz-
lich die Variante der Vollziehung des Beischlafs verwirk-
licht. Einer hierüber hinausgehenden Feststellung einer 
besonderen Erniedrigung bedarf es nicht. Die Tat ist dann 
im Urteilstenor als Vergewaltigung zu bezeichnen, unab-
hängig davon, ob im Rahmen der Strafzumessung ein be-
sonders schwerer Fall verneint wird. 
 
4. Sind die Voraussetzungen eines Regelbeispiels gegeben, 
so bestimmt sich der „Regelstrafrahmen” nach dem er-
höhten Strafrahmen. Die Indizwirkung des Regelbeispiels 
kann jedoch durch besondere strafmildernde Umstände 
entkräftet werden, die für sich allein oder in ihrer Gesamt-
heit so schwer wiegen, dass die Anwendung des erhöhten 
Strafrahmens unangemessen erscheint. 
 
5. Im Fall des sog. „Stealthing“ ist die Indizwirkung des 
Regelbeispiels in § 177 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 StGB nicht ge-
nerell deshalb zu verneinen, weil die Geschädigte mit ge-
schütztem vaginalem Geschlechtsverkehr einverstanden 
war. Der Eingriff in das Recht auf sexuelle Selbstbestim-
mung, der sich aus der nicht konsentierten ungeschützten 
Penetration ergibt, ist nicht teilbar. Er ist auch nicht ledig-
lich ein „Mehr“ in Relation zu der konsentierten sexuellen 
Handlung. 
 

461. BGH 3 StR 468/24 – Beschluss vom 4. 
Februar 2025 (LG Köln)   
Volksverhetzung (Coronaschutzmaßnahmen; Verharm-
losung von NS-Verbrechen; Eignung zur Störung des öf-
fentlichen Friedens); Grundrecht der Meinungsfreiheit 
(revisionsrechtliche Überprüfung der tatgerichtlichen 
Auslegung einer Äußerung; Prüfung alternativer Deu-
tungsmöglichkeiten). 
§ 130 Abs. 3 StGB; Art. 5 GG 

 
1. Das Tatbestandsmerkmal des Verharmlosens ist er-
füllt, wenn der Täter das betreffende Geschehen in tat-
sächlicher Hinsicht herunterspielt, beschönigt, in sei-
nem wahren Gewicht verschleiert oder in seinem Un-
wertgehalt bagatellisiert beziehungsweise relativiert. 
Dabei werden alle denkbaren Spielarten agitativer Hetze 
ebenso wie verbrämter diskriminierender Missachtung 
erfasst. Es kann sich mithin insbesondere sowohl um ein 
quantitatives als auch um ein qualitatives Abwerten han-
deln. 
 
2. Der tatsächliche Gehalt einer – sprachlichen wie bildli-
chen – Äußerung ist im Wege der Auslegung zu 

bestimmen; dies ist Tatfrage des Einzelfalls und damit Sa-
che des Tatgerichts. Dem Revisionsgericht ist eine eigene 
Würdigung versagt. Kommt das Tatgericht zu einem ver-
tretbaren Ergebnis, so hat das Revisionsgericht dessen 
Auslegung hinzunehmen, sofern sie sich nicht als rechts-
fehlerhaft erweist, etwa weil die tatrichterlichen Erwägun-
gen lückenhaft sind, Sprach- und Denkgesetze verletzen 
oder gegen Erfahrungssätze verstoßen; die rechtliche Prü-
fung erstreckt sich darauf, ob allgemeine Auslegungsre-
geln verletzt worden sind. 
 
3. Verbleiben Zweifel am Inhalt der Äußerung oder ist sie 
mehrdeutig, gebietet eine am Grundrecht der Meinungs-
freiheit gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG ausgerichtete In-
terpretation, auf die günstigere Deutungsmöglichkeit ab-
zustellen, wenn diese nicht ihrerseits ausgeschlossen ist. 
 
4. Eine Abbildung, die insinuiere, den Betroffenen staat-
licher Coronaschutzmaßnahmen werde gleiches Unrecht 
zugefügt wie den Opfern des NS-Völkermordes, kann un-
ter Umständen das historisch einzigartige Unrecht der in 
Konzentrationslagern vollzogenen Vernichtung von Mil-
lionen europäischen Juden und anderen vom nationalso-
zialistischen Regime verfolgten Gruppen in seinem wah-
ren Gewicht verschleiern und bagatellisiern. Ebenso 
kann sie geeignet sein, ihre Betrachter aggressiv zu emo-
tionalisieren und bei in Deutschland wohnhaften Über-
lebenden des Holocausts und Nachkommen der Holo-
caustopfer ein Klima der Angst und Verunsicherung zu 
verbreiten. 
 

447. BGH 4 StR 494/24 – Beschluss vom 11. 
März 2025 (LG Bochum) 
Vorbereitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern 
(Einwirken: hinreichende psychische Einflussnahme, 
Hartnäckigkeit; Polizeibeamter als Gegenüber: Maßgeb-
lichkeit der Vorstellung des Täters; untauglicher Ver-
such); Unterbringung in der Sicherungsverwahrung 
(Hang zur Begehung erheblicher Straftaten: Darstel-
lungsanforderungen, konkrete Straftaten, Wahrschein-
lichkeitsprognose, Missbrauchstaten, Cybergrooming; 
Gefährlichkeitsprognose). 
§ 22 StGB; § 23 StGB; § 66 StGB; § 176b Abs. 1 StGB; § 
267 StPO 

 
1. Das dem § 180b Abs. 1 Satz 2 StGB aF nachgebildete 
Tatbestandsmerkmal des „Einwirkens“ setzt eine psychi-
sche Einflussnahme tiefergehender Art voraus. Es erfasst 
alle Formen der intellektuellen Beeinflussung, verlangt 
darüber hinaus aber auch eine gewisse Hartnäckigkeit. Als 
Mittel kommen wiederholtes Drängen, Überreden, Ver-
sprechungen, Wecken von Neugier, Einsatz von Autorität, 
Täuschung, Einschüchterung, Drohung und auch Gewalt-
einwirkung in Betracht. 
 
2. Es macht für die Beurteilung des Täterverhaltens im 
Rahmen der versuchten Vorbereitung eines sexuellen 
Missbrauchs von Kindern (§ 176b Abs. 1 und 3 StGB) kei-
nen wesentlichen Unterschied, ob das digitale Gegenüber 
tatsächlich ein Kind ist oder – wie etwa bei einem „Poli-
zeibeamten mit einer Alias-Identität“ – nicht. 
 

463. BGH 3 StR 539/24 – Beschluss vom 4. 
Februar 2025 (LG Koblenz)   
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Verstoß gegen Weisungen während der Führungsauf-
sicht (Bestimmtheit; unmissverständliche Strafbeweh-
rung; mündliche Belehrung). 
§ 145a StGB; § 68b Abs. 1 StGB 

 
1. Bei einer Verurteilung wegen eines Verstoßes gegen 
Weisungen während der Führungsaufsicht empfiehlt es 
sich dringend, im Urteil den Führungsaufsichtsbeschluss 
im Wortlaut mitzuteilen. 
 
2. Ein unmissverständlicher schriftlicher Hinweis darauf, 
dass ein Verstoß gegen die Abstinenzweisung strafbe-
wehrt ist, ist erforderlich, damit der Führungsaufsichtsbe-
schluss in Ausfüllung des Blankettstraftatbestandes des § 
145a Satz 1 StGB die Strafbarkeit eines Weisungsverstoßes 
begründen kann. 
 
3. Eine Information über die Strafbarkeit von Weisungs-
verstößen allein im Rahmen einer (mündlichen) Beleh-
rung über die Führungsaufsicht nach § 268a Abs. 3 Satz 2 
StPO beziehungsweise §§ 453a, 463 Abs. 1 StPO genügt 
nicht. 
 
4. Die Rechtmäßigkeit einer strafbewehrten Weisung nach 
§ 68b Abs. 1 StGB ist weitere Voraussetzung für eine Straf-
barkeit; sie muss sich daher aus den Urteilsgründen in ei-
ner für das Revisionsgericht nachprüfbaren Weise erken-
nen lassen. 
 

441. BGH 4 StR 223/24 – Urteil vom 13. März 
2025 (LG Mainz) 
Betrug (Bewilligung eines Dispositionskredits: Irrtum, 
Abgrenzung zum Computerbetrug, schadensgleiche 
Vermögensgefährdung; Strafzumessung: Doppelverwer-
tungsverbot, Berücksichtigung der Schäden von Einzel-
taten in einer Tatserie, Regelbeispiele); gefährlicher Ein-
griff in den Straßenverkehr (verkehrsfeindlicher Innen-
eingriff); gefährliche Körperverletzung (lebensgefähr-
dende Behandlung: Kollision mit Kraftfahrzeug); Kogni-
tionspflicht; Urteilsverkündung (Abweichung von 
schriftlichen Urteilsgründen und mündlich verkündeter 
Strafe); Revisionsbeschränkung (Einzelstrafaussprüche 
bei einer Serie von Vermögensstraftaten; Einziehungs-
anordnung). 
§ 46 Abs. 3 StGB; § 263 StGB; § 263a StGB; § 264 Abs. 
2 StPO; § 267 StPO; § 268 StPO; § 344 Abs. 1 StPO 

 
1. Durch die Einbettung von einzelnen Betrugs- oder 
Computerbetrugstaten in eine Serie kann das Gewicht je-
der Einzeltat deutlich erhöht werden. Dabei können nicht 
nur Vortaten, sondern auch nachfolgende Taten strafschär-
fend berücksichtigt werden, sofern ein innerer kriminolo-
gischer Zusammenhang besteht. Die Höhe der Vermö-
gensschäden kann insoweit in der Strafzumessung berück-
sichtigt werden, ohne dass dies schon deshalb mit Blick 
auf das Regelbeispiel des gewerbsmäßigen (Computer-
)Betrugs gegen das Doppelverwertungsverbot (§ 46 Abs. 
3 StGB) verstieße. 
 
2. Die gerichtliche Kognitionspflicht gebietet, dass der – 
durch die zugelassene Anklage abgegrenzte – Prozessstoff 
durch die vollständige Aburteilung des einheitlichen Le-
bensvorgangs erschöpft wird. Der Unrechtsgehalt der Tat 
ist ohne Rücksicht auf die dem Eröffnungsbeschluss 

zugrundeliegende Bewertung auszuschöpfen (vgl. § 264 
Abs. 2 StPO), soweit keine rechtlichen Gründe entgegen-
stehen. 
 
3. Der Tatbestand des gefährlichen Eingriffs in den Stra-
ßenverkehr gemäß § 315b Abs. 1 StGB kann auch durch 
einen verkehrsfeindlichen Inneneingriff verwirklicht wer-
den. Ein vorschriftswidriges Verhalten im fließenden Ver-
kehr wird von § 315b StGB jedoch nur erfasst, wenn ein 
Fahrzeugführer das von ihm gesteuerte Kraftfahrzeug in 
verkehrsfeindlicher Einstellung bewusst zweckwidrig ein-
setzt, er mithin in der Absicht handelt, den Verkehrsvor-
gang zu einem Eingriff in den Straßenverkehr zu „perver-
tieren“, und es ihm darauf ankommt, hierdurch in die Si-
cherheit des Straßenverkehrs einzugreifen. Ein vollende-
ter gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr erfordert 
zudem, dass durch den tatbestandsmäßigen Eingriff Leib 
oder Leben eines anderen Menschen oder fremde Sachen 
von bedeutendem Wert konkret gefährdet werden. Bei 
Vorgängen im fließenden Verkehr muss zu einem bewusst 
zweckwidrigen Einsatz des Fahrzeugs in verkehrsfeindli-
cher Absicht ferner hinzukommen, dass das Fahrzeug mit 
zumindest bedingtem Schädigungsvorsatz missbraucht 
wurde. 
 
4. Eine gefährliche Körperverletzung gemäß § 224 Abs. 1 
Nr. 5 StGB liegt vor, wenn die Art der Behandlung durch 
den Täter nach den Umständen des Einzelfalls generell ge-
eignet ist, das Leben zu gefährden, und sein Tun nach sei-
ner Vorstellung auf Lebensgefährdung „angelegt“ ist, er 
also zumindest eine potentielle Gefährdung des Lebens 
des Opfers erkennt und billigt. 
 
5. Für den Strafausspruch sind allein die schriftlichen Ur-
teilsgründe maßgeblich. Nur die von sämtlichen Berufs-
richtern unterzeichnete Urteilsurkunde bietet die Gewähr 
dafür, dass die Urteilsausführungen das Ergebnis der Be-
ratung wiedergeben. Die mündliche Urteilsbegründung 
dient lediglich der vorläufigen Unterrichtung der Verfah-
rensbeteiligten. 
 

429. BGH 2 StR 480/24 – Urteil vom 26. Feb-
ruar 2025 (LG Köln) 
Revisionsbeschränkung (Postpendenzverhältnis; Ein-
ziehung: Gewerbsmäßigkeit und erlangtes Etwas); ge-
werbsmäßiger Bandenbetrug (Gewerbsmäßigkeit: mit-
telbarer Zufluss des Vorteils, regelmäßige Zuwendun-
gen eines Beteiligten); Beihilfe (Vorsatz: Konkretisie-
rung, zentrale Merkmale der Haupttat, Diebstahl statt 
Betrug, Schockanrufe); Einziehung (Tatlohn). 
§ 15 StGB; § 16 StGB; § 27 StGB; § 73 StGB; § 73c StGB; 
§ 242 StGB; § 263 StGB; § 352 StPO 

 
1. Die Gewerbsmäßigkeit wird durch ein subjektives Mo-
ment begründet. Der Täter muss die Absicht haben, sich 
aus wiederholter Tatbegehung eine nicht nur vorüberge-
hende, nicht ganz unerhebliche Einnahmequelle zu ver-
schaffen. 
 
2. Für die Annahme von Gewerbsmäßigkeit genügt es, 
dass die Taten mittelbar als Einnahmequelle dienen sollen. 
Dies ist auch dann der Fall, wenn der Täter sich selbst 
geldwerte Vorteile aus der Tat über Dritte verspricht. Die 
angestrebten Vorteile müssen nicht ein Entgelt aus der Tat 
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darstellen. Für die Frage eigennützigen Handelns macht es 
wertungsmäßig keinen Unterschied, ob bei arbeitsteili-
gem Vorgehen ein Beteiligter die Auskehr (eines Teils) des 
unmittelbar erlangten gegenständlichen Vorteils oder eine 
andere Entlohnung erwartet. Auch andere Formen des 
Tatlohns als unmittelbare Beutegegenstände oder Surro-
gate stellen finanzielle Vorteile dar, die sich der Täter aus 
der Tatbegehung verschaffen will. 
 
3. An den Vorsatz des Gehilfen sind geringere Anforderun-
gen als an den des Täters zu stellen. Derjenige, der ledig-
lich eine fremde Tat fördert, braucht Einzelheiten dieser 
Tat nicht zu kennen und keine bestimmten Vorstellungen 
von ihr zu haben. Es ist lediglich ein Mindestmaß an Kon-
kretisierung erforderlich. Der Hilfeleistende muss die 
zentralen Merkmale der Haupttat, namentlich den we-
sentlichen Unrechtsgehalt und die wesentliche Angriffs-
richtung, im Sinne bedingten Vorsatzes zumindest für 
möglich halten und billigen. 
 
4. Dass es sich bei einem Diebstahl um ein anderes Delikt 
als einen Betrug handelt, steht der Annahme eines Gehil-
fenvorsatzes nicht entgegen, sofern es sich nicht um eine 
grundsätzlich andere Tat handelt. Es kann insoweit ausrei-
chen, wenn der Gehilfe die Möglichkeit erkannte, dass der 
Haupttäter bei der Ausführung der geplanten Betrugstat 
die Gelegenheit ergreifen würde, auf anderem Wege als 

durch Verfügung der überrumpelten Tatopfer an Wertge-
genstände zu gelangen. 
 

449. BGH 4 StR 526/24 – Beschluss vom 26. 
Februar 2025 (LG Münster) 
Beweiswürdigung (relative Fahruntüchtigkeit: Ge-
schwindigkeitsüberschreitung, Mitursächlichkeit einer 
Alkoholintoxikation für einen Fahrfehler, Abgrenzung 
zur bloßen Enthemmung); Einziehung von Tatmitteln 
(Kraftfahrzeug: Verlassen des Unfallortes). 
§ 74 Abs. 1 StGB; § 315c Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 316 Abs. 
1 StGB; § 261 StPO 

 
Relative Fahruntüchtigkeit ist gegeben, wenn die Blutal-
koholkonzentration des Angeklagten zur Tatzeit zwar un-
terhalb des Grenzwertes der absoluten Fahruntüchtigkeit 
liegt, aber aufgrund zusätzlicher Tatsachen der Nachweis 
alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit geführt werden kann. 
Erforderlich sind mithin weitere aussagekräftige Beweis-
anzeichen, die im konkreten Einzelfall belegen, dass die 
Gesamtleistungsfähigkeit des Kraftfahrzeugführers in-
folge seiner Alkoholisierung so weit herabgesetzt war, 
dass er nicht mehr fähig gewesen ist, sein Fahrzeug im 
Straßenverkehr eine längere Strecke, auch bei Eintritt 
schwieriger Verkehrslagen, zu steuern. Dies hat das Tatge-
richt anhand einer Gesamtwürdigung aller relevanten Um-
stände zu beurteilen. 
 

 

 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

III. Strafzumessungs- und Maßregelrecht 
 
 

471. BGH 5 StR 312/23 – Beschluss vom 3. 
März 2025 
Anfrageverfahren zur erweiterten Einziehung (Vorhan-
densein des Einziehungsgegenstands im Vermögen des 
Betroffenen bei Begehung der Anknüpfungstat). 
§ 73a Abs. 1 StGB; § 73 StGB; § 76a Abs. 4 StGB; § 132 
Abs. 3 Satz 1 GVG 

 
1. Der Senat beabsichtigt zu entscheiden, dass die erwei-
terte Einziehung eines durch oder für eine andere rechts-
widrige Tat erlangten Gegenstands nach § 73a Abs. 1 StGB 
nicht voraussetzt, dass dieser bei Begehung der Anknüp-
fungstat im Vermögen des Betroffenen gegenständlich vor-
handen war. 
 
2. Die §§ 73 Abs. 1, 73a Abs. 1, 76a Abs. 4 StGB schaffen 
ein aufeinander abgestimmtes lückenloses System der 
Einziehung von inkriminiertem Vermögen nach einem 
Rangverhältnis. Vorrangig ist das durch oder für eine 
nachweisbare rechtswidrige Tat Erlangte mit der Abur-
teilung der Tat nach § 73 Abs. 1 StGB einzuziehen. Ist die 
Erwerbstat jedoch nicht in dem für eine Strafverfolgung 
erforderlichem Maße aufzuklären, sind durch oder für sie 
erlangte Vermögensgegenstände nach § 73a Abs. 1 StGB 

in dem wegen einer anderen Straftat (Anknüpfungstat) 
geführten Strafverfahren einzuziehen. Erweist sich eine 
solche erweiterte Einziehung als unmöglich, weil die An-
knüpfungstat nicht verfolgt oder verurteilt werden kann, 
sind die in dem Strafverfahren sichergestellten Gegen-
stände gleichwohl nach § 76a Abs. 4 StGB selbstständig 
einzuziehen. In dieser Systematik entstünde eine Lücke, 
würde man inkriminierte Vermögensgegenstände, die 
erst nach der Anknüpfungstat durch nicht aufklärbare 
rechtswidrige Taten erlangt wurden, von der erweiterten 
Einziehung nach § 73a Abs. 1 StGB ausnehmen. 
 
3. Gegenstände des Täters oder Teilnehmers im Sinne des 
§ 73a Abs. 1 StGB sind alle, die sich zum Zeitpunkt der 
Entscheidung des Gerichts im Vermögen des als solchen 
verurteilten Angeklagten befinden. Der Wortlaut umfasst 
daher auch solche Gegenstände, die dieser erst nach der 
Anknüpfungstat erlangt hat. Voraussetzung ist insoweit 
allein, dass das Gericht den Gegenstand seinem Vermögen 
zuordnet und die uneingeschränkte Überzeugung von der 
rechtswidrigen Herkunft gewinnt. 
 
4. Die Vermögensabschöpfung ist keine Reaktion auf 
früheres normwidriges Verhalten des Betroffenen, son- 
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dern Antwort auf eine gegenwärtige Störung der Vermö-
gensordnung. Schon diese gegenüber den weiteren 
Rechtsfolgen der Tat eigenständige Stellung und Funktion 
des Rechtsinstituts sprechen dagegen, die erweiterte Ein-
ziehung von einem sachlichen oder zeitlichen Konnex zwi-
schen Anknüpfungstat und Vermögenslage abhängig zu 
machen. 
 

473. BGH 5 StR 436/24 – Urteil vom 26. März 
2025 (LG Berlin I)   
Einziehung (durch die Tat erlangter Vermögenswert; Be-
trug; Buchgeld; Faktische Verfügungsmöglichkeit; 
Konto). 
§ 73 StGB; § 263 StGB 

 
1. „Durch“ die Tat erlangt im Sinne des § 73 Abs. 1 StGB 
ist ein Vermögenswert, wenn er dem Täter oder Teilneh-
mer unmittelbar aus der Verwirklichung des Tatbestandes 
in irgendeiner Phase des Tatablaufs so zugeflossen ist, 
dass er dessen faktischer Verfügungsgewalt unterliegt. 
Kann der Tatbeteiligte im Sinne eines rein tatsächlichen 
Herrschaftsverhältnisses ungehinderten Zugriff auf den 
betreffenden Vermögensgegenstand nehmen, hat er fakti-
sche Verfügungsgewalt. Unerheblich ist deshalb, ob das 
Erlangte beim Täter oder Teilnehmer verbleibt oder ob 
und gegebenenfalls in welchem Umfang dieser eine un-
mittelbar aus der Tat gewonnene (Mit-)Verfügungsmacht 
später – etwa durch absprachegemäße Weitergabe an ei-
nen anderen – wieder aufgegeben hat. 
 
2. Anders liegt es, wenn der Tatbeteiligte den Gegenstand 
nur transitorisch erhalten hat, weil er ihn kurzfristig wei-
terzuleiten hatte. Ein solcher transitorischer Besitz ist al-
lerdings dann nicht anzunehmen, wenn der Tatbeteiligte 
den durch die Tat erlangten Gegenstand – ungeachtet einer 
Ablieferungspflicht und etwaiger engmaschiger telefoni-
schen Kontrolle – über eine nicht unerhebliche Zeit unter 
Ausschluss der anderen Tatbeteiligten in seiner faktischen 
Verfügungsgewalt hält. Relevant sind also vor allem Dauer 
und Intensität des Besitzes sowie die tatsächliche Mög-
lichkeit der Einflussnahme durch weisungsbefugte Hinter-
leute aufgrund ihrer Anwesenheit vor Ort. Ob die tatsäch-
lichen Verhältnisse eine faktische Verfügungsgewalt des 
Täters belegen, obliegt in erster Linie der Wertung des Tat-
gerichts. 
 
3. Geht es um den Zufluss aus Betrugstaten erlangter Gel-
der auf ein Konto, kommt es darauf an, ob der Täter fak-
tisch über die aus den Überweisungen resultierenden Gut-
haben verfügen kann; da es sich beim Erlangen um einen 
tatsächlichen Vorgang handelt, sind die zivilrechtlichen 
Rechtsverhältnisse hierfür unerheblich. 
 

431. BGH 2 StR 508/24 – Beschluss vom 14. 
Januar 2025 (LG Aachen) 
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung (Gefähr-
lichkeitsprognose: zulässiges Verteidigungsverhalten). 
§ 66 StGB 

 
Zulässiges Verteidigungsverhalten darf weder hangbe-
gründend noch als Anknüpfungspunkt für die Gefährlich-
keit des Angeklagten verwertet werden. Wenn der Täter 
die ihm zur Last gelegte Tat leugnet, bagatellisiert oder ei-
nem anderen die Schuld zuschiebt, ist dies grundsätzlich 

zulässiges Verteidigungsverhalten. Die Grenze zulässigen 
Verteidigungsverhaltens ist erst überschritten, wenn das 
Leugnen, Verharmlosen oder die Belastung des Opfers 
oder eines Dritten Ausdruck einer besonders verwerfli-
chen Einstellung des Täters ist, etwa weil die Falschbelas-
tung mit einer Verleumdung oder Herabwürdigung oder 
der Verdächtigung einer besonders verwerflichen Hand-
lung einhergeht. 
 

440. BGH 4 StR 122/24 – Beschluss vom 11. 
Februar 2025 (LG Paderborn) 
Nachträgliche Anordnung der Unterbringung in der Si-
cherungsverwahrung (Gefährlichkeitsprognose: Be-
rücksichtigung von Verteidigungsverhalten). 
§ 66b StGB 

 
1. Im Erkenntnisverfahren ist es grundsätzlich zulässig, 
wenn der Angeklagte zu seiner Verteidigung die ihm zur 
Last gelegten Taten leugnet, bagatellisiert oder einem an-
deren die Schuld zuschiebt. Zulässiges Verteidigungsver-
halten darf einem Angeklagten weder bei der Strafzumes-
sung noch bei der Entscheidung über eine Strafaussetzung 
zur Bewährung oder über die Anordnung eines Berufsver-
bots zum Nachteil gereichen. 
 
2. Auch bei der Entscheidung über eine Unterbringung 
des Angeklagten in der Sicherungsverwahrung darf zuläs-
siges Verteidigungsverhalten weder hangbegründend noch 
als Anknüpfungspunkt für die Gefährlichkeit des Ange-
klagten verwertet werden. 
 
3. Ist das Erkenntnisverfahren abgeschlossen, kommt der 
Gesichtspunkt zulässiger Verteidigung nicht in gleicher 
Weise zum Tragen. Die im Strafvollstreckungsverfahren 
ergehenden Entscheidungen haben vielmehr die rechts-
kräftigen Feststellungen zugrunde zu legen und hieran ge-
rade auch ein für die Entscheidung in Betracht zu ziehen-
des Verhalten der verurteilten Person im Vollzug zu mes-
sen. Im Verfahren nach § 66b StGB ist es statthaft und so-
gar geboten, ein relativierendes Verhalten des Verurteilten 
im Vollzug als ungünstigen Prognosefaktor innerhalb der 
gemäß § 66b Satz 1 Nr. 2 StGB zu betrachtenden Entwick-
lung des Betroffenen in die gebotene Gesamtwürdigung 
einzubeziehen. 
 

479. BGH 5 StR 720/24 – Urteil vom 27. Feb-
ruar 2025 (LG Hamburg)   
Anordnung der Sicherungsverwahrung gegen Erstseri-
entäter (Hang; Fehlen von Vorstrafen; delinquenzfreie 
Zeiträume). 
§ 66 StGB 

 
1. Der Hang im Sinne des § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 StGB 
bezeichnet einen eingeschliffenen inneren Zustand, der 
den Täter immer wieder neue Straftaten begehen lässt. Ein 
Hang liegt danach bei demjenigen vor, der dauerhaft zur 
Begehung von Straftaten entschlossen ist oder aufgrund 
einer fest eingewurzelten Neigung immer wieder straffäl-
lig wird, wenn sich die Gelegenheit dazu bietet. Das Vor-
liegen eines solchen Hangs hat der Tatrichter unter sorg-
fältiger Gesamtwürdigung aller für die Beurteilung der 
Persönlichkeit des Täters und seiner Taten maßgebenden 
Umstände darzulegen. Diese Würdigung bedarf in den 
Fällen von § 66 Abs. 2 und 3 Satz 2 StGB, bei denen 
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Vortaten und Vorverbüßungen fehlen, besonderer Sorg-
falt. Zu berücksichtigen ist auch die zeitliche Verteilung 
der Straftaten, wobei längere straffreie Zeiträume zwar im 
Grundsatz, aber nicht zwingend gegen einen Hang spre-
chen. 
 
2. Wenn die formellen Voraussetzungen für die Anord-
nung der Maßregel gegen einen Ersttäter vorliegen, kann 
nach der Wertung des Gesetzgebers schon allein aus den 
abgeurteilten Taten ein Hang ableitbar sein; dem Fehlen 
von Vorstrafen kann dann kein großes Gewicht zugemes-
sen werden. Die Vorschriften des § 66 Abs. 2 und 3 Satz 
2, § 66a Abs. 1 und 2 StGB ermöglichen vielmehr neben 
der Verurteilung zur verwirkten Freiheitsstrafe bereits bei 
Erstserientätern die Verhängung unbefristeter Freiheits-
entziehung in Sicherungsverwahrung zur Sicherung der 
Allgemeinheit vor gefährlichen Hangtätern. 
 

486. BGH 6 StR 245/24 (alt: 6 StR 467/22) – 
Urteil vom 5. Februar 2025 (LG Braun-
schweig)   
Besonders schwere Vergewaltigung (Strafzumessung: 
einverständliche Intimitäten vor und nach der Tat; Tä-
ter-Opfer-Ausgleich (Übernahme von Verantwortung: 
Gewaltdelikte, umfassendes Geständnis, eingeschränk-
tes Geständnis). 
§ 177 StGB; § 46a Nr. 1 StGB 

 
Bei dem Täter-Opfer-Ausgleich bedarf es für die erforder-
liche Übernahme von Verantwortung zwar nicht stets, 
aber doch insbesondere bei Gewaltdelikten in aller Regel 
eines umfassenden Geständnisses. Sind für das Opfer aber 
nach gelungenen Ausgleichsbemühungen die strafrechtli-
che Ahndung und das Verteidigungsverhalten des Täters 
nicht mehr von besonderem Interesse, so steht ein nur 
eingeschränktes Geständnis, nach dem Sinn und Zweck 
der Regelung, der Anwendung des § 46a StGB nicht ent-
gegen. 
 

451. BGH 3 StR 12/25 – Beschluss vom 6. März 
2025 (LG Krefeld)   
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(Darstellungsanforderungen an die Gefährlichkeits-
prognose); Strafzumessung bei verminderter Schuldfä-
higkeit. 
§ 21 StGB; § 46 StGB; § 63 StGB; § 261 StPO  

 
1. Die für eine Unterbringungsanordnung notwendige Ge-
fahrenprognose ist auf der Grundlage einer umfassenden 

Würdigung der Persönlichkeit des Täters, seines Vorle-
bens (namentlich Art, Häufigkeit und Rückfallfrequenz 
früherer Taten) sowie der von ihm begangenen Anlass-
tat(en) zu entwickeln und hat sich darauf zu erstrecken, 
ob und welche rechtswidrigen Taten von dem Täter infolge 
seines Zustands drohen, wie ausgeprägt das Maß der Ge-
fährdung ist und welches Gewicht den bedrohten Rechts-
gütern zukommt. 
 
2. Neben der konkreten Krankheits- und Kriminalitätsent-
wicklung sind die auf die Person des Täters und seine kon-
krete Lebenssituation bezogenen Risikofaktoren einzu-
stellen, die eine individuelle krankheitsbedingte Disposi-
tion zur Begehung von Straftaten jenseits der Anlasstaten 
belegen können. 
 
3. Das Tatgericht ist nicht nur zu einer sorgfältigen Prü-
fung der Anordnungsvoraussetzungen verpflichtet, son-
dern auch dazu, die wesentlichen Umstände in den Ur-
teilsgründen so umfassend darzustellen, dass das Revisi-
onsgericht in die Lage versetzt wird, die Entscheidung 
nachzuvollziehen. 
 
4. Die Art der Tatausführung darf einem Angeklagten nur 
dann ohne Abstriche strafschärfend zur Last gelegt wer-
den, wenn sie ihm in vollem Umfang vorwerfbar ist, was 
bei einer erheblich verminderten Steuerungsfähigkeit 
nicht der Fall ist. Da auch der im Sinne des § 21 StGB er-
heblich vermindert schuldfähige Täter für die von ihm be-
gangene Tat in ihrer konkreten Ausgestaltung verantwort-
lich ist, bleibt für eine strafschärfende Berücksichtigung 
zwar durchaus Raum, jedoch nur nach dem Maß der ge-
minderten Schuld. 
 

487. BGH 6 StR 278/24 – Beschluss vom 2. Ok-
tober 2024 (LG Regensburg)   
Adhäsionsverfahren (Schmerzensgeld: Verzinsung [Ver-
zinsung der Ersatzsumme, Verzug des Schuldners]). 
§ 403 StPO; § 404 Abs. 2 StPO; § 849 BGB; § 286 Abs. 
2 Nr. 4 BGB 

 
1. § 849 BGB ist auf den Schmerzensgeldanspruch des 
durch eine Straftat Verletzten weder ausdrücklich noch 
entsprechend anwendbar. 
 
2. § 286 Abs. 2 Nr. 4 BGB findet auf den Schmerzensgeld-
anspruch aus unerlaubter Handlung nach § 823 BGB we-
der unmittelbar noch entsprechend Anwendung. 
 

 
 
 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

IV. Strafverfahrensrecht mit GVG 
 
 

453. BGH 3 StR 249/24 – Urteil vom 6. März 
2025 (LG Trier) 

BGHR; absolute Revisionsgründe; Anwesenheit und 
Ablehnung eines Dolmetschers. 
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§ 185 Abs. 1 Satz 1 GVG; § 191 Satz 1 GVG; § 74 StPO; 
§ 338 Nr. 5 StPO 

 
1. Der absolute Revisionsgrund nach § 338 Nr. 5 StPO 
setzt voraus, dass die Hauptverhandlung in Abwesenheit 
einer Person stattgefunden hat, deren Anwesenheit das 
Gesetz vorschreibt. Hierzu gehört grundsätzlich auch ein 
Dolmetscher, wenn ein Angeklagter der deutschen Spra-
che nicht mächtig und daher die Zuziehung nach § 185 
Abs. 1 Satz 1 GVG erforderlich ist. (Bearbeiter) 
 
2. Hat ein gerichtlich bestellter Dolmetscher als solcher an 
der Verhandlung tatsächlich teilgenommen, ist seine Ab-
wesenheit nicht deshalb zu fingieren, weil Ablehnungs-
gründe gegen seine Person vorgelegen haben. (BGHR) 
 

476. BGH 5 StR 567/24 – Beschluss vom 27. 
März 2025 (LG Hamburg)   
BGHR; Reichweite der gerichtlichen Anordnung der au-
diovisuellen Vernehmung eines Zeugen (mehrere Ver-
nehmungen; gesamte Hauptverhandlung). 
§ 247a Abs. 1 Satz 1 StPO 

 
1. Zur Reichweite der gerichtlichen Anordnung der audi-
ovisuellen Vernehmung eines Zeugen. (BGHR) 
 
2. Ein Beschluss über die audiovisuelle Vernehmung nach 
§ 247a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 StPO entfaltet regelmäßig 
Wirkung für alle während der Hauptverhandlung durchge-
führten Vernehmungen der entsprechenden Person (hier: 
der Nebenklägerin). Der Wortlaut des § 247a Abs. 1 Satz 
1 Halbsatz 1 StPO zielt nicht auf einzelne Vernehmungen 
oder Vernehmungsteile ab; die Regelung bezieht sich viel-
mehr allgemein auf den Umgang mit dem schutzbedürfti-
gen Beweismittel. Eine begrenzte zeitliche Wirkung eines 
einmal gefassten Beschlusses, beispielsweise auch hin-
sichtlich einzelner Vernehmungstage, lässt sich der Vor-
schrift nicht entnehmen. (Bearbeiter) 
 
3. Die Situation einer zweiten Vernehmung nach Entlas-
sung des Zeugen in den Fällen des § 247a StPO ist eine 
andere als in den Fällen, in denen während der Verneh-
mungen gemäß § 247 Abs. 1 StPO der Angeklagte aus dem 
Sitzungszimmer entfernt oder gemäß §§ 171b f. GVG die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen wird. Die Unterschiede in 
der Eingriffsintensität und der prozessualen Wirkung ei-
ner Anordnung nach § 247a Abs. 1 Satz 1 StPO erfordern 
es nicht, die für Maßnahmen nach §§ 171b f. GVG und § 
247 StPO gebotene, strenger formalisierte Handhabung zu 
übertragen. (Bearbeiter) 
 

409. BGH 1 StR 434/24 – Beschluss vom 1. Ap-
ril 2025 (LG Traunstein)   
Besorgnis der Befangenheit (nicht offengelegte Rechts-
gespräche des Gerichts mit der Staatsanwaltschaft au-
ßerhalb der Hauptverhandlung: Dokumentation der Ge-
spräche in der Akte regelmäßig nicht ausreichend; Äu-
ßerungen des Tatgerichts zu den Erfolgsaussichten der 
Verfahrensrüge im Revisionsverfahren). 
§ 24 Abs. 1, Abs. 2 StPO; § 260 StPO; § 212 StPO; § 
202a StPO; Art. 6 EMRK 

 
1. Einem Richter ist es nicht verwehrt, zwecks Förderung 
des Verfahrens mit den Verfahrensbeteiligten auch 

außerhalb der Hauptverhandlung Kontakt aufzunehmen. 
Dabei hat er aber stets die gebotene Zurückhaltung zu 
wahren, um jeden Anschein der Parteilichkeit zu vermei-
den. Ob ein Angeklagter aus der einseitigen Fühlung-
nahme des Gerichts mit einem anderen Verfahrensbetei-
ligten außerhalb der Hauptverhandlung eine Besorgnis der 
Befangenheit ableiten kann, hängt von den Umständen 
des Einzelfalles ab, unter anderem davon, ob er Grund zu 
der Annahme hat, ein solches Gespräch könne sich zu sei-
nen Ungunsten auswirken. 
 
2. Die Besorgnis der Befangenheit kann es insbesondere 
begründen, wenn der Vorsitzende einseitig mit dem Sit-
zungsvertreter der Staatsanwalt wesentliche Fragen des 
Falles in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht in einer 
Weise erörtert hat, die an sich der geheimen Kammerbe-
ratung vorzubehalten gewesen wäre, ohne dies sofort oder 
zumindest zeitnah gegenüber allen anderen Beteiligten of-
fenzulegen.  
 
3. In einem solchen Fall kann sich ein Berufsrichter im Re-
gelfall auch nicht dadurch entlasten, dass er den betreffen-
den Schriftverkehr oder entsprechende Gesprächsver-
merke zur Hauptakte nimmt. Denn es bleibt ungewiss, 
wann die anderen Verfahrensbeteiligten (erneut) die 
Hauptakten einsehen. 
 
4. Es ist weder Aufgabe der Staatsanwaltschaft noch des 
Tatgerichts, die Erfolgsaussichten einer Verfahrensrüge zu 
würdigen. Tut dies ein Mitglied des Tatgerichts dennoch 
hinsichtlich der Rüge, ein gegen ihn gerichteter Befangen-
heitsantrag sei zu Unrecht abgelehnt worden, kann dies 
die Besorgnis der Befangenheit verstärken. 
 
5. Der maßgebliche Begriff des § 24 Abs. 2 StPO ist die 
„Unparteilichkeit“. Das – durch eine dienstliche Erklärung 
vielleicht ausgeräumte – Festlegen auf eine Verurteilung 
ist nur ein – wenngleich gewichtiger – Unterfall für eine 
nicht mehr hinreichend anzunehmende Unparteilichkeit. 
 

477. BGH 5 StR 576/24 – Urteil vom 12. März 
2025 (LG Görlitz)   
Verhängung der Strafe nach gescheitertem Verständi-
gungsvorschlag (Geständnis; fehlende Zustimmung der 
Staatsanwaltschaft; keine informelle Verständigung; 
strafzumessungsrechtliche Kompetenz).  
§ 257c StPO 

 
1. Hält sich die durch ein Gericht verhängte Strafe im Rah-
men eines Verständigungsvorschlages, dem die Staatsan-
waltschaft nicht zugestimmt hat, so gilt: Allein dieser Um-
stand deutet nicht darauf hin, dass das Gericht nach 
durchgeführter Hauptverhandlung keine schuldangemes-
sene Strafe bestimmt, sondern lediglich eine vorherige Zu-
sage eingehalten hat. Dagegen spricht in einem solchen 
Fall schon, dass eine Verständigung gerade nicht zustande 
gekommen ist.  
 
2. Lässt sich der Angeklagte einseitig auf einen gescheiter-
ten Verständigungsvorschlag ein und gesteht, obwohl es 
zuvor nicht zu einer Verständigung nach § 257c StPO ge-
kommen ist, stellt dies keine informelle oder illegale Ab-
sprache dar. Der Angeklagte genießt bei einem solchen 
Verhalten nicht den Schutz des § 257c Abs. 4 Satz 3 StPO; 
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er muss vielmehr mit einer Verwertung seines Geständ-
nisses auch bei einer letztlich höheren Strafe rechnen. 
Bleibt das Gericht nach offener Mitteilung, welchen Wert 
es einem Geständnis einräumt, bei seiner Einschätzung 
angesichts unveränderter Sachlage, ist dies für sich gese-
hen nicht Ausdruck einer unzulässigen Selbstbindung, 
sondern einer fairen, konsequenten Verhandlungsführung 
und seiner strafzumessungsrechtlichen Kompetenz. 
 

444. BGH 4 StR 329/24 – Beschluss vom 12. 
März 2025 (LG Essen) 
Aufklärungsrüge (Aktenwidrigkeit der Urteilsgründe; 
Rekonstruktionsverbot); Beweisverwertungsverbot 
(fehlende audiovisuelle Aufzeichnung einer Beschul-
digtenvernehmung: Ordnungsvorschrift, objektiv will-
kürliches Vorgehen); teilweise Verfahrensbeschränkung 
(Auswirkung auf den Strafausspruch). 
§ 136 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 StPO; § 154a Abs. 2 StPO; § 
244 Abs. 2 StPO 

 
Die Verpflichtung zur audiovisuellen Aufzeichnung einer 
Vernehmung gemäß § 136 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 StPO ist eine 
bloße Ordnungsvorschrift. Ein Beweisverwertungsverbot 
kommt allenfalls bei einem bewussten Verstoß oder einem 
objektiv willkürlichen Vorgehen durch die Strafverfol-
gungsbehörden in Betracht. 
 

474. BGH 5 StR 491/23 – Urteil vom 13. Feb-
ruar 2025 (LG Hamburg)   
Verwertung von Daten im Ausland erlangten Daten im 
Rahmen des sog. EncroChat-Komplexes (europäische 
Ermittlungsanordnung; Katalogtat; Beurteilungszeit-
punkt; Verhältnismäßigkeit; Verwendungsbeschränkun-
gen).  
§ 261 StPO; Art. 6 Abs. 1 RL EEA 

 
1. Verwendung und Verwertung von im Ausland erhobe-
nen Daten (hier: aus dem sog. EncroChat-Komplex) sind 
nicht an speziellen Verwendungsbeschränkungen der 
deutschen Strafprozessordnung zu messen. Vielmehr ist 
lediglich den ihnen zugrundeliegenden Wertungen im 
Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung Rechnung zu 
tragen (vgl. BVerfG HRRS 2025 Nr. 1). 
 
2. Voraussetzung für den Erlass einer Europäischen Er-
mittlungsanordnung ist u.a., dass die darin angegebene 
Ermittlungsmaßnahme „in einem vergleichbaren inner-
staatlichen Fall unter denselben Bedingungen“ angeordnet 
werden könnte (Art. 6 Abs. 1 Buchst. b RL EEA). Diese 
Regelung verlangt indes nicht, dass der auf die Übermitt-
lung bereits erhobener Daten gerichtete Erlass einer Eu-
ropäischen Ermittlungsanordnung denselben materiell-
rechtlichen Voraussetzungen unterliegt, wie sie im Anord-
nungsstaat (hier: Deutschland) für die Erhebung der Be-
weise gelten. Es müssen lediglich die Voraussetzungen er-
füllt sein, die nach dem Recht des Anordnungsstaates für 
die Übermittlung solcher Beweise für einen vergleichba-
ren innerstaatlichen Fall vorgesehen sind. 
 
3. Wird ein später in die Hauptverhandlung eingeführter 
Beweis durch die deutschen Strafverfolgungsbehörden im 
Ermittlungsverfahren rechtmäßig gewonnen, muss er für 
die Überzeugungsbildung des Tatgerichts verwertet wer-
den. Dies gilt auch, wenn sich die rechtliche Bewertung 

der verfolgten Tat im Laufe des Verfahrens mit der Folge 
ändert, dass die rechtlichen Voraussetzungen für die Be-
weisgewinnung im Zeitpunkt der Hauptverhandlung nicht 
mehr vorliegen. Hängt die Rechtmäßigkeit für die Ermitt-
lungsmaßnahme von dem Vorliegen des Verdachts für eine 
gesetzlich bestimmte Tat (sogenannte Katalogtat) ab, so 
setzt die Verwertung der durch sie gewonnenen tatsächli-
chen Erkenntnisse für die tatrichterliche Überzeugungs-
bildung aus dem Inbegriff der Hauptverhandlung nur vo-
raus, dass die Beweise mit dem Verdacht der (Katalog-)Tat 
im Zusammenhang stehen. 
 

480. BGH 5 StR 729/24 – Urteil vom 24. April 
2025 (LG Kiel)   
Beweisverwertungsverbot (Vernehmungsbegriff; Spon-
tanäußerungen; vernehmungsähnliche Situation; Ge-
sundheitszustand); Beweiswürdigung beim Tötungse-
ventualvorsatz (lebensgefährliche Gewalthandlung).   
§ 136 StPO; § 136a StPO; § 261 StPO 

 
1. Ein Verwertungsverbot aus § 136a Abs. 3 Satz 2, § 163a 
Abs. 3 Satz 2 StPO kommt nur bei Aussagen in Betracht, 
die der Beschuldigte in einer Vernehmung macht. Eine sol-
che Vernehmung im Sinne der Strafprozessordnung liegt 
nur vor, wenn der Vernehmende der Auskunftsperson 
(also dem Beschuldigten, dem Zeugen oder dem Sachver-
ständigen) in amtlicher Funktion gegenübertritt und in 
dieser Eigenschaft von ihr Auskunft (eine „Aussage“) ver-
langt. Daran fehlt es, wenn der Beschuldigte ausdrücklich 
darauf hingewiesen wird, dass er mit Rücksicht auf seinen 
Gesundheitszustand nicht vernommen wird, er aber 
gleichwohl ungefragte Aussagen im Rahmen einer rechts-
medizinischen Untersuchung bzw. der Spurensicherung 
tätigt. 
 
2. Unter dem Gesichtspunkt der Selbstbelastungsfreiheit 
kann ein Verwertungsverbot für Aussagen gegeben sein, 
die der Beschuldigte in einer vernehmungsähnlichen Si-
tuation macht. Vernehmungsähnliche Situationen sind 
insofern dadurch gekennzeichnet, dass die Strafverfol-
gungsbehörden private oder verdeckt ermittelnde Perso-
nen veranlassen, den Beschuldigten gegen seinen Willen 
zu einer Selbstbelastung zu drängen und Äußerungen 
zum Tatgeschehen zu entlocken. Eine Verletzung der 
Selbstbelastungsfreiheit kommt in diesen Fällen insbe-
sondere dann in Betracht, wenn der Beschuldigte sich zu-
vor auf sein Schweigerecht berufen hat und die Ermitt-
lungsbehörden durch das heimliche oder täuschende Aus-
fragen versuchen, dem Beschuldigten Angaben zu entlo-
cken, die sie in einer Vernehmung nicht erlangen konn-
ten. Reine Spontanäußerungen unterliegen demgegen-
über in dieser Hinsicht in der Regel keinem Verwertungs-
verbot. 
 

456. BGH 3 StR 35/24 – Beschluss vom 5. März 
2025 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zur Nachholung 
einer Verfahrensrüge (erforderlicher Tatsachenvortrag); 
Aussetzung oder Unterbrechung der Hauptverhand-
lung; Aufklärungspflicht des Gerichts; Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit durch Verfolgung (gesetzliche 
Bestimmtheit der Tathandlung des Verfolgens); mit-
gliedschaftliche Beteiligung an einer kriminellen oder 
terroristischen Vereinigung im Ausland 
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(tatbestandliche Handlungseinheit); rechtsstaatswid-
rige Verfahrensverzögerung im Revisionsverfahren. 
§ 44 StPO; § 228 StPO; § 229 StPO; § 244 Abs. 2 StPO; 
§ 345 StPO; § 46 Abs. 2 RVG; § 7 Abs. 1 Nr. 10 VStGB; 
Art. 103 Abs. 2 GG; § 129a StGB; 129b StGB; § 52 StGB; 
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 EMRK 

 
1. Eine Wiedereinsetzung aufgrund unzureichender Ak-
teneinsicht setzt voraus, dass diese trotz angemessener 
Bemühungen unterblieben ist. Dabei kann es im Einzelfall 
eine naheliegende und sich aufdrängende Möglichkeit 
sein, bei dem Tatgericht nach den gesuchten Aktenteilen 
nachzufragen. 
 
2. Im Hauptverfahren ist es Aufgabe des Gerichts, zur Er-
forschung der Wahrheit die Beweisaufnahme von Amts 
wegen auf alle Tatsachen und Beweismittel zu erstrecken, 
die für die Entscheidung von Bedeutung sind. Daher be-
steht grundsätzlich kein Raum, der Verteidigung durch 
Aussetzung oder Unterbrechung der Hauptverhandlung 
oder durch die Feststellung der Erforderlichkeit von Rei-
sekosten gesonderte zeitliche oder finanzielle Ressourcen 
für eigene Ermittlungen zur Verfügung zu stellen. Viel-
mehr steht es ihr offen, die gerichtliche Aufklärungspflicht 
durch Anträge oder Anregungen zu aktualisieren sowie 
eine etwaige Verletzung der Pflicht in der Revision geltend 
zu machen. 
 
3. Unabhängig davon sind dem Verteidiger eigene Ermitt-
lungen nicht verwehrt. Allerdings besteht im Regelfall 
kein Grund, diese von Seiten des Gerichts zu unterstützen. 
 
4. Der Wortlaut des § 7 Abs. 1 Nr. 10 VStGB lässt es zu, 
unter dem Verfolgen einer Gruppe auch solche Handlun-
gen zu verstehen, die mit der entsprechenden Intention 
eine andere Person treffen. Anders als § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 
2 VStGB bezieht sich der Straftatbestand nicht ausdrück-
lich auf ein „Mitglied der Gruppe“. Nach der Rechtspre-
chung internationaler Strafgerichte, von der abzuweichen 
kein Anlass besteht, können zu der verfolgten Gruppe dar-
über hinaus auch solche Personen gezählt werden, die der 
Täter als dieser zugehörig ansieht. 
 

427. BGH 2 StR 450/23 – Beschluss vom 30. 
Januar 2025 (LG Bonn) 
Untersuchung des Angeklagten durch einen Sachver-
ständigen (Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung; anfängliche Weigerung des Angeklagten; Befra-
gung in der Hauptverhandlung; Auswirkungen einer un-
terbliebenen Untersuchung: Strafausspruch, Maßre-
geln). 
§ 20 StGB; § 21 StGB; § 66 StGB; § 72 Abs. 1 Satz 2 
StGB; § 246a Abs. 3 StPO 

 
1. § 246a Abs. 3 StPO schreibt für den Fall, dass die Un-
terbringung eines Angeklagten in der Sicherungsverwah-
rung in Betracht kommt, zwingend nicht nur die Verneh-
mung eines Sachverständigen, sondern auch die Untersu-
chung des Angeklagten durch den Sachverständigen vor. 
 
2. Der bloße Kontakt während der Hauptverhandlung, der 
Gelegenheit zur ausführlichen Befragung durch den Sach-
verständigen bietet, genügt hierfür nicht. Die Untersu-
chung muss „maßnahmespezifisch“ sein. 

3. Weigert sich der Angeklagte, sich einer Exploration zu 
unterziehen, darf eine Untersuchung nur dann unterblei-
ben, wenn sie ohne seine Mitwirkung oder gegen seinen 
Widerstand kein verwertbares Ergebnis erbringen könnte. 
 

428. BGH 2 StR 454/24 – Urteil vom 26. Feb-
ruar 2025 (LG Limburg a. d. Lahn) 
Rücktritt (versuchter Mord; Abgrenzung von beende-
tem und unbeendetem Versuch: Rücktrittshorizont, 
umgekehrte Korrektur des Rücktrittshorizonts, Verlas-
sen des Tatorts; außertatbestandliche Zielerreichung); 
Beweiswürdigung (Sachverständiger: Abweichungen 
zwischen Sachverständigengutachten, Darstellungsan-
forderungen, Beruhen); Rechtsmittelbeschränkung 
(Schuldspruch und Maßregelanordnung). 
§ 24 Abs. 1 Satz 1 StGB; § 63 StGB; § 261 StPO; § 267 
StPO; § 337 Abs. 1 StPO; § 358 Abs. 2 Satz 3 StPO 

 
1. Bei der Bewertung voneinander abweichender Gutach-
ten ist erforderlich, dass das Tatgericht die wesentlichen 
Anknüpfungstatsachen und Darlegungen der Sachverstän-
digen im Urteil wiedergibt. Es ist gehalten, die wesentli-
chen tatsächlichen Grundlagen, an die die Schlussfolge-
rungen eines Gutachtens anknüpfen, und die Schlussfol-
gerungen selbst wenigstens insoweit im Urteil mitzutei-
len, als dies zum Verständnis der Gutachten und zur Be-
urteilung ihrer gedanklichen Schlüssigkeit für das Revisi-
onsgericht erforderlich ist. 
 
2. Für die Abgrenzung des unbeendeten vom beendeten 
Versuch und damit für die Anforderungen an die Rück-
trittsleistung des Täters kommt es darauf an, ob der Täter 
nach der letzten von ihm konkret vorgenommenen Aus-
führungshandlung den Eintritt des tatbestandsmäßigen 
Erfolges für möglich hält (sog. Rücktrittshorizont). Wenn 
der Täter nach seinem Kenntnisstand nach der letzten 
Ausführungshandlung in zutreffender Einschätzung der 
durch die Tathandlung verursachten Gefährdung des Op-
fers oder in Verkennung der tatsächlichen Ungeeignetheit 
seiner Handlung den Erfolgseintritt für möglich hält, ist 
der Versuch beendet; rechnet der Täter dagegen nach der 
letzten Ausführungshandlung nach seinem Kenntnisstand 
(noch) nicht mit dem Eintritt des tatbestandsmäßigen Er-
folges, und sei es auch nur in Verkennung der durch seine 
Handlung verursachten Gefährdung des Opfers, so ist der 
Versuch unbeendet, wenn die Vollendung aus der Sicht 
des Täters noch möglich ist. 
 
3. Rechnet der Täter zunächst nicht mit einem tödlichen 
Ausgang, ist auch eine umgekehrte Korrektur des Rück-
trittshorizontes möglich, wenn er in unmittelbarem zeitli-
chen und räumlichen Zusammenhang erkennt, dass er 
sich insoweit geirrt hat. In diesem Fall liegt ein beendeter 
Versuch vor. 
 

439. BGH 4 StR 99/24 – Beschluss vom 26. 
Februar 2025 (LG Bochum) 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (Revisionsein-
legungsfrist: Revisionseinlegung per Fax bei Störung 
des beA, zusätzliche Versäumung der Revisionsbegrün-
dungsfrist); Revisionseinlegung (Form: elektronische 
Übermittlung, unverzügliche Glaubhaftmachung einer 
technischen Störung). 
§ 32d StPO; § 44 StPO; § 45 StPO; § 341 StPO 
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Bei Bewilligung der Wiedereinsetzung in den Stand vor 
Ablauf der Revisionseinlegungsfrist beginnt die Revisions-
begründungsfrist erst mit der Zustellung des die Wieder-
einsetzung gewährenden Beschlusses zu laufen. Dies gilt 
auch für den Fall, dass das angefochtene Urteil bereits 
vollständig abgefasst und wirksam zugestellt worden ist. 
 

446. BGH 4 StR 357/23 – Beschluss vom 25. 
März 2025 (LG Hagen) 
Form der Revisionsbegründung (Einreichung durch 
Kanzleiangestellte; qualifizierte elektronische Signa-
tur); Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (Ergän-
zung von Verfahrensrügen; Heilung formaler Mängel in 
der Revisionsbegründung; rechtliches Gehör); rechts-
staatswidrige Verfahrensverzögerung (Kompensation 
durch Feststellung des Konventionsverstoßes). 
Art. 103 Abs. 1 Satz 1 GG; Art. 6 Abs. 1 EMRK; § 32a 
StPO; § 44 StPO; § 344 StPO; § 345 StPO 

 
Das Rechtsinstitut der Wiedereinsetzung dient nicht dazu, 
formale Mängel in der Revisionsbegründung (§ 344 Abs. 
2 Satz 2 StPO) zu heilen. Eine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zur Nachholung einer Verfahrensrüge 
kommt daher nur in besonderen Prozesssituationen in Be-
tracht, wenn dies zur Wahrung des Anspruchs des Be-
schwerdeführers auf rechtliches Gehör (Art. 103 Abs. 1 
GG) unerlässlich erscheint. 
 

435. BGH 2 ARs 1/25 2 AR 13/25 – Beschluss 
vom 13. Februar 2025 

Zuständigkeitsbestimmung (Jugendrichter; teilweise 
Eröffnung der Hauptverhandlung bei verbundenen An-
klagen; Zweckmäßigkeit). 
§ 42 Abs. 3 JGG; § 12 Abs. 2 StPO 

 
Ein Zuständigkeitswechsel nach § 42 Abs. 3 JGG setzt die 
vollständige Eröffnung des Hauptverfahrens durch das ur-
sprünglich angegangene Gericht voraus. In das Recht der 
Staatsanwaltschaft, bis zu diesem Zeitpunkt ihre erhobene 
Anklage zurückzunehmen und andernorts anhängig zu 
machen, darf nicht durch gerichtliche Beschlüsse nach § 
42 Abs. 3 JGG (oder § 12 Abs. 2 StPO) eingegriffen wer-
den. 
 

466. BGH StB 4-6/25 – Beschluss vom 20. 
März 2025 (Kammergericht) 
Gegenvorstellung gegen Beschluss nach sofortiger Be-
schwerde gegen Ablehnung der Bestellung eines zusätz-
lichen (zweiten) Pflichtverteidigers. 
§ 304 Abs. 4 Satz 1 StPO; § 304 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 Nr. 
1 StPO; § 142 Abs. 3 Nr. 3 StPO; § 142 Abs. 7 Satz 1 
StPO; § 144 Abs. 1 StPO 

 
Die Abänderung einer gerichtlichen Entscheidung, die mit 
einem Rechtsmittel nicht angefochten werden kann, ist 
auch im Wege der Gegenvorstellung grundsätzlich nicht 
möglich. Eng begrenzte Ausnahmen gelten allenfalls zur 
Beseitigung anders nicht heilbarer unerträglicher Rechts-
mängel oder besonders gravierender Verfahrensfehler. 
 

 
 
 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

V. Wirtschaftsstrafrecht und Nebengebiete 
 
 

470. BGH 5 StR 287/24 – Urteil vom 27. Feb-
ruar 2025 (LG Leipzig)   
BGHSt; faktische Geschäftsführung bei Firmenbestat-
tungen (Mitglied des Vertretungsorgans; organtypische 
Tätigkeiten; tatsächliche Übernahme; Auftreten nach 
Außen; Gesamtbetrachtung; Insolvenzverschleppung; 
Bankrott). 
§ 14 Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 283 Abs. 1 StGB; 15a Abs. 4 
Nr. 1, Abs. 1 InsO 

 
1. Zur faktischen Geschäftsführung bei Firmenbestattun-
gen. (BGHSt) 
 
2. Nur die Mitglieder des Vertretungsorgans einer juristi-
schen Person können Täter einer Insolvenzverschleppung 
nach § 15a Abs. 4 und Abs. 1 Satz 1 InsO sein und nur 
diesen wird die für einen täterschaftlichen Bankrott not-
wendige Schuldnereigenschaft der Gesellschaft nach § 14 
Abs. 1 Nr. 1 StGB zugerechnet. Mitglied des Vertretungs-
organs im Sinne dieser Vorschriften ist nicht nur der 
hierzu förmlich Bestellte, sondern auch derjenige, der 
diese Stellung faktisch übernommen hat. (Bearbeiter) 

 
3. Ob eine Person aufgrund der faktischen Übernahme als 
Mitglied des Vertretungsorgans im Sinne der § 14 Abs. 1 
Nr. 1 StGB und § 15a Abs. 1 Satz 1 InsO anzusehen ist, 
hängt nicht ohne Weiteres davon ab, ob eine Mehrzahl von 
„klassischen Merkmalen“ aus dem Kernbereich der Unter-
nehmensleitung erfüllt sind. Es ist vielmehr schon im An-
satz verfehlt, die Subsumtion der konkreten Verhältnisse 
des Einzelfalles unter ein gesetzliches Tatbestandsmerk-
mal durch das schematische Abarbeiten eines Kriterienka-
talogs zu ersetzen. (Bearbeiter) 
 
4. Bei Unternehmen ohne werbende Aktivität ist eine Ver-
tretung der Gesellschaft nach außen nicht ohne Weiteres 
eine zwingende Voraussetzung einer faktischen Organ-
stellung. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit faktischer 
Organe beruht nicht auf einem durch einen bestimmten 
Außenauftritt begründeten Rechtsschein, sondern auf der 
rein tatsächlichen Übernahme der Organstellung. Wenn 
die Gesellschaft überhaupt nur noch in geringem Maße 
oder gar nicht mehr am Rechtsverkehr teilnimmt, hat das 
Fehlen einer Vertretung nach außen nur sehr begrenzte 
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Aussagekraft. Die für werbende Unternehmen entwickel-
ten Kriterien können nur eingeschränkt Anwendung fin-
den, wenn der Unternehmenszweck nur noch in der Ab-
wicklung der Geschäftstätigkeit besteht. (Bearbeiter) 
 
5. Ob jemand die Rolle des Vertretungsorgans faktisch 
übernommen hat, kann nur im Rahmen einer Gesamt-
schau der konkreten Verhältnisse der jeweiligen Gesell-
schaft beurteilt werden, weshalb die Urteilsfeststellungen 
ein hinreichendes Bild von diesen ergeben müssen. (Bear-
beiter) 
 

406. BGH 1 StR 376/24 – Beschluss vom 28. 
November 2024 (LG Hagen)   
Vorenthalten von Arbeitgeberbeiträgen (erforderlicher 
Zusammenhang zwischen dem Machen von unrichtigen 
oder unvollständigen Angaben und dem Vorenthalten; 
Verwenden von nachgemachten Belegen: Vorlage gegen-
über der Einzugsstelle erforderlich); Umsatzsteuerhin-
terziehung (Verkürzung von Steuern bei Anmeldesteu-
ern: erforderliche Feststellungen zum Vorliegen einer 
Steuervergütung).  
§ 266a Abs. 2, Abs. 4 Nr. 2 StGB; § 370 Abs. 1 AO; § 
168 Satz 2 AO 

 
Soweit § 266a Abs. 2 StGB voraussetzt, dass der Taterfolg 
des Vorenthaltens von Arbeitgeberbeiträgen zur Sozialver-
sicherung durch die unrichtigen oder unvollständigen An-
gaben über sozialversicherungsrechtlich erhebliche Tatsa-
chen oder das In-Unkenntnis-Lassen der Einzugsstelle 
über solche Tatsachen („dadurch“) eingetreten sein muss, 
ist nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zwi-
schen den das Unrecht des Tatbestands prägenden Tat-
handlungen und dem Vorenthalten als deren Folge keine 
strikte äquivalente Kausalität in dem Sinne erforderlich, 
dass der Arbeitgeber ohne die Tathandlung – also bei ord-
nungsgemäßen Angaben – die Beiträge gezahlt haben 
müsste. Der Zusammenhang ist vielmehr, wie im Fall des 
gleichlautenden § 370 Abs. 1 AO, funktional zu verstehen. 
 

424. BGH 2 StR 21/25 – Beschluss vom 25. 
Februar 2025 (LG Rostock) 
Konkurrenzen (räuberische Erpressung; Raub; mitbe-
strafte Vortat); Jugendstrafe (schädliche Neigungen: er-
hebliche Persönlichkeitsmängel, frühere eingestellte 
Verfahren, Rückfälligkeit; Schwere der Schuld: jugend-
spezifische Bestimmung; Strafzumessung: Erziehungs-
gedanke, Schwere der Schuld). 
§ 249 StGB; § 250 StGB; § 255 StGB; § 17 Abs. 2 JGG; 
18 Abs. 2 JGG 

 
1. Schädliche Neigungen im Sinne von § 17 Abs. 2 Alt. 1 
JGG können in der Regel nur angenommen werden, wenn 
erhebliche Persönlichkeitsmängel, aus denen sich eine 
Neigung zur Begehung von Straftaten ergibt, schon vor der 
Tat angelegt waren und im Zeitpunkt des Urteils noch ge-
geben sind und deshalb weitere Straftaten zu befürchten 
sind. 
 
2. Der Schuldgehalt der Tat eines Jugendlichen ist jugend-
spezifisch zu bestimmen. Die Schwere der Schuld im 
Sinne des § 17 Abs. 2 Alt. 2 JGG bemisst sich nicht vor-
rangig nach dem äußeren Unrechtsgehalt der Tat und ihrer 

Einordnung nach dem allgemeinen Strafrecht. Vielmehr 
ist in erster Linie auf die innere Tatseite abzustellen, also 
darauf, inwieweit sich die charakterliche Haltung und die 
Persönlichkeit des Täters sowie dessen Tatmotivation in 
vorwerfbarer Schuld niedergeschlagen haben. Der Un-
rechtsgehalt ist aber insofern von Belang, als aus ihm 
Rückschlüsse auf die innere Tatseite und damit die 
Schwere der Schuld gezogen werden können. Diese be-
misst sich nach dem Gewicht der Tat und der persönlich-
keitsbezogenen Beziehung des Täters zu dieser. Welche 
Bedeutung dabei den einzelnen Zumessungsgesichts-
punkten zukommt, hängt vom Einzelfall ab. Das Tatge-
richt hat dazu eine umfassende Abwägung aller relevanten 
Umstände vorzunehmen. 
 
3. Auch wenn eine Jugendstrafe wegen der Schwere der 
Schuld verhängt wird, ist bei der Bemessung der Jugend-
strafe der das Jugendstrafrecht beherrschende Erziehungs-
gedanke (§ 2 Abs. 1, § 18 Abs. 2 JGG) vorrangig zu berück-
sichtigen. Grundsätzlich ist zwar die Bewertung des Aus-
maßes des in einer Straftat hervorgetretenen Unrechts 
auch bei der Bestimmung der Höhe der Jugendstrafe zu 
beachten. Die Begründung darf aber nicht wesentlich oder 
gar ausschließlich nach solchen Zumessungserwägungen 
vorgenommen werden, die auch bei Erwachsenen in Be-
tracht kommen. Die Bemessung der Jugendstrafe erfordert 
vielmehr von der Jugendkammer, das Gewicht des Tatun-
rechts gegen die Folgen der Strafe unter erzieherischen 
Gesichtspunkten abzuwägen. Die Urteilsgründe müssen 
daher in jedem Fall erkennen lassen, dass dem Erzie-
hungsgedanken die ihm zukommende Beachtung ge-
schenkt worden ist. Eine formelhafte Erwähnung der er-
zieherischen Erforderlichkeit der verhängten Jugendstrafe 
genügt insoweit nicht. 
 

460. BGH 3 StR 452/24 – Beschluss vom 18. 
März 2025 (LG Kleve)   
Mitgliedschaftliche Beteiligung an einer kriminellen 
Vereinigung (Beihilfetaten als vorgesehene Straftaten 
der Vereinigung); Straftaten nach dem KCanG. 
§ 129 StGB; § 27 StGB; § 34 KCanG 

 
Bei den Straftaten, auf deren Begehung Zweck oder Tätig-
keit der Vereinigung gerichtet ist, kann es sich auch um 
Beihilfetaten handeln. Daher können der Verkauf und die 
Lieferung von speziell für professionelle Cannabisplanta-
gen vorgesehenen Gegenständen im Einzelfall nicht ledig-
lich „neutrale Handlungen“, sondern solche Beteiligungs-
handlungen darstellen, die gerade auf die Begehung von 
Straftaten gemäß § 34 KCanG abzielen. 
 

399. BGH 1 StR 62/25 – Beschluss vom 3. April 
2025 (LG Traunstein)   
Unerlaubte Einfuhr von Betäubungsmitteln (Täter-
schaft; Konkurrenzverhältnis zum unerlaubten Handel-
treiben: Verklammerung). 
§ 29 Abs. 1 Nr. 1 StGB 

 
Wer Betäubungsmittel selbst über die Grenze verbringt, 
ist grundsätzlich auch dann Täter der unerlaubten Einfuhr 
von Betäubungsmitteln, wenn er nur unter dem Einfluss 
eines Dritten in dessen Interesse handelt (vgl. BGHSt 38, 
315). 
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Der Tatbestandsirrtum des Gehilfen – mit 
Sonderregeln zum Vorsatz und zur Meistbegünstigung 
gegen das KCanG? 
Zugleich Besprechung zum Beschluss BGH HRRS 2024 Nr. 1571 
Von Professor Dr. Karsten Gaede, Wissenschaftlicher Mitarbeiter Felix Tim Fischer, Bucerius 
Law School, Hamburg 

 
 
Wer die Rechtsprechung des BGH im Nachgang des am 
1. April 2024 in Kraft getretenen Gesetzes zum Umgang 
mit Konsumcannabis vom 27. März 2024 zu Rate zieht, 
kann den Eindruck gewinnen, dass der BGH wenig geneigt 
ist, die Wirkungen dieses Gesetzes zu potenzieren. Die 
Folgen des KCanG werden eher auf das unbedingt Nötige1 
und nach Ansicht vieler nicht einmal hierauf begrenzt.2 
Erst jüngst hat sich das Gericht in Gestalt seines 2. Straf-
senats etwa skeptisch gezeigt, aus der anhand des Anbaus 
von Cannabis geregelten Privilegierung Folgerungen für 
weitere Formen des Umgangs mit Betäubungsmitteln zu 
ziehen.3 
 
Mittlerweile lässt sich aber auch bemerken, dass jedenfalls 
der 1. Strafsenat auch offen dafür ist, Rechtssätze des All-
gemeinen Teils des Strafrechts auf eine Art und Weise zur 
Anwendung zu bringen, die ganz unabhängig von der 
Frage nach dem Sinn oder dem Unsinn der konkret unter-
nommenen Legalisierung des Umgangs mit Cannabis Kri-
tik verdient: 
 
Der BGH hatte einen Fall zu beurteilen, in dem der Ange-
klagte wegen Beihilfe zum Handeltreiben mit Betäubungs-
mitteln in nicht geringer Menge hinsichtlich einer vor dem 
1. April 2024 begangenen Tat verurteilt worden war. Ein 
anderweitig Verfolgter hatte nach den Feststellungen 
202.191 Gramm (S-)Methamphetaminhydrochlorid mit 
einem Wirkstoffgehalt von 76,23 Prozent (S-)Me-
thamphetaminbase von den Niederlanden nach Deutsch-
land versteckt in einer Hydraulikpresse eingeführt, um es 
von dort nach Ausbau aus der Maschine „in den Osten“ zu 
transportieren und gewinnbringend weiterzuverkaufen. 
Der revidierende Angeklagte hat diesen Tatplan 

 
 
1  Siehe zur Bestimmung der nicht geringen Menge inzwischen 

alle Strafsenate des BGH: HRRS 2024 Nr. 521 Rn. 7 ff.; 
Nr. 754 Rn. 11 ff.; Nr. 791 Rn. 27 ff.; Nr. 890 Rn. 6; 
Nr. 1001 Rn. 8 ff.; Nr. 811 Rn. 10 ff; Nachw. aus der ober-
landesgerichtlichen Rspr. bei Schmidt, NJW 2024, 2965, 
2969. Mit ähnlich restriktiven Tendenzen bei der Strafzu-
messung BGH HRRS 2024 Nr. 1106 Rn. 12 sowie bei der 
Einziehung BGH HRRS 2024 Nr. 918 Rn. 22 ff. 

unterstützt, indem er einen Stellplatz zum Ausbau der Be-
täubungsmittel zur Verfügung gestellt hat. Er empfing am 
Liefertag den Transporteur und überwachte die Abladung 
der Maschine, bis er von Observationskräften festgenom-
men wurde. Hierbei war dem Angeklagten nach den Fest-
stellungen bewusst, dass er ein illegales Geschäft unter-
stützte. Konkret nahm er billigend in Kauf, dass sich in der 
Hydraulikpresse bis zu 50 Kilogramm Marihuanablüten 
befänden, was nicht den Tatsachen entsprach. 
 
Zu diesem Fall machte der BGH geltend, dass der Meist-
begünstigungsgrundsatz über § 354a StPO im Rahmen 
der Revision zu berücksichtigen sei und zu einer Verurtei-
lung wegen Beihilfe zum Handeltreiben mit Cannabis füh-
ren müsse.4 Da der Umgang mit Konsumcannabis nun ab-
schließend im KCanG geregelt sei, sei nach einem Gesamt-
vergleich der früheren und der späteren Rechtslage nicht 
§ 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG, sondern § 34 Abs. 1 Nr. 4 
KCanG maßgeblich.5 Weil sich der Vorsatz auf ein Handel-
treiben mit Cannabis gerichtet habe, lasse sich nicht ohne 
weiteres an der objektiven Förderung der Tat hinsichtlich 
des (S-)Methamphetaminhydrochlorides anknüpfen. Zu-
gleich hindere aber der Irrtum hinsichtlich des objektiv be-
troffenen Stoffes die Bestrafung wegen Beihilfe zum Han-
deltreiben mit Cannabis nicht. Denn zwischen den Tatbe-
ständen des KCanG und denen des BtMG bestehe eine tat-
bestandliche Verwandtschaft dergestalt, dass eine Fehlvor-
stellung des Gehilfen über die Substanz, deren Umgangs 
wegen sich der Haupttäter strafbar macht, nicht zum Ent-
fallen des Gehilfenvorsatzes führe.6 Schließlich sei die Be-
strafung nach dem KCanG auch milder, da schon der Straf-
rahmen des § 34 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 3 S. 2 Nr. 4 KCanG 

2  Vgl. nur AG Aschersleben, Urt. v. 24.9.2024 – 2 Ds 275 Js 
34057/22 (69/24), BeckRS 2024, 29884 Rn. 5 ff.; aus dem 
Schrifttum etwa Giannini/Mewes, NStZ 2024, 718 ff.; Pschorr, 
NJW 2024, 1968, 1972 („Kampfansage an den Parlaments-
gesetzgeber“). 

3  BGH HRRS 2025 Nr. 23 Rn. 13 ff. 
4  BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 3, 11 f. 
5  Unter Verweis auf BT-Drs. 20/8704, S. 130. 
6  BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 6 ff. 
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geringer als derjenige des § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG, §§ 27, 
49 Abs. 1 StGB sei.7 
 
Diese Fallbeurteilung vermag indes nicht zu überzeugen. 
Vielmehr besteht mit ihr die Gefahr, dass die Strafrechts-
ordnung aus der Bewältigung des KCanG im Allgemeinen 
fehlgehende Schlüsse ableitet: Nimmt man mit dem Be-
schluss des BGH an, dass der Angeklagte letztlich keine 
hinreichende Vorstellung davon hatte, dass es sich auch 
um (andere) Betäubungsmittel handeln könnte, ist der 
Rückgriff auf den Meistbegünstigungsgrundsatz zwar ver-
ständlich (dazu I.). Es geht aber nicht an, nach materiell 
vielleicht anziehenden, letztlich aber ungeschrieben blei-
benden Kriterien den gesetzlichen Bezugspunkt des Tatbe-
standsvorsatzes zu verleugnen (dazu II.). Überdies ließen 
sich die Folgen der Meistbegünstigung nicht wie gesche-
hen über eine neue Subsumtionsregel auf eine vermit-
telnde Lösung eindämmen (dazu III.). Die Straflosigkeit 
hätte – will man keine Notwendigkeit für eine neue 
Hauptverhandlung erkennen – die gebotene Folge der Re-
vision sein müssen. 

I. Kein Vorstellungsbild hinsichtlich eines 
(anderen) Betäubungsmittels 

Der BGH referiert die tatgerichtlichen Feststellungen zur 
subjektiven Tatseite nur knapp: Dem Angeklagten sei be-
wusst gewesen, ein illegales Geschäft des Mitangeklagten 
zu unterstützen, und er habe billigend in Kauf genommen, 
dass sich in der Hydraulikpresse bis zu 50 Kilogramm Ma-
rihuanablüten befänden.8 Daraus geht nicht hervor, ob 
überhaupt in Betracht kam, dass der Gehilfe auch den 
(Eventual-)Vorsatz gehabt haben könnte, einen Transport 
anderer Betäubungsmittel zu fördern. Auch in anderen 
Fällen dürfte die Aussage, man sei von einem Umgang mit 
Cannabis ausgegangen, angesichts der milderen Strafvor-
schriften des KCanG mitunter den Verdacht einer Schutz-
behauptung aufkommen lassen. 
 
Sollte sich im Einzelfall nachweisen lassen, dass der Ge-
hilfe doch die Möglichkeit erkannt und billigend in Kauf 
genommen hat, dass es sich um Betäubungsmittel i.S. des 
BtMG handelte, stellen sich die Folgeprobleme, mit denen 
sich der BGH zu befassen hatte, nicht mehr. Es handelt 
sich dann objektiv um eine Beihilfe zu einer Straftat nach 
den §§ 29 ff. BtMG, subjektiv handelt der Gehilfe mit 
Eventualvorsatz hinsichtlich einer solchen Haupttat. Re-
gelmäßig wird es sich um einen Fall des dolus alternativus 
handeln, bei dem der Gehilfe die Vorstellung hat, es könne 
sich entweder um Cannabis oder um Betäubungsmittel han-
deln, und beide Fälle billigend in Kauf nimmt. Hätte man 
im hiesigen Fall einen solchen Alternativvorsatz nachwei-
sen können, wäre er also wegen Beihilfe zum Handeltrei-
ben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge zu 
verurteilen gewesen (§ 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG, § 27 Abs. 1 

 
 
7  BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 10. 
8  BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 2. 
9  Hierzu allg. BGH HRRS 2021 Nr. 145 Rn. 5 ff. m.z.N. zum 

Meinungsstand in der Literatur. 
10  Zum Vorstehenden grdl. BGH NStZ 1999, 467; bestätigt in 

BGH HRRS 2017 Nr. 913 Rn. 8; 2019 Nr. 1180 Rn. 13 und 
zuletzt 2022 Nr. 356 Rn. 9. 

StGB). Da die versuchte Beihilfe straflos ist, stellte sich 
dann auch nicht das Problem, ob tateinheitlich entspre-
chend der Alternativvorstellung eine versuchte Tat nach 
dem KCanG vorliegt.9 

1. Nachweisanforderungen 

Hinzuweisen ist insoweit auch auf weitere Entscheidun-
gen zur Vorsatzfeststellung bei Betäubungsmitteldelikten. 
Der BGH hat insbesondere mehrmals ausgesprochen, dass 
ein Kurier, der sich zum Transport von Betäubungsmitteln 
bereit erklärt und weder auf die Menge des ihm übergebe-
nen Rauschgifts Einfluss nehmen noch diese Menge über-
prüfen kann, in der Regel damit rechnen müsse, dass ihm 
mehr Rauschgift zum Transport übergeben wird, als man 
ihm offenbart hat. Dies gelte jedenfalls dann, wenn zwi-
schen ihm und seinem Auftraggeber kein persönliches 
Vertrauensverhältnis besteht. Ist dem Gehilfen bei dieser 
Sachlage die Menge der Betäubungsmittel gleichgültig, so 
handelt er nach Auffassung des BGH mit bedingtem Vor-
satz bezüglich der tatsächlich transportierten Gesamt-
menge.10 Auch für die Vorsatzfeststellung hinsichtlich der 
Art des Betäubungsmittels hat die Rechtsprechung in ein-
zelnen Fällen einen eher großzügigen Maßstab anerkannt; 
jedenfalls sind die Anforderungen nicht strenger als sonst 
beim dolus eventualis.11 So hat der BGH etwa die Feststel-
lung unbeanstandet gelassen, dass einem Angeklagten, 
der sich „seit Jahren in der Drogenszene aufhielt und dort 
[…] eingebunden war“, der Inhalt eines von einem Unbe-
kannten ohne nähere Angaben überreichten Rauschgift-
päckchens letztlich gleichgültig war, er also auch den 
Transport von Kokain statt Amphetamin billigend in Kauf 
nahm.12 
 
Diese Beurteilung lässt sich indes jedenfalls nicht ohne 
Weiteres auf die Frage übertragen, ob jemand Vorsatz nur 
hinsichtlich eines Umgangs mit Cannabis oder auch hin-
sichtlich eines Umgangs mit Betäubungsmitteln gehabt 
hat. In den zuvor genannten Konstellationen wirkt sich die 
Vorstellung des Beteiligten über Art und Menge der Be-
täubungsmittel vorrangig auf die Strafzumessung und al-
lenfalls noch auf das Vorliegen von Qualifikationen aus. 
Nach der gesetzgeberischen Entscheidung, den illegalen 
Umgang mit Cannabis nicht mehr dem BtMG zu unter-
stellen, sondern ihn abschließend im KCanG zu regeln, 
entscheidet die Vorstellung über die Art der Betäubungs-
mittel nun aber regelmäßig darüber, ob die deutlich mil-
deren Strafrahmen (oder sogar Straffreiheit) nach dem 
KCanG eingreifen. Das spricht einerseits dafür, die Einlas-
sung, man sei nur von einem Umgang mit Cannabis aus-
gegangen, einer strengen Plausibilitätskontrolle zu unter-
ziehen. Andererseits ist der Rechtsanwender wegen der 
tatbestandlichen Trennung von Cannabis- und Betäu-
bungsmitteldelikten stärker dazu angehalten, die Reich-
weite des Vorsatzes klar zu bestimmen und in der Beweis-
würdigung überzeugend darzulegen. Letzteres gilt umso 

11  Hierzu näher Oğlakcıoğlu, Der Allgemeine Teil des Betäu-
bungsmittelstrafrechts, 2013, S. 190 ff. und zu Irrtumsfällen 
S. 292 ff. 

12  BGH NStZ-RR 1997, 197, 198. 
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mehr, als der vom BGH in den vorgenannten Entscheidun-
gen implizit bemühte Erfahrungssatz, dass ein Drogenku-
rier regelmäßig von der Unzuverlässigkeit seiner Auftrag-
geber und einer größeren Tatdimension ausgehen müsse, 
schon für sich genommen an der Grenze zu einer unzuläs-
sigen normativ-kategorisierenden Vorsatzbetrachtung13 
liegt. 
 
Denkbar wären ferner Einschränkungen auf der voluntati-
ven Seite auf Grund der neuen gesetzgeberischen Bewer-
tung von Cannabis: Jedenfalls bei Akteuren, die nicht „in 
die Drogenszene eingebunden“ sind, könnte durchaus zu 
plausibilisieren sein, dass sie nur einen Umgang mit dem 
nunmehr teilweise legalen Cannabis in Kauf nehmen. Al-
lerdings erscheinen solche Aussagen unglaubhaft, solange 
der Umgang mit Cannabis weiterhin überwiegend in der 
Hand des organisierten Betäubungsmittelhandels liegt. In-
soweit wird man auch die Ergebnisse aus den geplanten 
Evaluationen des KCanG zu berücksichtigen haben. Ein 
erster Zwischenbericht zu den Auswirkungen auf die can-
nabisbezogene organisierte Kriminalität soll zum 1.4.2026 
vorliegen (s. § 43 Abs. 2 S. 2 KCanG). 
 
Klarzustellen ist schließlich noch, dass keine Fahrlässig-
keitstat vorliegt. Zwar ist das fahrlässige Handeltreiben 
mit Betäubungsmitteln nach § 29 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 4 
BtMG strafbar, nach allgemeinen Grundsätzen jedoch 
nicht die fahrlässige Beihilfe dazu. Die Tätigkeit des An-
geklagten stellt sich als bloße Unterstützungshandlung zu 
einem Transport dar, die – ähnlich wie die Transportleis-
tung selbst – den Anforderungen der Rechtsprechung an 
ein täterschaftliches Handeltreiben nicht genügt.14 

2. Durchentscheidung durch den BGH 

Vor diesem Hintergrund erscheint es – auch ohne die ge-
nauen tatgerichtlichen Feststellungen zu kennen – nach-
vollziehbar, dass der BGH die täterbegünstigende An-
nahme, der Angeklagte sei nur von einem Handeltreiben 
mit Cannabis ausgegangen, nicht hinterfragt. Doch wirft 
der Irrtum über die betroffene Betäubungsmittelart unter 
der neuen Rechtslage ggf. zusätzliche entscheidungser-
hebliche Fragen auf. Deshalb ist fraglich, ob der BGH den 
Schuldspruch selbst korrigieren durfte (§ 354a StPO 
i.V.m. § 354 Abs. 1 StPO analog) oder ob er die Sache nach 
§ 354a i.V.m. § 354 Abs. 2 oder 3 StPO hätte zurückver-
weisen müssen. Letzteres ist geboten, wenn nach einer 
konkreten Betrachtungsweise nicht auszuschließen ist, 
dass sich die Gesetzesänderung auf die tatrichterliche Ent-
scheidung ausgewirkt hätte.15 Nach der alten Rechtslage 
dürfte die Vorstellung des Gehilfen zur Betäubungsmittel-
art allenfalls für die Strafzumessung relevant gewesen 
sein. Daher kommt in Betracht, dass die tatgerichtlichen 

 
 
13  Vgl. hierzu allg. Gaede, in: Matt/Renzikowski, 2. Aufl. 

(2020), § 15 Rn. 8; eingehend Puppe, in: NK-StGB, 6. Aufl. 
(2023), § 15 Rn. 23 ff.; s. aber auch zur Praxissicht Patzak, 
in: Patzak/Fabricius, BtMG, 11. Aufl. (2024), § 30 Rn. 132. 

14  Vgl. etwa BGHSt 50, 252 (GSSt) = HRRS 2005 Nr. 871; 
BGHSt 51, 219 = HRRS 2007 Nr. 337; m.w.N. Patzak, in: 
Patzak/Fabricius, BtMG, 11. Aufl. (2024), § 29 Rn. 399 ff. 

15  M.w.N. Franke, in: Löwe-Rosenberg, StPO, 26. Aufl. (2013), 
§ 354a Rn. 12. 

16  Vgl. BGH StV 2003, 166, 167: Hier hatte der BGH einen 
Schuldspruch wegen Begünstigung aufzuheben, weil die 

Feststellungen zu der jetzt ungleich wichtigeren Vorsatz-
frage anders hätten ausfallen können und dass unter den 
neuen Vorzeichen ein bedingter Vorsatz auch hinsichtlich 
anderer Betäubungsmittel zu bejahen sein könnte.16 
 
Doch selbst wenn nach den Feststellungen ausschließlich 
eine Beihilfe zum Handeltreiben mit Cannabis in Betracht 
kam, ist durchaus fragwürdig, ob der BGH hier analog 
§ 354a Abs. 1 StPO einfach durch Auswechselung der 
Strafvorschrift den Schuldspruch berichtigen durfte. Denn 
die Vorschriften des BtMG und die des KCanG stehen – 
wie noch unter II. zu zeigen sein wird – nicht in einem 
Stufenverhältnis (wie etwa Grunddelikt und Qualifika-
tion). Auch handelt es sich nicht um eine eher wenig be-
deutende Änderung der rechtlichen Einordnung (wie etwa 
zwischen Sachbetrug und Trickdiebstahl), sondern es be-
steht allenfalls eine „tatbestandliche Verwandtschaft“ bei 
freilich erheblich unterschiedlichem Unrechtsgehalt. Im-
merhin geht die „Herabstufung“ des Vorwurfs zur Beihilfe 
zu einer KCanG-Tat zugunsten des Angeklagten. Insoweit 
ergeben sich lediglich die allgemeinen methodischen Be-
denken gegen Schuldspruchberichtigungen analog § 354 
Abs. 1 StPO.17 Ergänzend ist anzumerken, dass auch die 
typisch erscheinende knappe Selbstversicherung des BGH, 
§ 265 Abs. 1 StPO stehe einer Schuldspruchänderung 
nicht entgegen, „weil sich der Angeklagte nicht wirksamer 
als geschehen hätte verteidigen können“, im Licht der hier 
zu unterbreitenden inhaltlichen Anmerkungen doch allzu 
floskelhaft wirkt.18 

II. Unbeachtliche Irrtümer über einen 
zum gesetzlichen Tatbestand gehörenden 
Umstand? 

Da der BGH keinen Vorsatz für Beihilfehandlungen zu ei-
nem Handeltreiben mit Betäubungsmitteln erkennt, stellt 
sich die Frage, wie sich die Inkongruenz von objektivem 
Handeltreiben mit Betäubungsmitteln und subjektiver 
Vorstellung von einem Handeltreiben mit Cannabis aus-
wirkt. Der BGH hält sie für unbeachtlich: Wenn dem Ge-
hilfen eine aktuelle Vorstellung davon fehlt, dass die 
Haupttat ein Handeltreiben mit Betäubungsmitteln dar-
stellt, soll er entsprechend seiner subjektiven Vorstellung, 
dass er Beihilfe zu einem Handeltreiben mit Cannabis leis-
tet, zu bestrafen sein. Wäre der Fall ohne den Einfluss des 
KCanG zu beurteilen gewesen, hätte sich weiter eine Bei-
hilfestrafbarkeit nach BtMG ergeben, weil § 16 Abs. 1 S. 1 
StGB nicht zur Anwendung kommen soll. Unter Berück-
sichtigung des KCanG soll lediglich über § 2 Abs. 3 StGB 
die Verlagerung auf das KCanG eintreten. 
 

Vortat (§ 180a Abs. 1 Nr. 2 StGB a.F.) nachträglich straffrei 
gestellt wurde. Er hielt aber eine Verurteilung wegen Be-
günstigung zu einer anderen Vortat noch für möglich und 
verwies die Sache daher zurück. 

17  Hierzu etwa Knauer/Kudlich, in: MüKo-StPO, 2. Aufl. (2024), 
§ 354 Rn. 57 ff.; zu den allg. methodischen Problemen ebd., 
Rn. 49 ff. m.w.N.; Wohlers, in: SK-StPO, 5. Aufl. (2018), 
§ 354 Rn. 21 f. m.w.N.; zur verfassungsgerichtlichen Akzep-
tanz siehe aber BVerfG (K) NStZ 2001, 187, 188. 

18  Vgl. allg. zur Anwendung von § 265 StGB in Cannabis-Fällen 
Winkler, StraFo 2024, 407, 410 ff. 
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Die Tragweite dieser Thesen ist bemerkenswert: Der 
1. Strafsenat hält es offenbar für recht unproblematisch, 
das mangelnde Vorstellungsbild von einer bestimmten, 
objektiv vorliegenden Tat durch das Vorstellungsbild von 
einer anderen, imaginierten Tat zu ersetzen. All dies dient 
dazu, die unerwünschte Folge zu vermeiden, dass der Ge-
hilfe sonst wegen der Straflosigkeit einer versuchten Bei-
hilfe freizusprechen gewesen wäre. 
 
Diese Mosaikbetrachtung begründet der BGH ausgehend 
von seinem allgemeinen Maßstab zum Gehilfenvorsatz: 
Zwar müsse der Gehilfe Vorsatz hinsichtlich der Vollen-
dung einer vorsätzlich begangenen Haupttat aufweisen. 
An die Konkretisierung seines Vorstellungsbildes seien 
aber regelmäßig geringere Anforderungen zu stellen als 
bei der Anstiftung. Denn der Gehilfe müsse keine be-
stimmte Tat anstreben, sondern erbringe nur einen losge-
lösten Beitrag, von dem er lediglich erkennen und billi-
gend in Kauf nehmen müsse, dass dieser Beitrag sich als 
unterstützender Bestandteil in einer Straftat manifestie-
ren wird. Es genüge daher, wenn der Gehilfe „die wesent-
lichen Merkmale der Haupttat, insbesondere ihre Un-
rechts- und Angriffsrichtung, erkennt“. Deshalb lasse 
auch eine „andere rechtliche Einordnung“ der Tat durch 
den Gehilfen seinen Vorsatz unberührt, solange er sich 
nicht eine grundsätzlich andere Tat vorstellt. Zwischen 
vorgestellter und tatsächlich begangener Tat müsse mithin 
eine „tatbestandliche Verwandtschaft“ bestehen.19 

1. „Tatbestandliche Verwandtschaft“ als 
Kriterium? 

Das zentrale Kriterium für die Frage, ob eine Abweichung 
der tatsächlich begangenen Haupttat von der Vorstellung 
des Gehilfen dessen Vorsatz ausschließt, soll sonach die 
„tatbestandliche Verwandtschaft“ zwischen der vorgestell-
ten und der begangenen Haupttat sein. 
 
Der 1. Strafsenat begründet dies mit der etwas irreführen-
den Formulierung, dass auch eine andere „rechtliche Ein-
ordnung der Tat“ durch den Gehilfen seinen Vorsatz unbe-
rührt lasse. Dass die rechtliche Bewertung des Sachver-
halts für den Tatbestandsvorsatz jenseits einzelner norma-
tiver Tatbestandsmerkmale irrelevant ist, trifft wegen § 17 
StGB selbstverständlich zu. Der BGH meint hier aber nicht 
diesen trivialen Grundsatz, sondern vielmehr, dass auch 
ein Vorsatz, der sich auf einen anderen Sachverhalt be-
zieht, ausreicht, solange vorgestellter und tatsächlicher 
Sachverhalt rechtlich ähnlich zu bewerten sind. Damit 
entfernt er sich schon weiter von der gesetzlichen Aus-
gangslage der §§ 16 Abs. 1 S. 1, 27 Abs. 1 StGB. Danach 
muss der Gehilfe nämlich zumindest im Ausgangspunkt 
die Verwirklichung eines Sachverhalts in seine Vorstellung 
aufnehmen, der unter den jeweiligen Tatbestand fällt. 
 
Gerade weil die Beihilfe auch tatferne Förderungshand-
lungen umfassen kann, stellt sich aber die Frage, wie weit 

 
 
19  Zum Vorstehenden BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 7. 
20  Vgl. BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 7. 
21  Ingelfinger, Anstiftervorsatz und Tatbestimmtheit, 1992, 

S. 102 f.; Roxin, AT II (2003), § 26 Rn. 113; enger wohl Ho-
yer, in: SK-StGB, 10. Aufl. (2025), § 27 Rn. 38, der verlangt, 

sich die Vorstellung des Gehilfen von der tatsächlich be-
gangenen Haupttat entfernen darf. Das StGB enthält dafür 
im Kern zwei Leitlinien: Zum einen ist die Teilnahme nach 
den §§ 26 ff. StGB (limitiert) akzessorisch konzipiert. Der 
Teilnehmer muss deshalb objektiv wie subjektiv an einer 
bestimmten gesetzlich ausgeprägten Haupttat und nicht nur an 
irgendeinem strafbaren Verhalten mitwirken. Auch der 
1. Strafsenat erkennt diese Prämisse (verbal) an, indem er 
impliziert, dass der Vorsatz entfällt, wenn sich der Gehilfe 
eine „grundsätzlich andere Tat“ vorstellt.20 Zum anderen ist 
die versuchte Beihilfe im Gegenschluss aus § 30 Abs. 1 
StGB straflos. 
Ausgehend von diesen beiden gesetzgeberischen Grun-
dentscheidungen ist zwischen mehreren Fallgruppen zu 
unterscheiden: 

a) Irrtum über Ausführungsmodalitäten innerhalb eines 
Tatbestandes 

Verwirklicht der Haupttäter lediglich eine andere Ausfüh-
rungsmodalität innerhalb eines Tatbestandes, der mehrere 
Varianten aufweist, ist die Abweichung regelmäßig unbe-
achtlich, weil der Gesetzgeber selbst eine Grundlage für 
eine verallgemeinernde Bewertung zur Verfügung stellt, 
indem er verschiedene nach dem Gesetz gleich bewertete 
Tatmodalitäten nebeneinanderstellt.21 Beispielsweise 
macht sich wegen Beihilfe zum Hausfriedensbruch straf-
bar, wer davon ausgeht, einen Täter beim widerrechtlichen 
Eindringen in eine Wohnung zu unterstützen, auch wenn 
es sich tatsächlich um einen Geschäftsraum handelt.22 
 
Wie weit der Kreis der austauschbaren Ausführungsmo-
dalitäten zu ziehen ist, kann im Einzelfall fraglich sein. So 
ist etwa bei langen Tatbestandskatalogen des Nebenstraf-
rechts wie in § 34 Abs. 1 KCanG zweifelhaft, ob alle Bege-
hungsmodalitäten derart vergleichbar sind, dass eine In-
kongruenz von Teilnehmervorstellung und tatsächlich be-
gangener Haupttat unbeachtlich ist. Im Fall des § 34 
KCanG zeigt sich dies auch daran, dass die dort genannten 
Tatvarianten zwar den gleichen Strafrahmen aufweisen, 
Versuchsstrafbarkeit, Regelbeispiele für besonders 
schwere Fälle, Qualifikationen und Fahrlässigkeitsstraf-
barkeit jedoch wiederum differenzierend an verschiedene 
Varianten des Abs. 1 anknüpfen (§ 34 Abs. 2 bis 5 
KCanG). Phänomenologisch und psychologisch dürften 
sich zudem etwa eine Beihilfe zum illegalen Anbau und 
eine Beihilfe zum Verabreichen von Cannabis (§ 34 Abs. 1 
Nr. 2 bzw. Nr. 9 KCanG) derart unterscheiden, dass man 
ihnen keinen vergleichbaren Unrechtsgehalt beimessen 
kann und eine Abweichung zwischen Teilnehmervorstel-
lung und Haupttat beachtlich sein muss.23 
 
An dieser Stelle kommt es darauf allerdings auch nicht an, 
da das Handeltreiben mit Cannabis und das Handeltreiben 
mit Betäubungsmitteln schon mangels gemeinsamer Re-
gelung keine austauschbaren Tatvarianten sind. 

dass der Gehilfe die Abweichung in der Unrechtsquantität 
voraussehen konnte. 

22  Beispiel nach Ingelfinger, Anstiftervorsatz und Tatbestimmt-
heit, 1992, S. 102 f. 

23  Vgl. für nähere Maßstäbe Ingelfinger, Anstiftervorsatz und 
Tatbestimmtheit, 1992, S. 102 f. 
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b) Irrtum innerhalb von Stufenverhältnissen 

Ein weiterer weitgehend anerkannter Fall, in dem ein Ex-
zess des Haupttäters nicht zur Straflosigkeit des Gehilfen 
führt, ist der, dass zwischen vorgestellter und tatsächlich 
begangener Tat ein Stufenverhältnis besteht. Wenn der 
vom Haupttäter verwirklichte Tatbestand ein plus oder ein 
minus zu dem vom Gehilfenvorsatz umfassten Tatbestand 
darstellt, ist wegen Beihilfe zu dem weniger schweren De-
likt zu bestrafen.24 Wer beispielsweise einem Täter eine 
Waffe verschafft und davon ausgeht, dass diese zu einem 
Diebstahl mit Waffen (§ 244 Abs. 1 Nr. 1 lit. a Var. 1 
StGB) verwendet werden soll, macht sich wegen Beihilfe 
zum Diebstahl mit Waffen strafbar, wenn der Täter tat-
sächlich einen schweren Raub (§ 250 Abs. 1 Nr. 1 lit. a 
Var. 1 StGB) begeht.25 
 
Ein solches Stufenverhältnis kann jedenfalls logischer Art 
sein, d.h. im Verhältnis von Grunddelikt und Qualifikation 
bzw. Privilegierung. Auf Grundlage der Rechtsprechung, 
nach der § 249 Abs. 1 StGB nur ein Spezialfall von §§ 253 
Abs. 1, 255 StGB ist, liegt hierin bereits die Lösung für den 
Fall, dass der Gehilfe einen Raub zu fördern meint, tat-
sächlich aber eine räuberische Erpressung vorliegt.26 Nicht 
vollständig geklärt scheint hingegen, ob auch die aus der 
Dogmatik des Zweifelssatzes bekannte Fallgruppe des 
normativ-ethischen Stufenverhältnisses umfasst ist, bei 
der zwar kein Spezialitätsverhältnis besteht, aber doch 
quantitativ abgestufte Unrechtsalternativen vorliegen.27 
Dies betrifft etwa zusammengesetzte Tatbestände wie das 
oben genannte Beispiel von Diebstahl und Raub28 sowie 
als Auffangtatbestände konzipierte Normen wie § 323a 
StGB29. 
 
Vor diesem Hintergrund müsste man sich fragen, ob zwi-
schen den Strafvorschriften des BtMG und denen des 
KCanG ein solches Stufenverhältnis besteht. Lichtenthäler 
meint, dass der 1. Strafsenat implizit ein solches Stufen-
verhältnis konstruiere. Es verbiete sich aber mit Blick auf 
das Bestimmtheitsgebot, Cannabis wie ein minus zu einem 
Betäubungsmittel zu behandeln. Zwar ließe sich der Fall 
nach seiner Meinung über § 16 Abs. 2 StGB lösen, wenn 
der Gesetzgeber die Strafvorschriften zum Umgang mit 
Cannabis als Privilegierung im BtMG ausgestaltet hätte. 
Da dies aber nicht der Fall sei, laufe die Ansicht des 
1. Strafsenates auf eine täterbelastende analoge Anwen-
dung von § 16 Abs. 2 StGB hinaus.30 

 
 
24  Vgl. Hoyer, in: SK-StGB, 10. Aufl. (2025), § 27 Rn. 38; vgl. 

auch Roxin, AT II (2003), § 26 Rn. 115. 
25  Vgl. RGSt 67, 343 ff. (zu § 243 Abs. 1 Nr. 5 StGB a.F.). 
26  Joecks, in: MüKo-StGB, 3. Aufl. (2017), § 27 Rn. 101; die 

Rechtsprechung nennt diesen Grund allerdings nicht, vgl. 
etwa BGHR StGB § 27 Abs. 1 Vorsatz 7. 

27  Näher dazu allg. Baumann/Weber/Mitsch/Eisele, AT, 13. Aufl. 
(2021), § 28 Rn. 13 ff., 22 ff. 

28  Das RG scheint dies zu bejahen, spricht allerdings nur da-
von, dass Raub und Diebstahl „in ihrem äußeren Verlauf“ 
und „ihrem Wesen nach“ nicht andere Taten seien (RGSt 67, 
343, 344). 

29  Str., a.A. etwa OLG Karlsruhe NJW 2004, 3356, 3357; 
m.w.N. F. Fischer, in: Wegner/Zech/Krüger/Wenglarczyk, 
Studienbuch Strafrecht BT I, 2024, § 39 Rn. 21. 

30  Zum Vorstehenden Lichtenthäler, FD-StrafR 2024, 826554. 
31  Vgl. BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 8. 

 
Diese Kritik trifft wegen der gesetzgeberischen Konzep-
tion, Cannabis einem Sonderregime zu unterwerfen (nä-
her dazu unter II. 2.), in der Sache zu. Indes ergeben sich 
aus dem Beschluss weder terminologisch noch inhaltlich 
Anhaltspunkte dafür, dass der 1. Strafsenat das Bestehen 
eines Stufenverhältnisses behauptet oder impliziert. Er 
spricht lediglich von „tatbestandlicher Verwandtschaft“ 
und verwendet damit ein weniger voraussetzungsreiches 
Kriterium. Seine Begründung verweist auch nicht auf ein 
logisches oder normatives Verhältnis zwischen KCanG 
und BtMG, sondern vor allem auf Übereinstimmungen in 
Gesetzeszweck und Regelungstechnik.31 Zur Begründung 
eines Stufenverhältnisses wäre dies von vornherein un-
tauglich, sodass man dem BGH eine entsprechende These 
schwerlich zuschreiben kann. Richtig an der Kritik bleibt 
gleichwohl, dass der BGH für seine Position keine gesetz-
liche Anknüpfung in § 16 StGB vorweisen kann. Es liegt 
jedoch eher eine teleologische Reduktion des § 16 Abs. 1 
S. 1 StGB vor als eine analoge Anwendung des § 16 Abs. 2 
StGB. 

c) Irrtum im Rahmen einer „tatbestandlichen 
Verwandtschaft“? 

Auf der Linie des BGH soll nun aber sogar ein Irrtum un-
beachtlich bleiben können, wenn sich die Vorstellungen 
im Rahmen einer sog. tatbestandlichen Verwandtschaft 
bewegen. Dass gerade bei der Entscheidung über eine Kri-
minalisierung auch eine vergleichende Betrachtung erfor-
derlich ist, welche innerhalb möglicher Deliktsfamilien 
eine systematische Betrachtung nahelegt, ist zwar eine an-
ziehende Vorstellung.32 Es ist aber zu zeigen, dass in ei-
nem strafausdehnenden materiell-rechtlichen Rückgriff 
auf eine Deliktsverwandtschaft kein Segen liegt: 

aa) Rechtsprechungsentwicklung 

Den Begriff der „tatbestandlichen Verwandtschaft“ hat der 
BGH, soweit ersichtlich, erstmals in einer Entscheidung 
von 2014 verwendet. Der 3. Strafsenat ließ in diesem Be-
schluss eine Verurteilung wegen Beihilfe zur vorsätzlichen 
unerlaubten gewerbsmäßigen Ausfuhr (§ 18 AWG n.F.) 
von Spezialventilen für das iranische Nuklearprogramm 
unbeanstandet. In diesem Fall hatte das Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) den Haupttäter 
auf Genehmigungs- und Unterrichtungspflichten 

32  Angesichts der Parallelen zwischen BtMG- und KCanG-
Strafvorschriften kann man auch von einer Deliktsfamilie 
sprechen. Die Mitglieder einer solchen Deliktsfamilie zeich-
nen sich dadurch aus, dass sie ein gemeinsames Rechtsgut 
gegen ähnliche Angriffsweisen schützen, aber nicht notwen-
dig in der Deliktsstruktur übereinstimmen oder in einem 
Spezialitätsverhältnis stehen. Zudem können sie über meh-
rere Gesetze verteilt sein. Beispiele bilden die Betrugsdelikte 
i.w.S. (§§ 263 ff. StGB, § 370 AO etc.), die Anschlussdelikte 
(etwa § 259 StGB und § 374 AO) und das Insolvenzstraf-
recht (siehe zur Figur der Deliktsfamilie und zum Vorste-
henden Gaede, Der Steuerbetrug, 2016, S. 230 ff., 244 f.). Es 
liegt daher durchaus nahe, das Verhältnis zwischen KCanG 
und BtMG auch unter dem Aspekt einer möglichen norma-
tiven Verwandtschaft zu durchdenken. Allerdings kann die 
von Rechtsanwendern vollzogene Kreation einer dogmati-
schen Figur nicht das Gesetzlichkeitsprinzip und hier die 
§§ 16 Abs. 1 S. 1 und 27 StGB aushebeln. 
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hingewiesen, woraufhin dieser durch unwahre Angaben 
einen Nullbescheid erwirkte, nach dem die beantragte 
Ausfuhr nicht genehmigungspflichtig sei. Den Gehilfen 
war unbekannt, dass es eine Unterrichtung gegeben hatte 
und der Haupttäter schon deshalb einer Ausfuhrgenehmi-
gung bedurfte. Sie wussten jedoch, dass die Ausfuhr der 
Ventile verboten war, eine Genehmigung bei Kenntnis des 
wahren Sachverhalts niemals erteilt worden wäre und der 
Haupttäter seinen Mitwirkungspflichten als Ausführer 
vorsätzlich zuwiderhandelte. Der BGH hielt diese Ver-
stöße für tatbestandlich dergestalt miteinander verwandt, 
dass die Abweichungen zwischen der Gehilfenvorstellung 
und der Haupttat unbeachtlich seien.33 
 
In einer Entscheidung von 2023 hat der 2. Strafsenat hin-
gegen eine „tatbestandliche Verwandtschaft“ abgelehnt. 
Hier war der Gehilfe davon ausgegangen, die Begehung ei-
nes Mehrwertsteuerbetrugs hinsichtlich einer Holzladung 
zu unterstützen, in Wahrheit waren aber große Mengen an 
Betäubungsmitteln in der Ladung versteckt.34 Eine Straf-
barkeit wegen Beihilfe zum Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in nicht geringer Menge scheiterte am feh-
lenden Vorsatz bezüglich der Haupttat; die versuchte Bei-
hilfe zum Mehrwertsteuerbetrug war straflos. 
 
Die Judikatur zur „tatbestandlichen Verwandtschaft“ zwi-
schen vorgestellter und begangener Haupttat ist damit 
bisher vereinzelt geblieben. Bereits zuvor hatte die Recht-
sprechung jedoch in der Sache ähnliche Kriterien ange-
wandt, ohne von einer „tatbestandlichen Verwandtschaft“ 
zu sprechen. Zentral ist in diesen Entscheidungen viel-
mehr die – auch in den jüngeren Entscheidungen zur „tat-
bestandlichen Verwandtschaft“ aufgegriffene – These, 
dass Haupttäter und Gehilfe die Haupttat rechtlich nicht 
gleich einordnen müssten. Diese geht zurück auf die Ent-
scheidung RGSt 67, 343. Im zugrundeliegenden Fall hatte 
der Gehilfe dem Täter einen Revolver zur „Ausführung ei-
nes rechtswidrigen Angriffs gegen fremdes Vermögen“ 
ausgehändigt, aber nicht damit gerechnet, dass der Täter 
damit einen Raub oder eine räuberische Erpressung ver-
suchen würde. Das RG bestätigte die Verurteilung wegen 
Beihilfe zum versuchten schweren Diebstahl. Es komme 
nicht darauf an, „ob die Haupttat ihrer rechtlichen Beur-
teilung nach dieselbe ist, die sich der Hilfeleistende vor-
stellt; sie muss sich nur in ihrem äußeren Verlauf im we-
sentlichen [sic] mit der decken, deren Begehung der Ge-
hilfe fördern will; sie darf nicht ihrem Wesen nach eine 
andere sein“. Daneben stellt das RG aber auch vertiefende 
Erwägungen zum systematischen (Stufen-)Verhältnis von 
Raub und Diebstahl an und rekurriert nicht allein auf eine 
„Verwandtschaft“.35 
 

 
 
33  Zum Vorstehenden BGH HRRS 2015 Nr. 140 Rn. 34. 
34  BGH HRRS 2023 Nr. 526 Rn. 13. 
35  Zum Vorstehenden RGSt 67, 343, 344 f. 
36  BGHSt 11, 66 f. 
37  BGHSt 11, 66, 67 (zu §§ 253, 263 StGB i.d.F. v. 01.10.1953); 

zust. etwa Lang-Hinrichsen, in: FS Engisch (1969), S. 353, 
378 f. 

38  BGHR StGB § 27 Abs. 1 Vorsatz 7. 
39  BGH HRRS 2025 Nr. 429. Möglicherweise wurde mit dieser 

Entscheidung aber lediglich ein Erörterungsmangel hin-
sichtlich eines nicht hinreichend untersuchten Alternativ-
vorsatzes gerügt. Das den Vorsatz verneinende Landgericht 

Diese Linie hat der 5. Strafsenat des BGH in einem Urteil 
von 1957 weitergeführt.36 Er erklärte, dass wegen Beihilfe 
zum Betrug strafbar sei, wer in der Vorstellung, einen Be-
trug zu fördern, zu einer Erpressung Hilfe leistet, jeden-
falls wenn die Drohung des Haupttäters auf einer Täu-
schung beruht. Der Senat argumentierte hier, dass die 
Täuschung zwar hinsichtlich der Strafbarkeit des Haupt-
täters in der Drohung aufgehe, sodass allein eine Erpres-
sung und nicht zugleich ein Betrug vorliege. Sehe man von 
der Drohung ab, bleibe aber die Täuschung und damit ein 
Betrug übrig. Zudem sei dieser mit geringerer Strafe be-
droht als die Erpressung.37 
 
In einer späteren Entscheidung verzichtete der 1. Straf-
senat auf derartige Begründungen gänzlich und stellte 
schlicht fest, dass etwa Raub und räuberische Erpressung 
„keine grundsätzlich anderen Taten“ seien.38 Auch jüngst 
hat der 2. Strafsenat den Umstand eng beieinander liegen-
der Sachverhalte auf der Grenzlinie zwischen Diebstahl 
und Betrug ohne nähere Erläuterung ins Feld geführt.39 
 
Schließlich hatte der 3. Strafsenat 2011 einen Fall zu ent-
scheiden, in dem der Haupttäter einen Betrug zum Nach-
teil eines Telefonnetzanbieters beging, indem er mit die-
sem einen „Voice-Reseller-Vertrag“ über einen lediglich ge-
ringfügigen Bezug von Telefonnetzkapazitäten abschloss, 
um zu einem späteren Zeitpunkt den Bezug von Kapazitä-
ten innerhalb kurzer Zeit deutlich über den vertraglich 
vereinbarten Umfang hinaus zu erhöhen und die so (ver-
tragswidrig) erlangten Netzkapazitäten an andere Tele-
kommunikationsanbieter zu veräußern. Der 3. Strafsenat 
entschied, dass der Vorsatz bezüglich einer Beihilfe zu die-
sem Betrug schon dadurch gegeben sei, dass der Gehilfe 
es jedenfalls für wahrscheinlich hielt, dass der Leistungs-
erbringer durch täuschende oder in sonstiger Weise straf-
bare Einflussnahme zur unentgeltlichen Freigabe der Lei-
tungskapazitäten veranlasst werden sollte. Obiter hielt er 
weiterhin fest, dass selbst eine andere rechtliche Einord-
nung der Haupttat – etwa als Untreue – unschädlich wäre, 
sofern es sich nicht um eine grundsätzlich andere Tat han-
dele.40 

bb) Meinungsstand im Schrifttum 

Der Meinungsstand im Schrifttum ist uneinheitlich. Zum 
Teil werden eher weite, der Rechtsprechung ähnliche Auf-
fassungen vertreten. So wurde insbesondere in der älteren 
Literatur vorgeschlagen, die Grundsätze der Wahlfeststel-
lung anzuwenden, also darauf abzustellen, ob vorgestellte 
und begangene Haupttat rechtsethisch und psychologisch 
vergleichbar sind.41 Montenbruck will in solchen Fällen ei-
nen „außergesetzlichen Tatbestand“ konstruieren und 

hatte offenbar unzureichend bedacht, dass die Gehilfin bei 
sog. Schockanrufen zur Erlangung von Vermögensvorteilen 
auch die Möglichkeit leicht abgewandelter Geschehensab-
läufe erkannt und akzeptiert haben könnte. 

40  Zum Vorstehenden BGH HRRS 2011 Nr. 552 (insb. Rn. 14). 
41  So Baumann/Weber, AT, 10. Aufl. (1995), § 30 Rn. 78 ff.; 

ähnl. Joecks, in: MüKo-StGB, 3. Aufl. (2017), § 27 Rn. 96; en-
ger jedoch Joecks/Scheinfeld, in: MüKo-StGB, 4. Aufl. (2020), 
§ 27 Rn. 108 f. Eine Nähe des BGH-Kriteriums der „tatbe-
standlichen Verwandtschaft“ zur Wahlfeststellung erkennen 
auch Kudlich, JA 2025, 167, 168, und Lichtenthäler, FD-StrafR 
2024, 826554. 
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etwa den Beteiligten, der von einem Diebstahl statt einer 
Hehlerei ausgeht, wegen Beihilfe an dem „Überführen ei-
nes fremden Gegenstandes in das eigene Vermögen (durch 
Ansichbringen)“ bestrafen.42 
 
Viele Autoren stellen indes höhere Anforderungen und ge-
hen davon aus, dass der Gehilfenvorsatz grundsätzlich 
entfalle, wenn der Haupttäter einen anderen Tatbestand 
verwirklicht als den, den der Gehilfe sich vorgestellt hat. 
Ausnahmen werden dann nur für den Fall eines dolus alter-
nativus (s. unter I.) oder für bloße Irrtümer über Tatvarian-
ten (s. unter II. 1. a) und außertatbestandliche Modalitä-
ten anerkannt.43 Hinter dieser engeren Auffassung steht 
letztlich die These, dass sich der Gehilfenvorsatz – ebenso 
wie der des Täters – immer nur auf einen bestimmten Tat-
bestand beziehen könne.44 Ingelfinger kommt in einer mo-
nographischen Untersuchung des Problems zum selben 
Ergebnis und fordert eine Kenntnis des Gehilfen vom Tat-
bestand der Haupttat oder zumindest einen Alternativvor-
satz.45 Er hält zwar Abweichungen bei „tatbestandlichem 
Näheverhältnis“ für unbeachtlich, verlangt für ein solches 
Näheverhältnis jedoch, dass die Tatbestände so nahe bei-
einander liegen, dass der Gesetzgeber sie auch durch ein 
allgemeineres Gesetz hätte zusammenfassen können, und 
dass eine Verwandtschaft in Unrechtsart und -schwere 
vorliegt.46 
 
Schließlich differenzieren einige Autoren danach, wie kon-
kret das Vorstellungsbild des Gehilfen ist. In Anlehnung 
an die Behandlung von Irrtümern über den Kausalverlauf 
soll der Vorsatz entfallen, wenn der Gehilfe sich die Ver-
wirklichung eines konkreten Tatbestandes vorstellt und 
der Täter einen anderen verwirklicht. Habe der Gehilfe 
hingegen nur eine allgemeine Vorstellung zum Ergebnis 
der Tat, etwa wenn er dem Täter bei der gewaltsamen Be-
schaffung eines Gegenstandes helfen will, handele er hin-
sichtlich der Haupttat unabhängig von den genau verwirk-
lichten Tatbeständen vorsätzlich.47 

cc) Stellungnahme 

(1) Entfernung vom gesetzlichen Ausgangspunkt – Sprung 
vom allgemeinen Maßstab auf die Behandlung von 
Exzessfällen 

Wie bereits erwähnt, muss sich die Lösung für das Prob-
lem des Täterexzesses an der Regelung des § 16 Abs. 1 
S. 1 StGB orientieren und dabei gleichermaßen die 

 
 
42  Montenbruck, ZStW 84 (1972), 323, 339 und passim. 
43  Hoyer, in: SK-StGB, 10. Aufl. (2025), § 27 Rn. 38; Roxin, 

AT II (2003), § 26 Rn. 112 f. und 283; ihm folgend Schüne-
mann/Greco, in: LK-StGB, 13. Aufl. (2020), § 26 Rn. 84 und 
§ 27 Rn. 72; Scheinfeld, in: MüKo-StGB, 5. Aufl. (2024), 
Rn. 109. 

44  So Roxin, AT II (2003), § 26 Rn. 112 und allg. Roxin/Greco, 
AT I, 5. Aufl. (2020), § 12 Rn. 92; Joecks/Scheinfeld, in: 
MüKo-StGB, 4. Aufl. (2020), § 27 Rn. 109; ähnl. mit nor-
mentheoretischer Argumentation Kindhäuser, NStZ 1997, 
273, 275 m. Verw. auf Wild, JuS 1992, 911 ff. 

45  Ingelfinger, Anstiftervorsatz und Tatbestimmtheit, 1992, 
S. 156 f.; zusf. Ingelfinger, in: HK-GS, 5. Aufl. (2022), § 27 
Rn. 18, 21. 

46  Ingelfinger, Anstiftervorsatz und Tatbestimmtheit, 1992, 
S. 100 f., insb. S. 102. 

Akzessorietät der Teilnahme und die Straflosigkeit der ver-
suchten Beihilfe berücksichtigen. Ausgangspunkt ist also, 
ebenso wie bei allen anderen Vorsatzdelikten, dass § 16 
Abs. 1 S. 1 StGB Kenntnis von allen Umständen verlangt, 
die zum gesetzlichen Tatbestand gehören. § 27 Abs. 1 
StGB unterstreicht dies, indem er voraussetzt, dass der 
Gehilfe vorsätzlich einem anderen zu dessen vorsätzlich be-
gangener rechtswidriger Tat Hilfe geleistet hat. Der Vor-
satz des Teilnehmers muss sich also auf das Vorliegen ei-
ner vorsätzlichen, rechtswidrigen Haupttat erstrecken 
und – nicht anders als bei einem Täter – mit der objektiven 
Sachlage kongruent sein.48 Der Vorsatz muss zwar grund-
sätzlich nicht außertatbestandliche Umstände umfassen, 
der Gehilfe braucht also nicht genau zu wissen, von wem, 
an wem, wann, wo und wie die Haupttat begangen wird. 
Er muss aber mindestens in seinen Vorsatz aufgenommen 
haben, dass der Haupttäter einen Sachverhalt verwirk-
licht, der einem Straftatbestand unterfällt, und welcher 
dies ist bzw. welche es sein können.49 Denn zum einen 
setzt auch das Teilnahmeunrecht eine Kongruenz von ob-
jektivem und subjektivem Tatbestand voraus.50 Zum ande-
ren ist der Bezug auf die Haupttat in den §§ 26 f. StGB ma-
teriell-rechtlicher Art,51 sodass er als spezifisch-tatbe-
standsbezogene Verweisung zu verstehen ist.52 
 
Aus § 16 Abs. 1 S. 1 StGB lässt sich deshalb nicht bruchlos 
ableiten, dass es bei „tatbestandlicher Verwandtschaft“ 
unbeachtlich wäre, wenn ein Täter eine andere als die vom 
Gehilfen in seinen Vorsatz aufgenommene Tat begeht.53 
Vielmehr handelt es sich um eine täterbelastende teleolo-
gische Reduktion des § 16 Abs. 1 S. 1 StGB, wenn man das 
Vorsatzerfordernis aus teleologischen und anderen mate-
riellen Gründen der Kriminalpolitik auf bestimmte Teile 
des gesetzlichen Tatbestandes beschränkt, ohne dass die 
Normwortlaute hierfür eine Grundlage eröffnen. Man 
gibt – hier für BtMG und KCanG – schlicht das Erfordernis 
auf, dass ein Vorsatz festgestellt werden muss, der die ob-
jektiv verwirklichte gesetzliche Tat selbst noch betrifft und 
verabschiedet sich zur Vermeidung unerwünschter Ergeb-
nisse von der gesetzlich geforderten Kongruenz von Tat 
und Vorsatz. 
 
Es erstaunt deshalb nicht, dass sich der BGH der notwen-
digen Begründung, wie das Kriterium der „tatbestandli-
chen Verwandtschaft“ in die tatbestandsbezogenen Anfor-
derungen des § 16 Abs. 1 S. 1 StGB und die sich daraus 
ergebende Vorsatz- und Irrtumsdogmatik passen soll, ent-
zieht. Stattdessen sucht er das Kriterium aus dem 

47  Zum Vorstehenden Weißer, in: TK-StGB, 31. Aufl. (2025), 
§ 27 Rn. 44; Joecks, in: MüKo-StGB, 3. Aufl. (2017), § 27 
Rn. 96. 

48  Zu letzterem Hoyer, in: SK-StGB, 10. Aufl. (2025), Vor 
§§ 26 ff. Rn. 44; zum allg. Erfordernis statt vieler Kulhanek, 
in: MüKo-StGB, 5. Aufl. (2024), § 16 Rn. 18. 

49  Hoyer, in: SK-StGB, 10. Aufl. (2025), § 27 Rn. 37 m.z.N. aus 
Rechtsprechung und Schrifttum. 

50  Nachw. in Fn. 48. 
51  Wolf, JR 1992, 428, 429. 
52  Vgl. Herzberg, JuS 1987, 617, 619; Wild, JuS 1992, 911, 912. 
53  Mit ähnlicher Kritik zur Wahlfeststellungs-Lösung Ingelfin-

ger, Anstiftervorsatz und Tatbestimmtheit, 1992, S. 96 ff.; 
Montenbruck, ZStW 84 (1972), 323, 338. Zur allgemeinen 
Kritik an der ungleichartigen Wahlfeststellung siehe auch 
m.w.N. Gaede, in: AnwK-StGB, 3. Aufl. (2020), § 1 Rn. 51 f. 
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Maßstab zur Bestimmtheit des Gehilfenvorsatzes herzu-
leiten, ohne die Bezüge zwischen §§ 27 Abs. 1 und 16 
Abs. 1 S. 1 StGB zu sehen bzw. offenzulegen.54 Aus dem 
Grundsatz, dass der Gehilfe nicht in gleichem Maße wie 
ein Täter oder Anstifter die tatindividualisierenden Um-
stände kennen muss, will er so die Unbeachtlichkeit be-
stimmter Täterexzesse folgern. 
 
Insoweit ist zunächst klarzustellen, dass die Frage nach 
der Bestimmtheit des Gehilfenvorsatzes und die Frage 
nach der Tatbestandskongruenz verschiedene Probleme 
betreffen. Die erste Frage betrifft vor allem die außertat-
bestandlichen Umstände, welche die Tat individualisieren 
(Zeit, Ort etc.). In dieser Hinsicht legt man überwiegend 
einen angemessen großzügigen Blick auf die näheren Um-
stände eines vom Täter verwirklichten Sachverhalts, der 
einen konkreten gesetzlichen Tatbestand erfüllt, zu-
grunde. Die zweite Frage betrifft hingegen Umstände, die 
zum gesetzlichen Tatbestand gehören bzw. schon eine 
Mindestvorstellung von allen gesetzlichen Tatmerkmalen 
absichern sollen und infolge § 16 Abs. 1 S. 1 StGB absi-
chern müssen. Der Rückgriff auf die geringeren Individu-
alisierungsanforderungen hilft deshalb nicht weiter, wenn 
die Abweichung nicht außertatbestandliche Umstände be-
trifft, sondern Umstände, die den gesetzlichen Tatbestand 
erst verwirklichen.55 Für letztere gilt § 16 Abs. 1 S. 1 
StGB, sodass sich der Gehilfenvorsatz auf sie erstrecken 
muss. Dass das Tatobjekt Cannabis bzw. ein Betäubungs-
mittel sein muss, ist Tatbestandsmerkmal des § 34 KCanG 
bzw. der §§ 29 ff. BtMG. Bislang ist es zwar ein unbeacht-
licher error in obiecto, wenn der Haupttäter mit einem an-
deren Betäubungsmittel Handel treibt, als der Gehilfe 
dachte.56 Nun aber wird die Grenzlinie zwischen § 34 
KCanG und §§ 29 ff. BtMG dadurch bestimmt, ob es sich 
um Cannabis oder um ein Betäubungsmittel handelt. Dem 
Vorsatz – auch dem des „tatfernen“ Gehilfen – kommt da-
her umso mehr eine tatbestandsbezogene Begrenzungsfunktion 
für die subjektive Zurechenbarkeit von Taterfolgen zu.57 
 
Einzig eine solche Sicht der Dinge ist zudem in der Lage, 
die Straflosigkeit der versuchten Beihilfe zu achten. Auch 
die Rechtsprechung hat diese Grundentscheidung in der 
Vergangenheit zu Recht herangezogen, um eine restriktive 
Handhabung des § 27 StGB zu begründen. So hat etwa der 
5. Strafsenat festgestellt, dass die Zusage eines im Ergeb-
nis nutzlosen Gehilfenbeitrags nicht in eine psychische 
Beihilfe umgedeutet werden darf, um die Straflosigkeit der 
versuchten Beihilfe zu umgehen.58 Die Straflosigkeit der 
versuchten Beihilfe bzw. die systematische Einbeziehung 
der Grenzen des § 30 StGB verbieten in diesem Sinne nicht 
nur formal, unvollendete Hilfeleistungshandlungen über 
§§ 22, 23 Abs. 1 StGB für strafbar zu erklären, sondern sie 
verbieten auch, ein Hilfeleisten zu einer imaginären Tat als 

 
 
54  Vgl. BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 7. 
55  S. allg. zur Differenzierung von subsumtionsrelevanten und 

außertatbestandlichen Umständen Ingelfinger, Anstiftervor-
satz und Tatbestimmtheit, 1992, S. 85 ff. 

56  Dies gilt freilich nur eingeschränkt, soweit Strafbarkeit oder 
Strafzumessung (z.B. wegen variierender Mengengrenz-
werte) von der Betäubungsmittelart abhängen, vgl. etwa 
BGH NStZ-RR 1997, 197, 198. 

57  Vgl. Ingelfinger, Anstiftervorsatz und Tatbestimmtheit, 1992, 
S. 86 ff.; Joecks/Scheinfeld, in: MüKo-StGB, 4. Aufl. (2020), § 

vollendete Beihilfe zu deklarieren. Das gilt auch dann, 
wenn der Haupttäter ohne Wissen des Gehilfen einen an-
deren Tatbestand verwirklicht, der weder eine andere Tat-
variante beschreibt noch in einem Stufenverhältnis zu 
dem vom Gehilfen vorgestellten steht, ja nicht einmal ei-
nen vergleichbaren Unrechtsgehalt hat (hierzu unter 
II. 2.). Insoweit ist nochmals darauf hinzuweisen, dass der 
Haupttäter auch nach neuer Rechtslage ein Handeltreiben 
mit Cannabis weder vollendet noch versucht hatte. Es 
fehlte also an der Haupttat, auf die sich der Vorsatz des 
hilfeleistenden Angeklagten bezog. Fügt man nun mosa-
ikartig die verwirklichte, aber vom Gehilfenvorsatz nicht 
umfasste Haupttat und die Vorstellung des Gehilfen von 
einer anderen Tat zu einer vollendeten Beihilfe zusammen, 
unterläuft man die Straflosigkeit der versuchten Beihilfe. 

(2) Unbestimmtheit des Begriffs und Tendenz zum Topos 

Hinzu kommt, dass die „tatbestandliche Verwandtschaft“ 
ein im Grunde aus der Luft gegriffener Terminus ist, wie 
sich bereits bei der Analyse der Rechtsprechungsentwick-
lung und der Herleitung aus den allgemeinen Maßstäben 
für den Gehilfenvorsatz gezeigt hat. Zwar lässt er sich in-
haltlich zum Teil auf frühere Entscheidungen und Ansätze 
des Schrifttums wie den früher vorgeschlagenen Rückgriff 
auf die Grundsätze der Wahlfeststellung zurückführen. 
Begrifflich greift der BGH59 auf Joecks60 zurück, der wiede-
rum auf Montenbruck61 verweist. Beide verwenden den Be-
griff „tatbestandliche Verwandtschaft“ allerdings nicht als 
Lösungsmaßstab, sondern nur als Stichwort zur Beschrei-
bung der Problemkonstellation, dass sich der vom Gehil-
fen vorgestellte und der tatsächlich verwirklichte Tatbe-
stand ähneln, sie aber weder in einem Varianten- noch ei-
nem Stufenverhältnis stehen.62 
 
Die Rechtsprechung hingegen reduziert mit ihrem Krite-
rium diese schwierige Entscheidung auf ein griffiges und 
flexibel anwendbares Schlagwort. Inzwischen scheint der 
BGH den Begriff – auch wenn er bislang erst in drei Ent-
scheidungen vorkommt – als einen nicht weiter konkreti-
sierungsbedürftigen Topos zu verwenden. Unter welchen 
Voraussetzungen eine „tatbestandliche Verwandtschaft“ 
nun vorliegen soll, bleibt bei alledem offen. Auch die 
früheren Entscheidungen, die noch nicht diesen Begriff 
verwenden, lassen eine Begründung häufig vermissen. 
Während die Entscheidung BGHSt 11, 66 noch die Argu-
mentation enthielt, dass eine Erpressung durch täu-
schungsbasierte Drohung im Grunde einen Betrug ent-
halte, behaupten spätere Entscheidungen schlicht, dass 
bestimmte Delikte sich grundsätzlich unterscheiden wür-
den oder eben nicht.63 Es kommt also zu einer bemerkens-
werten Verselbständigung einer zu keinem Zeitpunkt in 

27 Rn. 109; Roxin, AT II (2003), § 26 Rn. 112; allg. 
Roxin/Greco, AT I, 5. Aufl. (2020), § 12 Rn. 92. 

58  BGH HRRS 2008 Nr. 220 Rn. 18 f.; tendenziell anders je-
doch der 2. Strafsenat in BGH HRRS 2010 Nr. 254 Rn. 7 f. 

59  BGH HRRS 2015 Nr. 140 Rn. 34. 
60  Joecks, in: MüKo-StGB, 2. Aufl. (2011), § 27 Rn. 95. 
61  Montenbruck, ZStW 84 (1972), 323, 338. 
62  S. zu den differenzierten Lösungsansätzen bereits oben 

II. 1. c bb. 
63  Bspw. BGHR StGB § 27 Abs. 1 Vorsatz 7; BGH HRRS 2011 

Nr. 552 Rn. 14 (obiter zu Betrug und Untreue). 
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ihrer heutigen Reichweite legitimierten Rechtsprechung 
bzw. Rechtsfigur. 
 
Wenn der BGH nunmehr auch das Handeltreiben mit Can-
nabis und das Handeltreiben mit Betäubungsmitteln 
gleichstellt, geht er damit auch noch einmal deutlich über 
das in der ersten Entscheidung zum AWG64 erkannte Ver-
wandtschaftsverhältnis hinaus. Zugleich demonstriert er 
die Gefahr der Ausuferung, die von der Verwendung un-
klarer Begrifflichkeiten ausgeht (näher zur Anwendung 
unter II. 2.). 

(3) Unklarheit über die Rechtsfolge 

Unklar bleibt bei der Lösung des BGH schließlich, nach 
welchem der „verwandten“ Tatbestände der Gehilfe zu be-
strafen ist.65 In der ersten Entscheidung änderte er die 
Schuldsprüche zu einer „Beihilfe zur gewerbsmäßigen 
Ausfuhr von Gütern ohne Genehmigung trotz Unterrich-
tung über deren Verwendung“, passte sie also der objektiv 
verwirklichten Haupttat an, obwohl den Gehilfen kein 
Vorsatz hinsichtlich der Unterrichtung nachzuweisen 
war.66 Nach dieser Lösung wird bei „tatbestandlicher Ver-
wandtschaft“ der Irrtum des Gehilfen schlicht für unbe-
achtlich erklärt. Im aktuellen Beschluss wurde der Gehilfe 
hingegen „entsprechend seinem Vorstellungsbild“ wegen 
Beihilfe zum Handeltreiben mit Cannabis schuldig ge-
sprochen. Dies begründet der BGH zusätzlich damit, dass 
es sich um die günstigere Rechtslage nach neuem Recht 
handele.67 Diese Anwendung des milderen Gesetzes führt 
zwar zu einer Kompromisslösung. Dies ändert jedoch 
nichts daran, dass es auch nach neuem Recht an einem 
vollendeten oder versuchten Handeltreiben mit Cannabis 
als Haupttat fehlt. Die Lösung des 1. Strafsenats stellt da-
mit nicht nur eine irreführende und verkürzende Anwen-
dung des Lex-mitior-Grundsatzes dar (dazu noch unter 
III.). Die Bestrafung „nach neuem Recht entsprechend sei-
nem Vorstellungsbild“68 offenbart sogar buchstäblich, wo-
rum es in der Sache geht: die Pönalisierung einer versuch-
ten Beihilfe. 

2. „Tatbestandliche Verwandtschaft“ 
zwischen KCanG und BtMG? 

Selbst wenn man vertreten wollte, dass der Ansatz der 
Rechtsprechung § 16 Abs. 1 S. 1 StGB nicht verletzen 
würde, wäre zudem zu hinterfragen, ob § 34 KCanG und 
die §§ 29 ff. BtMG tatsächlich in solcher Weise „verwandt“ 
sind. 

a) Bestimmung eines Maßstabs 

Da der BGH keine Definition für sein Abgrenzungskrite-
rium angibt, kann hier bloß der Versuch unternommen 
werden, aus seiner Subsumtion Ansätze zu einem Maß-
stab zu induzieren. Die beiden ersten Entscheidungen von 

 
 
64  BGH HRRS 2015 Nr. 140. 
65  Mit ähnl. Kritik zur Wahlfeststellungs-Lösung Montenbruck, 

ZStW 84 (1972), 323, 338. 
66  BGH HRRS 2015 Nr. 140 Rn. 33 f. 
67  BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 9 f. 
68  So wörtlich BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 9. 
69  BGH HRRS 2015 Nr. 140 Rn. 34; 2023 Nr. 526 Rn. 13. 

2014 und 2023 begründen allerdings auch nicht, warum 
eine „tatbestandliche Verwandtschaft“ vorliegen soll oder 
nicht,69 sodass nur der hier besprochene Beschluss als 
Grundlage dienen kann: Der BGH zieht insoweit folgende 
Gesichtspunkte heran: (1) Der Umgang mit Cannabis sei 
bewusst einem anderen Regelungsregime unterworfen 
worden. (2) Das KCanG sehe im Vergleich zum BtMG 
deutlich niedrigere Strafrahmen vor. (3) Der Normgeber 
gehe ausweislich der Gesetzesmaterialien weiterhin davon 
aus, der Konsum von Cannabis sei grundsätzlich gefähr-
lich, und das KCanG normiere daher wie das BtMG ein 
allgemeines und umfassendes Umgangsverbot. (4) Der 
Gesetzgeber habe die Straftatbestände des KCanG denen 
des BtMG nachgebildet und sich bewusst an die Begriff-
lichkeiten desselben angelehnt.70 
 
Abstrahiert kommt es also offenbar – unter anderem – auf 
folgende Fragen an: (1) Sind die Tatbestände in ein ein-
heitliches Regelungsregime eingegliedert? (2) Sind die 
Strafrahmen (und damit die typische Unrechtsschwere) 
vergleichbar? (3) Beruhen die Strafnormen auf ähnlichen 
Erwägungen zur Sozialschädlichkeit des pönalisierten Ver-
haltens und auf ähnlichen Verbotsnormen? (4) Ähneln 
sich Regelungstechnik und Begrifflichkeiten der Tatbe-
stände? 

b) Anwendung des Maßstabs 

Auf Grundlage der bisherigen Rechtsprechung zum Ver-
hältnis von KCanG und BtMG liegt die Annahme einer 
Verwandtschaft nahe. Beispielsweise wendet die – mit gu-
ten Gründen viel kritisierte – Rechtsprechung weiterhin 
den früher für das BtMG bestimmten Grenzwert für die 
nicht geringe Menge an.71 Auch in weiteren Entscheidun-
gen betont der BGH die Parallelen zwischen KCanG und 
BtMG.72 Im Wesentlichen geht es darum, dass Cannabis- 
und Betäubungsmitteldelikte das gleiche Rechtsgut schüt-
zen und die gleiche Schutzrichtung aufweisen. Ferner be-
tont der BGH Parallelen in der Struktur der Straftatbe-
stände und den Begrifflichkeiten. Außerdem hat sich die 
laut Gesetzesbegründung „geänderte Risikobewertung“73 
zwar darin niedergeschlagen, dass der Besitz bestimmter 
Mengen an Cannabis zum Eigenkonsum nunmehr erlaubt 
ist (§§ 3, 4 KCanG). Außerhalb dieses legalen Bereichs gilt 
jedoch weiterhin ein allgemeines Umgangsverbot (§ 2 
KCanG), das in vergleichbarer Weise zum BtMG strafbe-
wehrt ist (§ 34 KCanG).74 
 
Allerdings gibt es auch eine Vielzahl an Argumenten, die 
gegen eine Vergleichbarkeit der §§ 29 ff. BtMG und des 
§ 34 KCanG sprechen: Die Strafvorschriften zu Cannabis 
und Betäubungsmitteln sind nicht etwa nur verschiedene 
Tatbestandsvarianten oder Tatbestände innerhalb eines 
Gesetzes, sondern sie stehen in separaten Gesetzen. Der 
Gesetzgeber sieht angesichts der divergierenden Strafrah-
men immerhin einen (erheblichen) Unrechts-

70  Zum Vorstehenden BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 8. 
71  Nachw. in Fn. 1. 
72  Vgl. etwa BGH HRRS 2024 Nr. 918 Rn. 22 ff.; Nr. 1131 

Rn. 24 ff. und 27 ff. 
73  BT-Drs. 20/8704, S. 93. 
74  Vgl. BGH HRRS 2024 Nr. 918 Rn. 24. 
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unterschied.75 Er hat sich eben nicht damit begnügt, den 
Eigenbesitz und Eigenanbau von Cannabis zu erlauben 
und es im Übrigen weiterhin den §§ 29 ff. BtMG zu unter-
stellen,76 sondern einen dem gesetzgebenden Parlament 
wichtigen und daher für die Rechtsprechung leitenden Le-
galisierungs- und Differenzierungsprozess eingeleitet. 
Dies geht mit einer abweichenden Risikobeurteilung ein-
her, welche die gesamte Gesetzesbegründung durch-
zieht.77 Ignoriert man dies – anders als der hier selbst eine 
Gegenpolitik verfolgende BGH – nicht weitgehend, sind 
beträchtliche Unterschiede zwischen den Regimen des 
BtMG und des KCanG schwer zu übersehen. 
 
Ferner ist das Verhältnis von KCanG und BtMG mit den 
sonst diskutierten Anwendungsfällen der „tatbestandli-
chen Verwandtschaft“ bzw. der „rechtlich unterschiedli-
chen Einordnung“ nur eingeschränkt vergleichbar. Der 
BGH verweist in der nun vorliegenden Entscheidung auf 
BGHSt 11, 66 (täuschungsbasierte Erpressung statt Be-
trug) und BGHR StGB § 27 Abs. 1 Vorsatz 7 (räuberische 
Erpressung statt Raub). Wie bereits dargestellt 
(II. 1. c aa), lagen diese Fälle aber anders: Eine Erpressung 
mittels einer auf Täuschung beruhenden Drohung „ent-
hält“ nach der Argumentation des BGH einen Betrug.78 Im 
zweiten Fall besteht zumindest nach der Rechtsprechung 
ein Stufenverhältnis zwischen §§ 249, 255 StGB; doch 
selbst wenn man von einem Exklusivitätsverhältnis aus-
geht, sind räuberische Erpressung und Raub in Unrechts-
gehalt und Angriffsrichtung viel eher vergleichbar,79 als 
der Umgang mit Cannabis und der mit Betäubungsmitteln 
es nach neuem Recht sind. Der BGH sprach in diesen Ent-
scheidungen denn auch nicht davon, dass eine „tatbe-
standliche Verwandtschaft“ bestehe und der Teilnehmer 
„entsprechend seiner Vorstellung“ wegen der imaginären 
Haupttat zu bestrafen sei. 
 
Zudem geht es bei klassischen Fällen der Inkongruenz 
zwischen Teilnehmervorstellung und Haupttat meist um 
rechtstechnische Abgrenzungen, etwa zwischen Diebstahl 
und Betrug oder zwischen Raub und räuberischer Erpres-
sung. Diesen Abgrenzungen liegen zum einen häufig Mei-
nungsstreitigkeiten über die Behandlung von Grenzfällen 
zugrunde, zumal bei den Vermögensdelikten, zu denen der 
fragmentarische Charakter des Strafrechts einerseits und 
das Bedürfnis nach lückenlosem Rechtsgüterschutz ande-
rerseits die Debatte bestimmen. Entscheidend dabei ist, 
dass etwa die Unterscheidung von Trickdiebstahl und Be-
trug spezielle problematische Grenzfälle betrifft, wohingegen 
Taten im „Kernbereich“ der §§ 242, 263 StGB eindeutig 
voneinander abgrenzbar sind.80 Zum anderen wirkt sich in 
diesen Fällen die Abgrenzung beim Haupttäter zwar auf 
den Schuldspruch aus, zumeist aber nicht auf die Schwere 
der Bestrafung. Diebstahl und Betrug, Betrug und Untreue 
sowie Diebstahl und Hehlerei weisen jeweils die gleichen 

 
 
75  BT-Drs. 20/8704, S. 74; 130 ff. 
76  So ausdrücklich BT-Drs. 20/8704, S. 68; näher zur Legitima-

tion der Strafvorschriften im KCanG Sobota, StV 2024, 471, 
472 f. 

77  S. nur BT-Drs. 20/8704, S. 68 f., 74, 93, 108, 118, 130 f., 
138, 143 f., 148 f., 151. 

78  Für die insoweit gebotene materielle Betrachtung ist letzt-
lich unerheblich, ob die Haupttat schon tatbestandlich kein 
Betrug ist oder erst auf Konkurrenzebene die Erpressung 

Strafrahmen auf; bei den §§ 249, 255 StGB ordnet der Ge-
setzgeber sogar eine Gleichstellung auf Rechtsfolgenseite 
an. Ein Unterschied ergibt sich allenfalls für Regelbei-
spiele und Qualifikationstatbestände, die sich etwa bei 
Diebstahl, Hehlerei und Betrug unterscheiden (§§ 243–
244a, 260 f., 263 Abs. 3 und 5 StGB), nicht jedoch bei den 
Raub- und Erpressungsdelikten (§§ 250 f., 252, 255 StGB) 
und nur eingeschränkt zwischen Betrug und Untreue 
(§§ 266 Abs. 2, 263 Abs. 3 StGB). Dahinter steht die 
Überlegung, dass es nur um eine andere, vergleichbar ge-
fährliche Handlungsmodalität geht, die sich im weiteren 
Sinne gegen das gleiche Rechtsgut, nämlich das Vermö-
gen, richtet (Beispiel: Betrug statt Trickdiebstahl) – 
kurzum: dass der Unrechtsgehalt der Delikte regelmäßig ver-
gleichbar ist. In allen diesen Fällen wirkt sich die Abgren-
zung beim Haupttäter kaum auf die Unrechtsschwere aus 
und deshalb soll sich der Gehilfe nicht dadurch entlasten 
können, dass er seinen Vorsatz nur auf einen von mehre-
ren möglichen Tatbeständen bezogen hat. Im Übrigen 
dürfte, was eine jüngere Entscheidung des BGH im Kern 
geltend machen dürfte,81 oftmals ein Alternativvorsatz 
bzw. die Einrechnung verschiedener konkreter Sachver-
haltsabläufe, etwa bei „Trickdiebstählen“ oder „Schockan-
rufen“, die Basis dafür bieten, den Fall schlicht auf tatsäch-
licher Ebene zu lösen und eine Übernormativierung des 
Gehilfenvorsatzes zu vermeiden. 
 
Die Abgrenzung von KCanG und BtMG erfüllt aber auch 
diese Vergleichbarkeitsanforderungen nicht: Die Abgren-
zung ist nicht umstritten und weist auch keinen proble-
matischen Randbereich auf, sondern ist ganz eindeutig – 
die Wirkstoffe von Cannabis sind, soweit es dem KCanG 
oder dem MedCanG unterfällt, keine Betäubungsmittel, 
sondern aus den Anlagen I bis III zum BtMG ausdrücklich 
ausgenommen. Das Risiko eines verbotenen Umgangs mit 
den Substanzen und damit auch der Unrechtsgehalt von 
Verstößen sind nach der gesetzgeberischen Wertung nicht 
vergleichbar. Deshalb macht es für das Teilnahmeun-
recht – im Gegensatz zu einer Verwechslung von Betrug 
und Trickdiebstahl oder von Raub und räuberischer Er-
pressung – sehr wohl einen Unterschied, ob man an einem 
Handeltreiben mit Cannabis oder an einem Handeltreiben 
mit Betäubungsmitteln mitwirkt. 
 
Dass der Gehilfe letztlich für die Unterstützung einer 
Haupttat verantwortlich gemacht wird, deren Begehung 
und deren höheren Unrechtsgehalt er nicht in seinen Vor-
satz aufgenommen hatte, sucht der BGH zusätzlich mit 
dem Argument abzusichern, dass „die Anwendung neuen 
Rechts […] nach einem Gesamtvergleich auch das für den 
Angeklagten günstigere Ergebnis“ zulasse.82 Für die Frage, 
ob eine Abweichung der Haupttat von der Gehilfenvorstel-
lung wegen „tatbestandlicher Verwandtschaft“ unbeacht-
lich ist, kann es darauf jedoch nicht ankommen. Vielmehr 

den Betrug verdrängt; näher dazu Ingelfinger, Anstiftervor-
satz und Tatbestimmtheit, 1992, S. 105. 

79  Vgl. dazu Ingelfinger, Anstiftervorsatz und Tatbestimmtheit, 
1992, S. 101 f. 

80  Vgl. hierzu auch Ingelfinger, Anstiftervorsatz und Tatbe-
stimmtheit, 1992, S. 103 f. 

81  Siehe BGH HRRS 2025 Nr. 429: Erörterungsbedarf hinsicht-
lich eines Geschehensablaufs, der angesichts des explizit 
vereinbarten modus operandi nahe lag. 

82  BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 10. 
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wirft die Amalgamierung von Vorsatzfragen und Meistbe-
günstigungsprinzip zusätzliche Zweifel auf, auf die noch 
einzugehen sein wird (III.). 

3. Ergebnis 

Im Ergebnis entkernt der 1. Strafsenat mithilfe des außer-
gesetzlichen Merkmals der „tatbestandlichen Verwandt-
schaft“ die Anforderungen des § 16 Abs. 1 S. 1 StGB bei 
der Teilnahme und unterläuft zugleich die Straflosigkeit 
der versuchten Beihilfe. Überdies vermag der BGH für sein 
praeter legem erdachtes Kriterium keine näheren Anforde-
rungen, geschweige denn eine rechtssicher anwendbare 
Definition anzugeben. Eine „tatbestandliche Verwandt-
schaft“ wird bald bei einer Abweichung in den Tatbe-
standsvarianten, bald bei Stufenverhältnissen und nun of-
fenbar auch über Tatbestands- und Gesetzesgrenzen hin-
weg angenommen. Zudem sollen in diesem Rahmen auch 
Delikte austauschbar sein, denen nach ausdrücklicher 
Aussage des Gesetzgebers eine unterschiedliche Risikobe-
wertung zugrunde liegt und die sich deshalb im Unrechts-
gehalt unterscheiden. Man kann nur konstatieren, dass 
§ 16 Abs. 1 S. 1 StGB für den Vorsatz des Gehilfen allen-
falls geringe Gültigkeit besitzt und sogar zu seinen Lasten 
teleologisch reduziert wird. 

III. Meistbegünstigung à la carte? 

Kritikwürdig ist die Entscheidung des 1. Strafsenats aber 
noch in anderer Hinsicht: Nach ihrer Argumentation zur 
„tatbestandlichen Verwandtschaft“ vollzieht der Senat mit 
seiner Begründung eine spannende Volte hin zum Lex-mit-
ior-Grundsatz, um weiter und nun in den Folgen konzili-
anter zu untermauern, dass der Teilnehmer sich entspre-
chend seiner Vorstellung strafbar macht, auch wenn diese 
von der objektiv gegebenen Haupttat abweicht.83 Diese 
Anwendung des Meistbegünstigungsprinzips ist jedoch 
mit dessen Zwecken nicht vereinbar, verkürzt die Wirkung 
dieses rechtsstaatlichen Grundsatzes und kann die unzu-
treffende Anwendung der Vorsatz- und Teilnahmedogma-
tik auf das neue Recht nicht retten: 

1. Unzulässiger Einsatz des § 2 Abs. 3 StGB 
als Vehikel zu einer Kompromisslösung 

Ausgehend vom Standpunkt des BGH ist seine Sub-
sumtion unter § 2 Abs. 3 StGB zunächst anziehend: Da 
Cannabis und andere Betäubungsmittel nach altem Recht 
gleichermaßen dem BtMG unterfielen, war die Vorstellung 
des Gehilfen, es handele sich um Cannabis, ein im Rah-
men der § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG, §§ 27 Abs. 1, 16 Abs. 1 
S. 1 StGB außertatbestandlicher Irrtum und ließ damit den 
Vorsatz hinsichtlich der Haupttat unberührt. Er wäre also 
wegen Beihilfe zum unerlaubten Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in nicht geringer Menge zu verurteilen ge-
wesen. Nach neuem Recht handelte es sich zwar objektiv 
um eine Beihilfe zum Handeltreiben mit Betäubungsmit-
teln, subjektiv aber um eine Beihilfe zum Handeltreiben 

 
 
83  BGH HRRS 2024 Nr. 1571 Rn. 10. 
84  Näher insb. zur Bedeutung von minder schweren und beson-

ders schweren Fällen für den Vergleich BGH HRRS 2024 Nr. 
1001 Rn. 15; Nr. 1571 Rn. 10. 

mit Cannabis. Nimmt man mit dem 1. Strafsenat an, dass 
eine „tatbestandliche Verwandtschaft“ zwischen BtMG 
und KCanG besteht und dass deshalb die Inkongruenz un-
beachtlich ist, kann der Angeklagte wegen Beihilfe zum 
Handeltreiben mit Betäubungsmitteln verurteilt werden, 
wobei jedoch im Hinblick auf die nunmehr für Cannabis 
geltende Sonderbehandlung eine Einordnung als milder 
bestrafte Konstellation in Betracht zu kommen schien. Die 
neue Rechtslage war in diesem Sinne günstiger.84 
 
Doch dieser Einsatz des § 2 Abs. 3 StGB wäre – selbst 
wenn man der Vorsatzrechtsprechung des BGH folgen 
wollte – nur dann zutreffend, wenn bei der vergleichenden 
Betrachtung nach der neuen Rechtslage eine vollendete 
Beihilfe zum täterschaftlich verwirklichten Handeltreiben 
mit Cannabis feststellbar gewesen wäre. Hieran fehlt es 
aber schon deshalb, weil der Täter der Haupttat nach kei-
ner denkbaren Betrachtung zugleich ein vollendetes oder 
auch nur versuchtes Handeltreiben mit Cannabis verwirk-
licht hat. Übrig bleibt vielmehr nur eine versuchte Beihilfe 
des hier irrenden Angeklagten, die indes auch nach der 
neuen Rechtslage straflos geblieben wäre. Mithin hätte der 
BGH, würde er seine Rechtsprechung zum Vorsatz auf-
rechterhalten, sogar nach wie vor eine Beihilfe zum Han-
deltreiben mit Betäubungsmitteln ausurteilen müssen. 
Dieses Ergebnis legt auch die erste Entscheidung des BGH 
zur „tatbestandlichen Verwandtschaft“ nahe, in der er eine 
Beihilfe zur objektiv vorliegenden Haupttat nach dem 
AWG angenommen hatte.85 Es schien aber vermutlich 
selbst dem 1. Strafsenat zu weit zu gehen, den Irrtum auch 
im hiesigen Fall für schlechthin unbeachtlich zu erklären, 
also den Angeklagten ungeachtet seines Vorstellungsbil-
des wegen Beihilfe zum Handeltreiben mit Betäubungs-
mitteln zu verurteilen. Damit wären die erheblichen Un-
terschiede zwischen BtMG- und KCanG-Delikten in Un-
rechtsgehalt und Strafrahmen endgültig unberücksichtigt 
geblieben. In der Folge hätte man jeglichen Exzess des 
Haupttäters im Rahmen „verwandter“ Tatbestände für un-
beachtlich halten müssen. Dass der BGH angesichts sol-
cher Ausuferungsgefahren auf eine Aushilfskonstruktion 
über § 2 Abs. 3 StGB verfällt, um zu vermittelnden Rechts-
folgen zu gelangen, bestätigt nochmals, dass schon seine 
Grundlinie nicht zu überzeugen vermag. 
 
Wenn der 1. Strafsenat das Meistbegünstigungsprinzip 
dergestalt als Vehikel zu einer Kompromisslösung ein-
setzt, ist dies mit der bisherigen Praxis und den Zwecken 
des Lex-mitior-Grundsatzes indes nicht zu vereinbaren, 
sondern vielmehr eine zweckwidrige Verkürzung. Wäh-
rend die Anwendung von §§ 354 Abs. 1, 354a StPO i.V.m. 
§ 2 Abs. 3 StGB allgemein und insbesondere in den Can-
nabis-Verfahren dazu dient, den Schuldspruch von einem 
BtMG- hin zu einem KCanG-Delikt abzuändern, erlangt 
der Meistbegünstigungsgrundsatz in der Begründung die-
ses Beschlusses offenbar eine zusätzliche materielle Be-
deutung: Er dient als Absicherung dafür, den Angeklagten 
wegen Beihilfe zu einer nur vorgestellten Tat bestrafen zu 
können, weil die Anwendung des KCanG immer noch ein 
für den Angeklagten günstigeres Ergebnis zulasse.86 Ihm 

85  BGH HRRS 2015 Nr. 140 Rn. 34; dazu bereits unter 
II. 1. c cc (3). 

86  Das Argument, dass die Gehilfenvorstellung einer weniger 
schweren Tat entspreche, ist nicht gänzlich neu, vgl. BGHSt 
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wird damit aber tatsächlich der Freispruch verweigert, der 
nach der neuen Rechtslage in Anwendung des unverkürz-
ten Meistbegünstigungsgrundsatzes geboten gewesen 
wäre. 

2. Bedeutung des 
Meistbegünstigungsprinzips bei der 
Teilnahme 

Anderes gilt auch nicht deshalb, weil die Haupttat im Rah-
men der Anwendung des § 2 Abs. 3 StGB auf die Beihilfe 
auszunehmen wäre. § 2 Abs. 3 StGB beansprucht in Teil-
nahmekonstellationen auch für die Beurteilung der Haupt-
tat Geltung. Dafür spricht in systematischer Hinsicht, dass 
die Rechtsprechung und wohl herrschende Literaturmei-
nung eine Anwendung des § 2 Abs. 3 StGB auch bei blo-
ßen Bezugstatbeständen bejahen.87 Die Rechtsprechung 
hat etwa entschieden, dass eine Verurteilung wegen Be-
günstigung nicht möglich ist, wenn die Tat des Begünstig-
ten nachträglich straffrei gestellt wird, weil zwischen Be-
günstigung und Vortat eine „innere Abhängigkeit“ be-
steht.88 In gleicher Weise kann nicht nach § 145d StGB be-
straft werden, wer die Begehung einer Tat oder die Betei-
ligung daran vortäuscht, die nachträglich zur Ordnungs-
widrigkeit herabgestuft wird.89 Entsprechendes gilt für die 
falsche Verdächtigung.90 Damit muss § 2 Abs. 3 StGB erst 
recht gelten, wenn es im Rahmen der Teilnehmerstrafbar-
keit darauf ankommt, welche Rechtslage auf die Haupttat 
anwendbar ist. 
 
Selbst nach den meisten einschränkenden Ansätzen, die 
mittelbare Rechtsänderungen nicht auf Bezugstatbestände 
durchschlagen lassen wollen, wäre eine Anwendung des 
§ 2 Abs. 3 StGB auf die Haupttat zu fordern, da die Ak-
zessorietät der Teilnahme im Vergleich zu Anschlussdelik-
ten und ähnlichen Bezugstatbeständen deutlich strenger 
ist. Beispielsweise will Kargl die „lose Akzessorietät“ der 
§§ 145d, 164, 259 StGB von der „gefestigten Akzessorie-
tät“ der §§ 257, 258 StGB abgrenzen, wobei Änderungen 
der in Bezug genommenen Normen nur im letzteren Falle 
zur Anwendung von § 2 Abs. 3 StGB führen sollen. Als 
Vorbild für eine „gefestigte Akzessorietät“ nennt er die 
§§ 26, 27 StGB, sodass Änderungen des Tatbestandes der 
Haupttat hier stets relevant sind.91 Zum gleichen Ergebnis 
käme Jakobs’ Auffassung, die zwischen Verweisungen, die 
nur den Gehorsam gegenüber der ausfüllenden Norm si-
chern (nur dann Anwendung des § 2 Abs. 3 StGB), und 
solchen, die deren Regelungseffekt gewährleisten, diffe-
renziert.92 Schließlich wirken sich auch die Restriktionen 
des § 2 Abs. 3 StGB, die nach der Rechtsprechung bei be-
stimmten Blanketttatbeständen zu machen sind,93 nicht 
auf die vorliegende Konstellation aus, weil die 

 
 

11, 66, 67; dort erklärt es sich aber aus dem Stufenverhältnis 
der in Rede stehenden Delikte. 

87  Aus der Lit. etwa Dannecker/Schuhr, in: LK-StGB, 13. Aufl. 
(2020), § 2 Rn. 121 ff.; Gaede, in: AnwK-StGB, 3. Aufl. 
(2020), § 2 Rn. 6; Hecker, in: TK-StGB, 31. Aufl. (2025), 
§ 257 Rn. 10, 29. 

88  BGHSt 14, 156, 158; BGH StV 2003, 166. 
89  OLG Düsseldorf NJW 1969, 1679. 
90  BayObLG JZ 1974, 392. 
91  Vgl. zum Vorstehenden heute Kargl, in: NK-StGB, 6. Aufl. 

(2023), § 2 Rn. 40. 

strafrechtliche Behandlung der Haupttat für den Umfang 
des akzessorischen Teilnahmeunrechts konstitutiv ist. 
 
Hierfür streiten endlich auch die Zwecke des Meistbe-
günstigungsgrundsatzes. Versteht man § 2 Abs. 3 StGB als 
ein Prinzip, das Täuschungsfreiheit und Vertrauensschutz 
gewährleistet94 und in diesem Sinne ergänzenden Willkür-
schutz95 vor Gesetzesänderungen bietet, muss dieser 
Schutz für Teilnehmer hinsichtlich der Haupttat tatbe-
standsbezogen bleiben. Denn das Unrecht der Teilnahme 
hängt – zumindest nach akzessorietätsorientierten Theo-
rien zum Teilnahmeunrecht, die allein heute auf Basis der 
§§ 26 ff. StGB noch vertretbar sind – maßgeblich vom Un-
recht der Haupttat ab. Dieses kann bei nachträglicher Mil-
derung oder gar Entkriminalisierung gerade nicht mehr in 
gleicher Weise berücksichtigt werden. Auch die Möglich-
keit, einzelne Merkmale des Teilnahmeunrechts wie das 
Erfordernis einer vorsätzlichen Haupttat eher materiell zu 
verstehen, ändert daran nichts. Denn die tatbestandsbezo-
gene Akzessorietät der Teilnahme muss doch in ihrem 
Kern erhalten bleiben, um der Wortlautgrenze des 
Art. 103 Abs. 2 GG und der tatstrafrechtlichen Konzep-
tion des StGB96 zu genügen. 

3. Ergebnis 

Diese Analyse zeigt, dass § 2 Abs. 3 StGB auch in Teilnah-
mekonstellationen einen durchgehend täterbegünstigen-
den Charakter hat. Deshalb kann es nicht überzeugen, 
wenn der 1. Strafsenat die Bestrafung einer Beihilfe zu ei-
ner bloß imaginierten Tat damit (zusätzlich) legitimieren 
will, dass dies der neuen, für den Gehilfen günstigeren 
Rechtslage entspreche. Denn die für den Angeklagten 
günstigere und richtige Rechtslage ist vielmehr, dass er 
nach neuem Recht freizusprechen wäre, weil sich sein Vor-
satz nicht auf die verwirklichte Haupttat bezog. Eine straf-
barkeitsbegründende Wirkung des § 2 Abs. 3 StGB, nach 
der allein die Vorstellung des Gehilfen von einer objektiv 
nicht verwirklichten, milder bestraften Tat für eine Beihil-
festrafbarkeit ausreichen würde, lässt sich der Vorschrift 
und ihrem vor Willkür schützenden Zweck nicht entneh-
men. Abzulehnen ist daher auch der Versuch, das Lex-mit-
ior-Prinzip im Rahmen einer mosaikartigen Gesamtbe-
trachtung mit Günstigkeitsvergleich heranzuziehen, um 
die Akzessorietät der Teilnahme, die Straflosigkeit der ver-
suchten Beihilfe und die Tatbestandsbezogenheit des Vor-
satzes auszuhöhlen. 

IV. Schlussbemerkung 

Die Argumentation des BGH, dass der Gehilfe entspre-
chend seiner irrigen Vorstellung zu bestrafen sei, solange 

92  Jakobs, AT, 2. Aufl. (1991), 2/71 f. Überblick über diese und 
weitere Einschränkungsansätze bei Dannecker/Schuhr, in: LK-
StGB, 13. Aufl. (2020), § 2 Rn. 116 ff.; Gaede, in: AnwK-
StGB, 3. Aufl. (2020), § 2 Rn. 6. 

93  Z.B. BGHSt 34, 272, 282 ff. – Parteispendenaffäre; BGHSt 
47, 138 ff. zur Vermögensteuer. 

94  Kargl, in: NK-StGB, 6. Aufl. (2023), § 2 Rn. 23. 
95  Gaede, in: AnwK-StGB, 3. Aufl. (2020), § 2 Rn. 4. 
96  Zu deren Bedeutung für die Akzessorietät vgl. Baumann/We-

ber/Mitsch/Eisele, AT, 13. Aufl. (2021), § 26 Rn. 20. 
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dies nach der neuen Rechtslage zum milderen Ergebnis 
führt, kann weder in der Begründung noch im Ergebnis 
überzeugen. 
 
Die Entscheidung verstößt zum einen gegen § 16 Abs. 1 
S. 1 StGB und die daraus folgenden Anforderungen an den 
Teilnehmervorsatz, der sich auf einen bestimmten Tatbe-
stand der Haupttat beziehen muss. Damit wird die gesetz-
geberische Entscheidung unterlaufen, den Umgang mit 
Cannabis und den Umgang mit Betäubungsmitteln jeweils 
eigenständigen Regelungen zu unterwerfen und nicht 
bloß eine Privilegierung oder ähnliche Stufenverhältnisse 
zu normieren. Das wenig bestimmte Kriterium der „tatbe-
standlichen Verwandtschaft“ lässt sich weder aus dem Ge-
setz noch aus der überkommenen Vorsatz- und Teilnah-
medogmatik ableiten, läuft also auf eine täterbelastende 
teleologische Reduktion des § 16 Abs. 1 S. 1 StGB hinaus. 
Gleichzeitig umgeht der Senat die Grenzlinien, welche die 
tatbestandsbezogene Akzessorietät der Teilnahme und die 
Straflosigkeit der versuchten Beihilfe der Auslegung des 
§ 27 StGB setzen. 
 
Zum anderen wendet der BGH auf Grundlage seiner ver-
fehlten Vorsatzanforderungen den Meistbegünstigungs-
grundsatz auf verkürzende Weise an. Während das Lex-mi-
tior-Prinzip auf Basis der Feststellungen einen gebotenen 

Freispruch hätte bestätigen müssen, hat der BGH eine 
vollendete Beihilfe zum Handeltreiben mit Cannabis ohne 
ein objektiv-tatbestandlich verwirklichtes oder auch nur 
versuchtes täterschaftliches Handeltreiben mit Cannabis 
fingiert, um die Folgen seiner verfehlten Vorsatzrechtspre-
chung abzumildern. § 2 Abs. 3 StGB erhält vor diesem 
Hintergrund eine im Vergleich zur neuen Rechtslage tat-
sächlich strafbegründende Wirkung, die mit seinen rechts-
staatlichen und vor Willkür schützenden Zwecken nicht 
zu vereinbaren ist. 
 
Gegebenenfalls wäre hier eine neue Hauptverhandlung ge-
boten gewesen, in der zu klären gewesen wäre, ob ein Al-
ternativvorsatz vorlag. Anderenfalls war de lege lata allein 
die Straffreiheit des Angeklagten folgerichtig. Dieses Er-
gebnis mag kriminalpolitisch unbefriedigend erscheinen. 
Es wäre jedoch letztlich auf das Versäumnis des Gesetzge-
bers zurückzuführen, der Cannabis und Betäubungsmittel 
unterschiedlich behandelt sehen will, ohne zugleich das 
Verhältnis der beiden Regelungen klarzustellen.97 Dies 
darf aber weder dem einzelnen Beschuldigten zur Last fal-
len, noch legitimiert es eine Aushöhlung grundlegender 
Wertentscheidungen, die der Gesetzgeber im Allgemeinen 
Teil des Strafrechts vorgesehen hat. 
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I. Die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben und interner Re-
gelungen ist etablierter Bestandteil des 

 
 
97  Vgl. zur allg. Tendenz des Gesetzgebers, die Anwendung des 

allgemeinen Strafrechts auf das Betäubungsmittelstrafrecht 

Werteverständnisses und der Compliance-Kultur heutiger 
Unternehmen. Erfasst sind dabei auch die Identifizierung, 
Bewertung und Steuerung von Risiken, die aus dem nicht 
gesetzeskonformen Verhalten von Dritten in deren Eigen-
schaft als Geschäftspartner des eigenen Unternehmens re-
sultieren. Das eigene Unternehmen ist sowohl von 

ungeklärt zu lassen, Oğlakcıoğlu, in: MüKo-StGB, 4. Aufl. 
(2022), Vor § 29 BtMG Rn. 50 ff. 
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Auswirkungen des Geschäftsgebarens unmittelbarer als 
auch mittelbarer Geschäftspartner in der Lieferkette be-
troffen. Es liegt daher im grundlegenden Interesse von 
Unternehmen, Compliance innerhalb der Lieferkette zu 
fördern und zu überwachen. Eigeninteresse der Unterneh-
men und freiwillige Selbstverpflichtungen führten in der 
Vergangenheit indes nicht flächendeckend zu den von Po-
litik und Gesellschaft gewünschten Verbesserungen. Hie-
raus resultierten in letzter Zeit vor allem auf europäischer 
Ebene zahlreiche Verschärfungen der Vorgaben im Zusam-
menhang mit der sozialen oder gesellschaftlichen Verant-
wortung von Unternehmen. 
 
Am 23. 2. 2022 hat die EU-Kommission den Vorschlag für 
eine „Richtlinie über die Sorgfaltspflichten von Unterneh-
men im Bereich der Nachhaltigkeit“ bzw „Corporate 
Sustainability Due Diligence Directive“ (CSDDD) veröf-
fentlicht. Mit diesem Vorhaben sollen bestimmte Unter-
nehmen dazu verpflichtet werden, Risiken für Menschen-
rechtsverletzungen und Umweltzerstörung entlang der 
gesamten Wertschöpfungskette zu ermitteln und Gegen-
maßnahmen zu ergreifen. Erforderlich sind dabei neben 
Risikoanalysen sowie Präventions- und Abhilfemaßnah-
men zur Aufdeckung, Vermeidung und Beendigung nega-
tiver Auswirkungen auch ein Beschwerdemechanismus 
sowie ein jährlicher Rechenschaftsbericht über die Erfül-
lung der Sorgfaltspflichten. Zudem werden die Mitglied-
staaten dazu verpflichtet, Bestimmungen über die Haftung 
für Verstöße gegen dieses Pflichtenprogramm vorzusehen. 
Nach langwierigen Verhandlungen einigten sich die EU-
Mitgliedstaaten am 15. 3. 2024 auf eine abgeschwächte 
Fassung der CSDDD (im Folgenden vereinfacht abgekürzt 
mit RL), der das Europaparlament am 24. 4. 2024 zu-
stimmte. Am 24. 5. 2024 erteilte auch der Rat der Euro-
päischen Union seine endgültige Zustimmung, am 5. 7. 
2024 erfolgte die Veröffentlichung des Rechtsakts im 
Amtsblatt der EU, so dass die Richtlinie 25. 7. 2024 in 
Kraft getreten ist. Für die Umsetzung der RL in nationales 
Recht haben die EU-Mitgliedsstaaten bis zum 26. 7. 2026 
Zeit. 
 
In Deutschland ist freilich bereits zum 1. 1. 2023 das Lie-
ferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) in Kraft getreten, 
das Unternehmen, die in den gesetzlichen Anwendungs-
bereich fallen, zur Erfüllung bestimmter Sorgfaltspflichten 
verpflichtet, die sich auf die Einhaltung menschenrechts- 
und umweltbezogener Vorschriften innerhalb ihrer Liefer-
kette beziehen. Dabei bestehen im Vergleich zu den Vor-
gaben der Lieferketten-RL durchaus Unterschiede, die in 
Bezug auf eine europarechtskonforme Umsetzung einige 
Anpassungen des LkSG erforderlich machen werden. Im 
Juni 2024 ließ Vize-Kanzler und Wirtschaftsminister Ro-
bert Habeck mit der Äußerung aufhorchen, das LkSG für 
zwei Jahre eventuell auszusetzen. Diese durchaus frag-
würdige Überlegung sorgte nicht nur in der Ampelkoali-
tion für Unruhe, sondern offenbarte zugleich, wie groß die 
Unsicherheit oder Vorbehalte bei der Gesetzesanwendung 
in der Praxis sind. 
 
II. Die Thematik der Lieferkettenverantwortung hat zahl-
reiche neue, bislang weitgehend unerforschte Wege der 
Strafrechtswissenschaft geebnet, die durch das vom re-
nommierten österreichischen Universitätsprofessor und 
Rechtsanwalt Richard Soyer herausgegebene umfangrei-
che Werk beschritten werden. Das Buch stellt den ersten 

Band der Publikationsreihe eines an der Johannes Kepler 
Universität Linz angesiedelten Forschungsprojektes dar 
und ist in Kooperation von Nomos sowie Verlag Öster-
reich in der Schriftenreihe zum deutschen, europäischen 
und internationalen Wirtschaftsstrafrecht (herausgegeben 
von Michael Kubiciel) erschienen. Die Autoren Richard Soyer, 
Stefan Schumann, Sergio Pollak, Nikolai Schäffler, Nihad Amara 
und Christoph Kathollnig widmen sich in sechs Kapiteln der 
Frage, ob bzw. unter welchen Voraussetzungen im Rah-
men von Lieferketten eine (völker-)strafrechtliche Verant-
wortlichkeit von Unternehmensangehörigen und – de lege 
ferenda auch von Unternehmen – in Betracht kommt bzw. 
wie diese ausgestaltet werden könnte. 
 
Im Kapitel 1 stellt Richard Soyer die Eckpunkte des For-
schungsprojekts dar. Anschließend erstattet der Heraus-
geber im Kapitel 2 gemeinsam mit Stefan Schumann einen 
„Werkstattbericht“ zum Wirtschaftsvölkerstrafrecht und 
zur supranationalen Gerichtsbarkeit über Verbände und 
Verbandspersonen. Dabei werden insbesondere der Trend 
zur Unternehmenshaftung und Hintergründe sowie Ein-
zelheiten zum seit 1. 1. 2006 geltenden österreichischen 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz (VbVG) erläutert. 
Aufgezeigt werden Regelungslücken und Durchsetzungs-
defizite, die nicht nur im Völker(straf)recht, sondern auch 
im nationalen Strafrecht hinsichtlich der Verfolgung von 
Menschenrechtsverletzungen im Ausland bestehen. Sie 
bilden den Ausgangspunkt für die im Buch vertieft behan-
delten Schwerpunktthemen. 
 
Den Anfang der Spezialbeiträge macht Sergio Pollak im 3. 
Kapitel mit einer beeindruckenden Darstellung (knapp 
400 Seiten), wie de lege ferenda eine völkerstrafrechtli-
che Verantwortlichkeit von Verbänden ausgestaltet wer-
den könnte. Er entwickelt in seinem Beitrag wegwei-
sende Ansätze für die Einführung eines supranationalen 
Verbandsstrafrechts, das vor allem der Ächtung und Ver-
folgung von Menschenrechtsverletzungen dienen soll. 
Aufbauend auf seiner Dissertation untersucht er die Vo-
raussetzungen und Möglichkeiten, transnationale Wirt-
schaftsverbände in einer supranationalen Strafrechtsord-
nung rechtlich zur Verantwortung zu ziehen. Im Zent-
rum seiner Überlegungen steht das Konzept eines „Völ-
kerstrafrechts zweiter Ordnung“ und die Frage, wie eine 
globale Verbandsverantwortlichkeit rechtsdogmatisch, 
rechtstheoretisch sowie rechtssoziologisch begründet 
werden kann. Der Autor bezieht sich dabei auf grundle-
gende Entwicklungen des Völkerstrafrechts, wie etwa die 
Präambel des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) 
sowie die Lehren aus den Nürnberger Prozessen, und 
entwickelt einen theoretischen Rahmen, der eine zu-
künftige Ausdehnung des Völkerstrafrechts auf Verbände 
ermöglichen könnte. 
 
Ein Schwerpunkt in Pollaks Analyse liegt auf der Frage, 
welche Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit Ver-
bände als strafrechtlich verantwortliche Akteure gelten 
können. Der Verfasser kommt zu dem Schluss, dass nur 
solche Verbände, die eine spezifische interne Kohärenz 
und Selbstreferenz aufweisen, als strafrechtlich verant-
wortliche Subjekte adressiert werden können. Dabei ver-
folgt er einen umfassenden interdisziplinären Ansatz und 
integriert Erkenntnisse aus der Philosophie und den Neu-
rowissenschaften, um grundlegende strafrechtliche Kon-
zepte wie Schuld und Willensfreiheit neu zu beleuchten. 
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Als mögliche Sanktion für Verbände schlägt er eine Geld-
strafe vor, die er als „Entzug flüssiger Freiheit“ versteht. 
 
Angesichts der Komplexität und der grenzüberschreiten-
den Aktivitäten globaler Wirtschaftsakteure argumentiert 
Pollak, dass diese einer speziell zugeschnittenen rechtli-
chen Verantwortlichkeit bedürfen. Mit seinem Konzept 
der „strukturellen Verantwortlichkeit“ schlägt er einen 
Rechtsrahmen vor, der die bestehenden Lücken der natio-
nalen Gesetzgebung im Bereich der internationalen Krimi-
nalität schließt. Seine Arbeit liefert nicht nur eine fun-
dierte Analyse, sondern entwirft auch eine zukunftswei-
sende Vision für die Weiterentwicklung des Völkerstraf-
rechts und gibt einen wichtigen Impuls für die Etablierung 
eines supranationalen Verbandsstrafrechts, das den Anfor-
derungen der global vernetzten Wirtschaft gerecht werden 
könnte. 
 
Ein weiterer umfangreicher Beitrag im Kapitel 4 stammt 
aus der Feder von Nikolai Schäffler, der sich auf über 300 
Seiten mit dem Völkerstrafrecht und der Rolle von Unter-
nehmensangehörigen befasst. In dem auf seiner Disserta-
tion basierenden Beitrag untersucht Schäffler die straf-
rechtliche Verantwortlichkeit von Unternehmensangehö-
rigen im Völkerstrafrecht und beleuchtet die Herausforde-
rungen der Zurechnung von Menschenrechtsverletzungen 
entlang globaler Lieferketten. Er zeigt, dass sich westliche 
Unternehmen, die in Ländern mit schwachen staatlichen 
Strukturen operieren, nicht von ihrer Verantwortung für 
Verbrechen zu Beginn der Lieferkette freisprechen (sollen) 
können. 
 
Schäfflers Analyse konzentriert sich auf Art 25 Abs 3 
IStGH-Statut und macht deutlich, dass hier ein funktio-
nales Einheitstätersystem verankert ist, das unter be-
stimmten Voraussetzungen eine strafrechtliche Verant-
wortlichkeit von Unternehmensangehörigen ermöglicht. 
Anhand prägnanter Fallgruppen, wie etwa dem Erwerb 
von Produkten aus Zwangsarbeit oder unternehmeri-
schen Aktivitäten, die zur Vertreibung von Menschen füh-
ren, verdeutlicht Schäffler, wie die Beihilfestrafbarkeit im 
internationalen Rahmen zur Anwendung kommen 
könnte. Dabei betont er, dass „neutrale Unternehmens-
aktivitäten“ nicht automatisch eine strafrechtliche Mittä-
terschaft an Verbrechen gegen die Menschlichkeit begrün-
den. Unter bestimmten Umständen könne jedoch aus 
neutralen Handlungen eine rechtliche Verantwortung er-
wachsen. 
 
In seinem abschließenden Ausblick plädiert Schäffler für 
eine globale Harmonisierung von Sorgfaltspflichten, um 
eine grenzüberschreitende Standardisierung und Durch-
setzung menschenrechtlicher Verantwortung zu gewähr-
leisten. Ein solcher Ansatz könnte Unternehmen langfris-
tig an international einheitliche Standards binden und die 
Umsetzung von Menschenrechtsstandards in Lieferketten 
effektiver gestalten. Schäffler betont, dass die Stärkung ei-
ner solchen Harmonisierung nicht nur zu einem besseren 
Schutz der Menschenrechte beitragen würde, sondern 
auch eine verlässliche Grundlage für Unternehmensver-
antwortung im internationalen Kontext schaffen könnte. 
Seine Ausführungen bieten nicht nur eine fundierte analy-
tische Grundlage, sondern geben auch wichtige Anstöße 
für die rechtspolitische Diskussion und die Weiterent-
wicklung des Völkerstrafrechts, das sich zunehmend der 

transnationalen Unternehmensverantwortung widmen 
sollte. 
 
Das Verhältnis der Corporate Social Responsibility (CSR) 
behandelt Nihad Amara im Kapitel 5. Der Begriff CSR ent-
zieht sich einem einheitlichen Begriffsverständnis und 
wurde erstmals 1953 von Bowen in seiner Schrift Social 
Responsibility of Businessmen geprägt, der dabei die 
Frage aufgeworfen hat, welche gesellschaftliche Verant-
wortung man vernünftigerweise von Geschäftsleuten er-
warten kann. Der Fokus verlagerte sich in der Folgezeit 
von der individuellen zur korporativen Verantwortung. Im 
Laufe der Zeit hat CSR unzählige Definitionen erfahren. 
In ihrer Strategiemitteilung im Jahr 2011 definiert die EU-
Kommission CSR als die „Verantwortung von Unterneh-
men für ihre Auswirkungen auf die Gesellschaft“. Die Ein-
haltung geltenden Rechts (Compliance) ist danach das Mi-
nimum unternehmerischer Verantwortung, soll jedoch da-
rauf nicht begrenzt sein. Um ihrer Verantwortung vollum-
fänglich gerecht zu werden, sollen Unternehmen darüber 
hinaus Prozesse einführen, die soziale, ökologische, wirt-
schaftsethische, menschenrechtliche und Verbraucherbe-
lange in enger Zusammenarbeit mit ihren Stakeholdern in 
ihrer Strategie und ihre Aktivitäten integrieren. Dieser 
(weiten) CSR-Definition folgten alle wesentlichen inter-
nationalen CSR-Initiativen. 
 
Aus der Fülle der aktuell bestehenden internationalen 
CSR-Ansätze stellt der Verfasser im Rahmen seines Bei-
trags mit den UN Guiding Principles on Business and Hu-
man Rights (UNGP) und den Leitsätzen für multinatio-
nale Unternehmen der OECD zwei wichtige Quellen von 
„Soft Law“ im Bereich der Nachhaltigkeit in einem Über-
blick vor. Im Anschluss daran wird die Entwicklung der 
zunehmenden Verrechtlichung der Verantwortung von 
Unternehmen für ihr soziales und ökologisches Umfeld 
nachgezeichnet, die vor allem von Rechtsakten auf euro-
päischer Ebene geprägt ist. 
 
Im Abschnitt „CSR und das Strafrecht“ erläutert der Autor 
u.a. die praxisrelevante Frage, welche negativen Konse-
quenzen bei einer fehlerhaften Nachhaltigkeitsberichter-
stattung in Bezug auf das österreichische Bilanzstrafrecht 
drohen können. Inwiefern ein fehlerhaft erstellter Nach-
haltigkeitsbericht als Bestandteil des Lageberichts künftig 
zu einer strafrechtlichen Sanktionierung nach § 163a 
öStGB führt, ist in Österreich umstritten. Auf der einen 
Seite wird der Standpunkt vertreten, dass das Vorliegen 
des nichtfinanziellen Charakters jener Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung bereits auf Tatbestandsebene zum Aus-
schluss der Strafbarkeit nach § 163a öStGB führe. Gemäß 
dem Wortlaut des § 163a Abs 1 Z 1 öStGB bestehe eine 
Strafbarkeit wegen einer unvertretbaren Darstellung we-
sentlicher Informationen über bestimmte Verbände näm-
lich nur dann, wenn der Bericht „eine die Vermögens-, Fi-
nanz- oder Ertragslage des Verbandes betreffende oder für 
die Beurteilung der künftigen Entwicklung der Vermö-
gens-, Finanz- oder Ertragslage bedeutsame wesentliche 
Information“ enthalte. Nach der Gegenansicht hänge die 
Begründung der Strafbarkeit maßgeblich von der Klassifi-
zierung der „bedeutsamen wesentlichen Information“ als 
vermögensrelevant ab. Letzteres sei der Fall, wenn die im 
Nachhaltigkeitsbericht wiedergegebenen Informationen 
hinsichtlich der Bestrebungen des Unternehmens zum 
Menschenrechts- und Umweltschutz neben den rein 
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monetären Faktoren einen wichtigen Steuerungsfaktor für 
die Bildung des Unternehmenswertes darstellen könnten. 
Der zuletzt genannten Auffassung schließt sich auch der 
Autor an, so dass eine Aktivierung des Bilanzstrafrechts 
im Zusammenhang mit der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung aus seiner Sicht durchaus in Betracht komme. 
 
In Deutschland scheiterte in der letzten Legislaturperi-
ode bekanntlich die Einführung eines Verbandssanktio-
nengesetzes, welches das nach wie vor geltende Sankti-
onsregime von Unternehmen nach Maßgabe von § 30 O-
WiG rechtspolitisch und dogmatisch auf neue Füße ge-
stellt hätte. In Österreich existiert seit dem 1. 1. 2006 
mit dem sog. Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 
(öVbVG) eine strafrechtliche Verantwortlichkeit von 
Verbänden für Straftaten ihrer Entscheidungsträger und 
sonstigen Mitarbeiter. Die strafrechtliche Verbandshaf-
tung greift nicht bei jeder Straftat ein. Nach § 3 Abs 1 Z 
1 öVbVG muss die Straftat entweder zu Gunsten des Ver-
bands begangen worden sein (z.B. Bestechung) oder es 
wurden durch die Tat Pflichten verletzt, die den Verband 
treffen. Das öVbVG verfolgt ein modifiziertes Individu-
altatmodell und knüpft die Verbandsverantwortlichkeit 
neben der Begehung der Tat durch eine Führungsperson 
auch an die mangelnde Aufsicht oder Kontrolle einer 
Führungsperson, die eine Straftat erst ermöglicht hat: 
Für Straftaten von Entscheidungsträgern ist der Verband 
gemäß § 3 Abs 2 öVbVG verantwortlich, wenn die Tat 
rechtswidrig und schuldhaft begangen worden ist. Bei 
Straftaten von Mitarbeitern haftet der Verband demge-
genüber nach § 3 Abs 3 öVbVG nur, sofern der betref-
fende Mitarbeiter rechtswidrig (nicht: auch schuldhaft) 
den objektiven Tatbestand („das gesetzliche Tatbild“) 
verwirklicht, der betreffende Mitarbeiter vorsätzlich ge-
handelt bzw. (bei Fahrlässigkeitsdelikten) die nach den 
Umständen gebotene Sorgfalt außer Acht gelassen hat 
und die Begehung der Tat dadurch ermöglicht oder we-
sentlich erleichtert wurde, dass Entscheidungsträger die 
nach den Umständen gebotene und zumutbare Sorgfalt 
außer Acht gelassen haben, insbesondere indem sie we-
sentliche technische, organisatorische oder personelle 
Maßnahmen zur Verhinderung solcher Taten unterlassen 
haben. Letzteres verdeutlicht die Notwendigkeit der Vor-
nahme geeigneter unternehmensinterner Präventivmaß-
nahmen, um nicht zuletzt auch das Risiko der Verbands-
verantwortlichkeit zu minimieren. Der Autor geht inso-
weit der Frage nach, wie CSR-Regulatorien als „Soft 
Law“ dazu herangezogen werden können, um den im 
Einzelfall maßgeblichen Sorgfaltsmaßstab für die straf-
rechtliche Beurteilung etwaiger Verletzungen von Orga-
nisations- und Aufsichtspflichten, die prinzipiell gesetz-
lich verankert sind, zu konkretisieren. 
 
Im Fall von öffentlich gemachten CSR-Erklärungen eines 
Unternehmens können bei irreführenden Angaben über 
vermeintlich getätigte unternehmerische Maßnahmen zur 
Verfolgung nachhaltiger und gesellschaftlicher Geschäfts-
modelle wettbewerbsrechtliche Konsequenzen drohen. 
Für nachhaltige Werbemaßnahmen besteht im UWG bis-
lang noch kein Sondertatbestand, weshalb auf die allge-
meinen Grundsätze des UWG zurückgegriffen wird. Der 
Verfasser vertieft Letztere zwar nicht, weist jedoch zutref-
fend auf unterschiedliche Möglichkeiten hin, in welcher 
Gestalt man irreführenden Geschäftspraktiken in der Pra-
xis begegnen kann. 

Den krönenden Abschluss bildet Kapitel 6, in dem Chris-
toph Kathollnig die Regulierung der Nachhaltigkeit in der 
EU beschreibt und sehr anschaulich auf den Zusammen-
hang von Sustainable Finance und die Betrugsstrafbarkeit 
von Greenwashing eingeht. Aufgrund seiner enormen 
Weite wird der Begriff der Nachhaltigkeit häufig auch mit 
den sog. ESG-Kriterien (Environmental, Social, Gover-
nance) umschrieben. Der Begriff ESG wurde erstmals 
2005 in einer wegweisenden Studie mit dem Titel „Who 
Cares Wins“ geprägt – einer Konferenz, die erstmals insti-
tutionelle Anleger, Vermögensverwalter, globale Berater 
sowie Regierungs- und Aufsichtsbehörden zusammen-
brachte, um die Rolle von ökologischen, sozialen und 
Governance-Werttreibern in der Vermögensverwaltung 
sowie in der Finanzforschung zu untersuchen. Die ESG-
Kriterien sind folglich auf Anlagekriterien institutioneller 
Investoren in den USA zurückzuführen, wo sie nicht auf 
Rendite oder Risiko bezogene Anlagekriterien bezeichnen, 
welche die Auswahlentscheidung auf mit ESG-Faktoren 
vereinbar erscheinende Anlageobjekte beschränken sol-
len. Im Rahmen der heute auch als Responsible Finance 
bezeichneten Anlagestrategien ist vor allem die positive 
Auswahl von Anlagen, die zur Verwirklichung von Nach-
haltigkeitszielen beitragen können, maßgeblich und nicht 
nur der Ausschluss nicht nachhaltiger Investitionsobjekte. 
Es liegt auf der Hand, dass dies Anbieter von Finanzpro-
dukten zur Grünfärberei (Greenwashing) mit Blick auf an-
geblich nachhaltige Finanzprodukte verleiten kann. Dass 
dies unter bestimmten Voraussetzungen auch zum Vor-
wurf der Strafbarkeit wegen Betruges führen kann, ma-
chen bereits (in Deutschland) öffentlich bekannt gewor-
dene Ermittlungen deutlich. 
 
Vor diesem Hintergrund zeichnet der Autor zunächst die 
wesentlichen Meilensteine nach, die in den vergangenen 
Jahren die Entwicklung von Sustainable Finance in der EU 
geprägt haben, etwa vom Aktionsplan Finanzierung nach-
haltigen Wachstums bis zum Green Deal. Daran anschlie-
ßend erfolgt eine Analyse der relevantesten Rechtsakte der 
EU im Kampf gegen Greenwashing von Finanzprodukten, 
wobei der Verfasser einen Schwerpunkt auf die sog. Taxo-
nomie-Verordnung sowie der Offenlegungsverordnung 
(SFDR) legt. Vorgestellt werden auch eine Studie von 
KPMG zum Thema „Sustainability Fraud“ sowie der „Leit-
faden zum Umgang mit Nachhaltigkeitsrisiken“ der öster-
reichischen Finanzmarkaufsicht (FMA) vom Juli 2020. 
Laut FMA bezeichnen Nachhaltigkeitsrisiken Ereignisse 
oder Bedingungen in Bezug auf Nachhaltigkeitsfaktoren, 
deren Eintreten tatsächlich oder potenziell wesentliche 
negative Auswirkungen auf den Wert von Vermögenswer-
ten bzw. auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage so-
wie die Reputation eines Unternehmens haben könnten. 
Dabei können Nachhaltigkeitsrisiken nicht nur die Perfor-
mance einzelner Vermögenswerte und Finanzmarktteil-
nehmer negativ beeinflussen, sondern auch die Finanzsta-
bilität. Insoweit steht die stabilitätswahrende Wirkung 
von Nachhaltigkeitsaspekten im Vordergrund und nicht 
die Beachtung von Belangen Dritter. Gegenstand der wei-
teren Ausführungen sind die EU-Richtlinie zur Nachhal-
tigkeitsberichterstattung (Corporate Sustainability Repor-
ting Directive – CSRD) sowie der (damals noch) Vorschlag 
der EU-Kommission für die eingangs bereits erwähnte 
„Richtlinie über die Sorgfaltspflicht von Unternehmen im 
Bereich der Nachhaltigkeit“ bzw „Corporate Sustainability 
Due Diligence Directive“ (CSDDD). 
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Schließlich fokussiert sich der dritte Teil auf die Frage in-
wieweit die Täuschung mit Nachhaltigkeitsinformatio-
nen bei Finanzprodukten den Tatbestand des Betrugstat-
bestandes erfüllen kann. Dabei ist vor allem zu prüfen, 
ob Greenwashing bei Finanzprodukten bei Investoren zu 
einem Vermögensschaden führen kann und ob bei den 
vermeintlich grünen Finanzprodukten nicht nur über die 
Nachhaltigkeitswirkung, sondern auch über ihren Markt-
preis getäuscht wird. Sollte sich herausstellen, dass über 
den Aufwand für das Nachhaltigkeitsmanagement und 
die Nachhaltigkeitsformationen getäuscht wurde, könne 
sich ein Vermögensschaden aus einer allfälligen Diffe-
renz zu den Kosten vergleichbarer nicht-grüner Finanz-
produkte ergeben. Kathollnig ist beizupflichten, dass die 
Feststellung einer solchen Preisdifferenz im Einzelfall 
äußerst komplex sein kann – für Beschäftigung entspre-
chender Sachverständiger dürfte somit wohl gesorgt 
sein. 
 
III. Das innovative Werk ist ein Gewinn sowohl für die 
Strafrechtswissenschaft als auch für die sich weiterhin 

stark im Fluss befindende Praxis der Lieferkettenverant-
wortung. Insoweit können die Beiträge nicht nur eine äu-
ßerst nützliche Grundlage für die Ausarbeitung und Wei-
terentwicklung zukünftiger Rechtsakte auf dem Gebiet 
des (völkerstrafrechtlichen) Unternehmensstrafrechts 
bieten. Aufgrund der sehr anschaulichen und fundierten 
Darstellungen der rechtlichen Zusammenhänge lassen 
sich den Beiträgen darüber hinaus auch wertvolle Ansätze 
für die Verteidigung ableiten. Die Lektüre des ersten Pro-
jektbandes lässt die Spannung und Vorfreude auf die bei-
den weiteren Bände steigen. Diese werden sich dann näher 
mit der strafrechtlichen Haftung politischen Handelns, 
Grundproblemen von Internal Investigations im Lichte ei-
ner kommunikativen Strafprozesstheorie und dem Straf-
anwendungsrecht für Auslandstaten transnationaler Un-
ternehmen mit Sitz in Österreich befassen. 
 
Dr. Felix Ruhmannseder, Rechtsanwalt (RAK Wien und 
RAK Berlin) sowie Partner der Kanzlei wkk law, Wien 
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Hinweis Bei den folgenden Leitsätzen ohne besondere Angabe handelt es sich wie auch oben um Leitsätze des Bearbeiters. Die 
oben hervorgehoben angegebenen Entscheidungen werden im Folgenden ohne die Leitsätze wiedergegeben. Aufgenommen 
sind auch die oben genannten EGMR – und BVerfG-Entscheidungen sowie eventuell auch weitere BVerfG-Entscheidungen, 
die keine besonders hervorzuhebenden Leitsätze aufweisen. Die Entscheidungen können im Volltext über ihre Nummer on-
line über die Suchfunktion unserer Startseite (http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/) abgerufen werden. 
 
390. BVerfG 2 BvR 64/25 (3. Kammer des Zwei-
ten Senats) – Beschluss vom 20. März 2025 
(BGH / LG Köln) 
Erfolgloser Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anord-
nung gegen den weiteren Vollzug einer lebenslangen Frei-
heitsstrafe (Recht auf ein faires Verfahren; Mindestanfor-
derungen an die Wahrheitserforschung; Beweisantrag auf 
Vernehmung eines aussagebereiten Auslandszeugen; Fol-
genabwägung zum Nachteil des Verurteilten). 
Art. 2 Abs. 1 GG; Art. 20 Abs. 3 GG; § 32 Abs. 1 BVerfGG; 
§ 112 Abs. 2 Nr. 2 StPO; § 211 StGB 
 
391. BVerfG 2 BvR 442/23 (1. Kammer des 
Zweiten Senats) – Beschluss vom 18. März 2025 
(OLG Frankfurt am Main) 
Klageerzwingungsverfahren (Zulässigkeit eines Antrags 
auf gerichtliche Entscheidung; Garantie effektiven Rechts-
schutzes; Verletzung bei Forderung eines förmlichen Ab-
lehnungsbescheides entgegen der Weigerung der General-
staatsanwaltschaft und nach Entscheidung nur im Wege 
der Dienstaufsicht). 
Art. 19 Abs. 4 GG; § 171 Satz 1 StPO; § 172 Abs. 2 StPO; 
§ 23 EGGVG; § 27 EGGVG 
 

392. BVerfG 2 BvR 444/21, 2 BvR 533/23 (2. 
Kammer des Zweiten Senats) – Beschluss vom 
14. Februar 2025 (OLG Frankfurt am Main) 
Fortdauer der Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung über zehn Jahre in einem „Altfall“ (Freiheitsgrund-
recht; schutzwürdiges Vertrauen; Verhältnismäßigkeit; 
Voraussetzungen der gesetzlichen Übergangsvorschrift; 
hochgradige Gefahr schwerster Gewalt- oder Sexualstraf-
taten; Begriff der psychischen Störung; eigenständige ge-
richtliche Prüfung auf der Grundlage eines Sachverstän-
digengutachtens; Erfordernis der wissenschaftlichen 
Einordnung festgestellter Persönlichkeitsauffälligkeiten; 
Begründungstiefe von Fortdauerentscheidungen; Art 
und Grad der Wahrscheinlichkeit künftig zu erwartender 
Delikte); Zulässigkeit der Verfassungsbeschwerde 
(Rechtsschutzbedürfnis; Feststellungsinteresse nach 
prozessualer Überholung einer Fortdauerentscheidung; 
tiefgreifender Grundrechtseingriff). 
Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG; Art. 20 Abs. 3 GG; Art. 104 
Abs. 1 Satz 1 GG; Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EMRK; § 66 StGB; 
§ 67d Abs. 3 Satz 1 StGB; Art. 316f Abs. 2 EGStGB; § 1 
Abs. 1 Nr. 1 ThUG 
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393. BVerfG 2 BvR 1569/23 (1. Kammer des 
Zweiten Senats) – Beschluss vom 20. Februar 
2025 (OLG Koblenz) 
Klageerzwingungsverfahren (erfolglose Verfassungsbe-
schwerde gegen die Nichteinleitung eines Ermittlungsver-
fahrens gegen Polizeibeamte wegen gefährlicher Körper-
verletzung im Amt; Recht auf effektiven Rechtsschutz; 
Darlegungsanforderungen an einen Antrag auf gerichtli-
che Entscheidung; Wiedergabe der wesentlichen Erwä-
gungen der Einstellungsentscheidung). 
Art. 19 Abs. 4 GG; § 172 Abs. 3 Satz 1 StPO; § 340 StGB 
 
394. BGH 1 StR 12/25 – Beschluss vom 19. Feb-
ruar 2025 (LG Heilbronn)   
Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsan-
stalt (Erfolgsprognose). 
§ 64 Satz 2 StGB 
 
395. BGH 1 StR 25/25 – Beschluss vom 5. März 
2025 (LG Heilbronn)   
Verstoß gegen den Spezialitätsgrundsatz bei Auslieferung 
aufgrund eines Europäischen Haftbefehls (lediglich Voll-
streckungshindernis und Verbot freiheitsbeschränkender 
Maßnahmen). 
§ 83h IRG 
 
396. BGH 1 StR 34/25 – Beschluss vom 4. März 
2025 (LG Karlsruhe)   
Anordnung der Unterbringung in einer Entziehungsan-
stalt (Erfolgsprognose: erforderliche Gesamtwürdigung 
der Täterpersönlichkeit und aller sonstigen maßgeblichen 
prognosegünstigen und -ungünstigen Umstände: Thera-
piebereitschaft des Angeklagten allein nicht ausreichend). 
§ 64 Satz 2 StGB 
 
397. BGH 1 StR 37/25 – Beschluss vom 20. März 
2025 (LG Ravensburg)   
Aufhebung der Strafaussetzung zur Bewährung bei nach-
träglicher Einbeziehung in eine Gesamtstrafe (Anrech-
nung von zur Erfüllung von Auflagen erbrachten Leistun-
gen auf die Strafe). 
§ 55 Abs. 1 StGB; § 58 Abs. 2 Satz 2, § 56f Abs. 3 Satz 2 
StGB 
 
398. BGH 1 StR 41/25 – Beschluss vom 8. April 
2025 (LG Heidelberg)   
Anrechnung von im Ausland erlittener Haft. 
§ 51 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 2, Abs. 4 Satz 2 StGB 
 
399. BGH 1 StR 62/25 – Beschluss vom 3. April 
2025 (LG Traunstein)   
Unerlaubte Einfuhr von Betäubungsmitteln (Täterschaft; 
Konkurrenzverhältnis zum unerlaubten Handeltreiben: 
Verklammerung). 
§ 29 Abs. 1 Nr. 1 StGB 
 
400. BGH 1 StR 83/25 – Beschluss vom 20. März 
2025 (LG Kempten (Allgäu)) 
Bestellung eines Beistands für den Nebenkläger. 
§ 397a Abs. 1 StPO 
 
401. BGH 1 StR 98/25 – Beschluss vom 8. April 
2025 (LG Schweinfurt)   
Einziehung von Wertersatz. 

§ 73c StGB 
 
402. BGH 1 StR 135/24 – Beschluss vom 23. Ja-
nuar 2025 (LG Frankfurt am Main)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
403. BGH 1 StR 285/24 – Urteil vom 17. Oktober 
2024 (LG Mannheim)   
Notwehr (strafrechtlicher Rechtswidrigkeitsbegriff bei der 
Ausübung von Hoheitsgewalt; Vorliegen einer Notwehr-
lage: Andauern des Angriffs; Erforderlichkeit der Not-
wehrhandlung: keine eingeschränkten Notwehrrechte von 
Polizeibeamten); Erlaubnistatumstandsirrtum (Irrtum 
über Umstände, die die Erforderlichkeit der Notwehr-
handlung begründen); gefährliche Körperverletzung (das 
Leben gefährdende Behandlung). 
§ 32 StGB; § 16 Abs. 1 StGB; § 223 StGB; § 224 Abs. 1 Nr. 
5 StGB 
 
404. BGH 1 StR 332/24 – Beschluss vom 5. März 
2025 (LG München I) 
Zuständigkeit für die Entscheidung über eine Überset-
zung eines Beschlusses des Revisionsgerichts nach Zu-
rückverweisung der Sache. 
§ 187 Abs. 2 GVG 
 
405. BGH 1 StR 365/24 – Beschluss vom 19. Feb-
ruar 2025 (LG Saarbrücken)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
406. BGH 1 StR 376/24 – Beschluss vom 28. No-
vember 2024 (LG Hagen)   
Vorenthalten von Arbeitgeberbeiträgen (erforderlicher Zu-
sammenhang zwischen dem Machen von unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben und dem Vorenthalten; Verwen-
den von nachgemachten Belegen: Vorlage gegenüber der 
Einzugsstelle erforderlich); Umsatzsteuerhinterziehung 
(Verkürzung von Steuern bei Anmeldesteuern: erforderli-
che Feststellungen zum Vorliegen einer Steuervergütung).  
§ 266a Abs. 2, Abs. 4 Nr. 2 StGB; § 370 Abs. 1 AO; § 168 
Satz 2 AO 
 
407. BGH 1 StR 394/24 – Beschluss vom 18. 
März 2025 (LG Offenburg)   
Schwere räuberische Erpressung (Konkurrenzverhältnis 
der einzelnen Tatbestandsvarianten). 
§ 255 StGB; § 250 StGB 
 
408. BGH 1 StR 394/24 – Beschluss vom 18. 
März 2025 (LG Offenburg)   
Besonders schwere Erpressung (Konkurrenzverhältnis der 
unterschiedlichen Tatbestandsvarianten zueinander). 
§ 255 StGB; § 250 StGB 
 
409. BGH 1 StR 434/24 – Beschluss vom 1. April 
2025 (LG Traunstein)   
Besorgnis der Befangenheit (nicht offengelegte Rechtsge-
spräche des Gerichts mit der Staatsanwaltschaft außerhalb 
der Hauptverhandlung: Dokumentation der Gespräche in 
der Akte regelmäßig nicht ausreichend; Äußerungen des 
Tatgerichts zu den Erfolgsaussichten der Verfahrensrüge 
im Revisionsverfahren). 
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§ 24 Abs. 1, Abs. 2 StPO; § 260 StPO; § 212 StPO; § 202a 
StPO; Art. 6 EMRK 
 
410. BGH 1 StR 464/24 – Urteil vom 19. März 
2025 (LG Heilbronn)   
Minderschwerer Fall des bewaffneten Handeltreibens mit 
Cannabis (erforderliche Gesamtbetrachtung: Bedeutung 
der Überschreitung des Grenzwertes zur nicht geringen 
Menge). 
§ 34 Abs. 4 Nr. 4 KCanG 
 
411. BGH 1 StR 466/24 – Urteil vom 19. Februar 
2025 (LG Heilbronn)   
Erfolgreiche Aufklärungsrüge (unterbliebene Ladung ei-
ner zuvor unerreichbaren Geschädigten als Zeugin). 
§ 244 Abs. 2 StPO; § 255a Abs. 1 StPO; § 251 Abs. 1 Nr. 3 
StPO  
 
412. BGH 1 StR 470/24 – Beschluss vom 8. April 
2025 (LG Augsburg)   
Anhörungsrüge. 
§ 356a StPO 
 
413. BGH 1 StR 475/23 – Beschluss vom 1. April 
2025 (LG Frankfurt am Main)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
414. BGH 1 StR 475/23 – Beschluss vom 8. April 
2025 (LG Frankfurt am Main) 
Subventionsbetrug (Subventionserheblichkeit der unzu-
treffenden Tatsachenbehauptungen: hinreichend konkrete 
Bezeichnung der subventionserheblichen Tatsachen). 
§ 264 Abs. 1, Abs. 9 Nr. 1 StGB 
 
415. BGH 1 StR 481/24 – Beschluss vom 5. März 
2025 (LG Aachen)   
Betäubungsmittelstraften (Strafzumessung). 
§ 29 BtMG; § 46 StGB 
 
416. BGH 1 StR 481/24 – Beschluss vom 5. März 
2025 (LG Aachen)   
Betäubungsmittelstraften (Strafzumessung); Änderung 
des Schuldspruchs nach Inkrafttreten des KCanG. 
§ 29 BtMG; § 46 StGB; § 2 Abs. 3 StGB i.V.m. § 354a StPO 
 
417. BGH 1 StR 481/24 – Beschluss vom 1. April 
2025 (LG Aachen)   
Betäubungsmittelstraftaten (Strafzumessung). 
§ 29 BtMG; § 46 StGB 
 
418. BGH 1 StR 482/24 – Beschluss vom 19. Feb-
ruar 2025 (LG Bochum)   
Umsatzsteuerhinterziehung (erforderliche Feststellungen 
im Urteil zu den abgegebenen Steuererklärungen; Strafzu-
messung bei Umsatzsteuerkarussellen: Bedeutungslosig-
keit der vereinnahmten Vorsteuerbeträge beim „Distribu-
tor“); Ablehnung eines Beweisantrags wegen Bedeutungs-
losigkeit der Beweistatsache (Begründung). 
§ 370 Abs. 1 AO; § 267 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 StPO; 
§ 46 StGB; § 244 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2, Abs. 6 Satz 1 StPO 
 
419. BGH 1 StR 489/24 – Beschluss vom 1. April 
2025 (LG Dresden)   

Steuerhinterziehung (erforderliche Feststellungen im Ur-
teil zu den Besteuerungsgrundlagen: unzulässige Bezug-
nahme auf Urkunden). 
§ 370 Abs. 1 AO; § 267 Abs. 1 Satz 1, Satz 3 StPO 
 
420. BGH 1 StR 501/24 – Beschluss vom 5. März 
2025 (LG Dresden)   
Steuerhinterziehung (keine identische prozessuale Tat bei 
unterschiedlichem Steuerschuldner in Anklage und Ur-
teil). 
§ 370 Abs. 1 AO; § 264 StPO 
 
421. BGH 1 StR 505/24 – Beschluss vom 19. 
März 2025 (LG Paderborn)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
422. BGH 1 StR 532/24 – Beschluss vom 1. April 
2025 (LG München I)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
423. BGH 1 StR 562/24 – Beschluss vom 19. 
März 2025 (LG Freiburg im Breisgau)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
424. BGH 2 StR 21/25 – Beschluss vom 25. Feb-
ruar 2025 (LG Rostock) 
Konkurrenzen (räuberische Erpressung; Raub; mitbe-
strafte Vortat); Jugendstrafe (schädliche Neigungen: er-
hebliche Persönlichkeitsmängel, frühere eingestellte Ver-
fahren, Rückfälligkeit; Schwere der Schuld: jugendspezifi-
sche Bestimmung; Strafzumessung: Erziehungsgedanke, 
Schwere der Schuld). 
§ 249 StGB; § 250 StGB; § 255 StGB; § 17 Abs. 2 JGG; 18 
Abs. 2 JGG 
 
425. BGH 2 StR 21/25 – Beschluss vom 25. Feb-
ruar 2025 (LG Rostock) 
Konkurrenzen (räuberische Erpressung; Raub; mitbe-
strafte Vortat); Jugendstrafe (schädliche Neigungen: er-
hebliche Persönlichkeitsmängel, frühere eingestellte Straf-
verfahren; Schwere der Schuld: jugendspezifische Bestim-
mung; Strafzumessung: Erziehungsgedanke, Schwere der 
Schuld, minder schwerer Fall); Adhäsionsverfahren 
(Grundurteil: Geltendmachung eines bezifferten An-
spruchs; Änderung in Feststellungsausspruch; Feststel-
lungsantrag: Ersatz zukünftiger Schäden, Möglichkeit des 
Schadenseintritts, Einheitlichkeit des Schmerzensgeldes). 
§ 249 StGB; § 250 StGB; § 255 StGB; § 17 Abs. 2 JGG; § 
18 Abs. 2 JGG; § 406 Abs. 1 Satz 2 StPO; § 253 Abs. 2 Nr. 
2 ZPO; § 256 Abs. 1 ZPO; § 304 ZPO 
 
1. Schädliche Neigungen im Sinne von § 17 Abs. 2 Alt. 1 
JGG können in der Regel nur angenommen werden, wenn 
erhebliche Persönlichkeitsmängel, aus denen sich eine 
Neigung zur Begehung von Straftaten ergibt, schon vor der 
Tat angelegt waren und im Zeitpunkt des Urteils noch ge-
geben sind und deshalb weitere Straftaten zu befürchten 
sind. 
 
2. Der Schuldgehalt der Tat eines Jugendlichen ist jugend-
spezifisch zu bestimmen. Die Schwere der Schuld im 
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Sinne des § 17 Abs. 2 Alt. 2 JGG bemisst sich nicht vor-
rangig nach dem äußeren Unrechtsgehalt der Tat und ihrer 
Einordnung nach dem allgemeinen Strafrecht. Vielmehr 
ist in erster Linie auf die innere Tatseite abzustellen, also 
darauf, inwieweit sich die charakterliche Haltung und die 
Persönlichkeit des Täters sowie dessen Tatmotivation in 
vorwerfbarer Schuld niedergeschlagen haben. Der Un-
rechtsgehalt ist aber insofern von Belang, als aus ihm 
Rückschlüsse auf die innere Tatseite und damit die 
Schwere der Schuld gezogen werden können. Diese be-
misst sich nach dem Gewicht der Tat und der persönlich-
keitsbezogenen Beziehung des Täters zu dieser. Welche 
Bedeutung dabei den einzelnen Zumessungsgesichts-
punkten zukommt, hängt vom Einzelfall ab. Das Tatge-
richt hat dazu eine umfassende Abwägung aller relevanten 
Umstände vorzunehmen. 
 
3. Auch wenn eine Jugendstrafe wegen der Schwere der 
Schuld verhängt wird, ist bei der Bemessung der Jugend-
strafe der das Jugendstrafrecht beherrschende Erziehungs-
gedanke (§ 2 Abs. 1, § 18 Abs. 2 JGG) vorrangig zu berück-
sichtigen. Grundsätzlich ist zwar die Bewertung des Aus-
maßes des in einer Straftat hervorgetretenen Unrechts 
auch bei der Bestimmung der Höhe der Jugendstrafe zu 
beachten. Die Begründung darf aber nicht wesentlich oder 
gar ausschließlich nach solchen Zumessungserwägungen 
vorgenommen werden, die auch bei Erwachsenen in Be-
tracht kommen. Die Bemessung der Jugendstrafe erfordert 
vielmehr von der Jugendkammer, das Gewicht des Tatun-
rechts gegen die Folgen der Strafe unter erzieherischen 
Gesichtspunkten abzuwägen. Die Urteilsgründe müssen 
daher in jedem Fall erkennen lassen, dass dem Erzie-
hungsgedanken die ihm zukommende Beachtung ge-
schenkt worden ist. Eine formelhafte Erwähnung der er-
zieherischen Erforderlichkeit der verhängten Jugendstrafe 
genügt insoweit nicht. 
 
426. BGH 2 StR 259/24 – Beschluss vom 9. Ja-
nuar 2025 (LG Hanau) 
Vergewaltigung (mangelnde körperliche Durchsetzungs-
fähigkeit des Opfers); Strafzumessung (Verneinung eines 
besonders schweren Falles wegen Vorliegens eines vertyp-
ten Strafmilderungsgrundes: verminderte Schuldfähigkeit; 
zulässiges Verteidigungsverhalten). 
§ 21 StGB; § 46 StGB; § 49 StGB; § 177 StGB 
 
Das Vorliegen vertypter Strafmilderungsgründe (etwa § 21 
StGB) kann bei der Strafrahmenwahl Anlass geben, jeden-
falls im Zusammenhang mit den allgemeinen Strafmilde-
rungsgründen (wenn diese hierfür allein nicht ausreichen) 
trotz Vorliegens eines Regelbeispiels einen besonders 
schweren Fall zu verneinen und die Strafe dem Regelstraf-
rahmen zu entnehmen. 
 
427. BGH 2 StR 450/23 – Beschluss vom 30. Ja-
nuar 2025 (LG Bonn) 
Untersuchung des Angeklagten durch einen Sachverstän-
digen (Unterbringung in der Sicherungsverwahrung; an-
fängliche Weigerung des Angeklagten; Befragung in der 
Hauptverhandlung; Auswirkungen einer unterbliebenen 
Untersuchung: Strafausspruch, Maßregeln). 
§ 20 StGB; § 21 StGB; § 66 StGB; § 72 Abs. 1 Satz 2 StGB; 
§ 246a Abs. 3 StPO 
 

428. BGH 2 StR 454/24 – Urteil vom 26. Februar 
2025 (LG Limburg a. d. Lahn) 
Rücktritt (versuchter Mord; Abgrenzung von beendetem 
und unbeendetem Versuch: Rücktrittshorizont, umge-
kehrte Korrektur des Rücktrittshorizonts, Verlassen des 
Tatorts; außertatbestandliche Zielerreichung); Beweis-
würdigung (Sachverständiger: Abweichungen zwischen 
Sachverständigengutachten, Darstellungsanforderungen, 
Beruhen); Rechtsmittelbeschränkung (Schuldspruch und 
Maßregelanordnung). 
§ 24 Abs. 1 Satz 1 StGB; § 63 StGB; § 261 StPO; § 267 
StPO; § 337 Abs. 1 StPO; § 358 Abs. 2 Satz 3 StPO 
 
429. BGH 2 StR 480/24 – Urteil vom 26. Februar 
2025 (LG Köln) 
Revisionsbeschränkung (Postpendenzverhältnis; Einzie-
hung: Gewerbsmäßigkeit und erlangtes Etwas); gewerbs-
mäßiger Bandenbetrug (Gewerbsmäßigkeit: mittelbarer 
Zufluss des Vorteils, regelmäßige Zuwendungen eines Be-
teiligten); Beihilfe (Vorsatz: Konkretisierung, zentrale 
Merkmale der Haupttat, Diebstahl statt Betrug, Schockan-
rufe); Einziehung (Tatlohn). 
§ 15 StGB; § 16 StGB; § 27 StGB; § 73 StGB; § 73c StGB; § 
242 StGB; § 263 StGB; § 352 StPO 
 
430. BGH 2 StR 492/24 – Beschluss vom 13. 
März 2025 (LG Köln) 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(Schuldfähigkeit: Unrechtsbewusstsein; Verschlechte-
rungsverbot). 
§ 20 StGB; § 63 StGB; § 358 Abs. 2 Satz 2 StPO 
 
Eine verminderte Einsichtsfähigkeit ist strafrechtlich erst 
dann von Bedeutung, wenn sie das Fehlen der Un-
rechtseinsicht zur Folge hat. In diesen Fällen ist § 21 StGB 
als Sonderregelung des Verbotsirrtums (§ 17 StGB) erfüllt, 
wenn das Fehlen der Unrechtseinsicht vorwerfbar ist; 
kann ein solcher Vorwurf nicht erhoben werden, greift § 
20 StGB ein. Derjenige, der trotz erheblich verminderter 
Einsichtsfähigkeit im konkreten Fall Einsicht in das Un-
recht seines Tuns hat, ist – sofern nicht seine Steuerungs-
fähigkeit erheblich eingeschränkt war – voll schuldfähig. 
In einem solchen Fall ist auch die Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus nicht zulässig. 
 
431. BGH 2 StR 508/24 – Beschluss vom 14. Ja-
nuar 2025 (LG Aachen) 
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung (Gefährlich-
keitsprognose: zulässiges Verteidigungsverhalten). 
§ 66 StGB 
 
432. BGH 2 StR 530/24 – Beschluss vom 7. Ja-
nuar 2025 (LG Köln) 
Notwehr (Gegenwärtigkeit: Wiederholungsgefahr; Vertei-
digungswille). 
§ 32 StGB 
 
433. BGH 2 StR 582/24 – Beschluss vom 24. Feb-
ruar 2025 (LG Frankfurt am Main) 
Konkurrenzen (Untreue: Tateinheit, Teilidentität der Aus-
führungshandlungen, Sammelüberweisung); Schuldfähig-
keit (pathologisches Kaufverhalten; Untreue). 
§ 21 StGB; § 52 StGB; § 53 StGB; § 266 StGB 
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Tateinheit im Sinne des § 52 StGB kommt auch dann in 
Betracht, wenn die tatbestandlichen, mehrere Strafgesetze 
oder dasselbe Strafgesetz mehrfach verletzenden Ausfüh-
rungshandlungen in einem für sämtliche Tatbestandsver-
wirklichungen notwendigen Teil zumindest teilweise 
identisch sind. 
 
434. BGH 2 StR 651/24 – Beschluss vom 12. 
März 2025 (LG Köln) 
Konkurrenzen (Betäubungsmitteldelikte: Bewertungsein-
heit, einheitlicher Verkaufsvorrat, Qualifikationen). 
§ 29 BtMG; § 29a BtMG; § 30a BtMG  
 
1. Sämtliche Betätigungen, die sich im Rahmen ein und 
desselben Güterumsatzes auf den Vertrieb einer einheitli-
chen Rauschgiftmenge beziehen, werden vom gesetzli-
chen Tatbestand des Handeltreibens zu einer Bewertungs-
einheit und damit zu einer Tat des Handeltreibens verbun-
den. Die Annahme einer solchen Bewertungseinheit gilt 
auch dann, wenn der Täter über einen einheitlichen Ver-
kaufsvorrat verfügt. 
 
2. Im Rahmen einer Bewertungseinheit reicht es für den 
Qualifikationstatbestand des § 30a Abs. 2 Nr. 2 BtMG aus, 
wenn der qualifizierende Umstand nur bei einem Teilakt 
der Tat verwirklicht ist. 
 
435. BGH 2 ARs 1/25 2 AR 13/25 – Beschluss 
vom 13. Februar 2025 
Zuständigkeitsbestimmung (Jugendrichter; teilweise Er-
öffnung der Hauptverhandlung bei verbundenen Ankla-
gen; Zweckmäßigkeit). 
§ 42 Abs. 3 JGG; § 12 Abs. 2 StPO 
 
436. BGH 4 StR 11/24 – Beschluss vom 25. Sep-
tember 2024 (LG Hagen) 
Vergewaltigung („Stealthing“: Einverständnis, Strafzu-
messung, Regelbeispiel, kein Entfallen der Indizwirkung). 
§ 177 StGB 
 
437. BGH 4 StR 56/24 – Beschluss vom 12. Feb-
ruar 2025 (LG Karlsruhe) 
Rücktritt (versuchter Totschlag: Zufahren auf einen Poli-
zeibeamten; Fehlschlag; Abgrenzung von beendetem und 
unbeendetem Versuch; Erörterungsmangel: Vorstellungs-
bild des Täters, Rückschlüsse aus dem Nachtatverhalten); 
nachträgliche Gesamtstrafenbildung (Einbeziehung 
rechtskräftiger, unerledigter Verurteilungen: Zäsurwir-
kung der ersten Verurteilung); Unterbringung in einer 
Entziehungsanstalt (symptomatischer Zusammenhang: 
überwiegendes Zurückgehen der Anlasstat auf dem Hang, 
Verhältnis zu Feststellungen zur Schuldfähigkeit; Erfolgs-
aussicht der Behandlung: tatsächliche Anhaltspunkte, er-
höhte prognostische Anforderungen, Therapieunwillig-
keit, langjähriger Rauschmittelkonsum); Vorsatz (Tö-
tungsvorsatz: Zufahren auf einen Polizeibeamten; Eventu-
alvorsatz: Abgrenzung zur bewussten Fahrlässigkeit; Be-
weiswürdigung; Intoxikation des Angeklagten; psychische 
Beeinträchtigungen; spontane, unüberlegte Handlungen). 
§ 15 StGB; § 24 Abs. 1 StGB; § 55 StGB; § 64 Satz 1 StGB; 
§ 64 Satz 2 StGB 
 
438. BGH 4 StR 80/24 – Beschluss vom 27. März 
2025 (LG Dortmund) 

Handeltreiben mit Cannabis; Beweiswürdigung (Darstel-
lungsanforderungen; Handeltreiben mit Betäubungsmit-
teln in nicht geringer Menge; Zeugenbeweis); Einziehung 
(Erlangtes Etwas: Schuldenerlass für Beteiligung an ver-
botenem Rechtsgeschäft, Nichtigkeit). 
§ 73c StGB; § 34 KCanG; § 29a BtMG; § 261 StPO; § 267 
StPO; § 134 BGB 
 
439. BGH 4 StR 99/24 – Beschluss vom 26. Feb-
ruar 2025 (LG Bochum) 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (Revisionseinle-
gungsfrist: Revisionseinlegung per Fax bei Störung des 
beA, zusätzliche Versäumung der Revisionsbegründungs-
frist); Revisionseinlegung (Form: elektronische Übermitt-
lung, unverzügliche Glaubhaftmachung einer technischen 
Störung). 
§ 32d StPO; § 44 StPO; § 45 StPO; § 341 StPO 
 
440. BGH 4 StR 122/24 – Beschluss vom 11. Feb-
ruar 2025 (LG Paderborn) 
Nachträgliche Anordnung der Unterbringung in der Siche-
rungsverwahrung (Gefährlichkeitsprognose: Berücksichti-
gung von Verteidigungsverhalten). 
§ 66b StGB 
 
441. BGH 4 StR 223/24 – Urteil vom 13. März 
2025 (LG Mainz) 
Betrug (Bewilligung eines Dispositionskredits: Irrtum, 
Abgrenzung zum Computerbetrug, schadensgleiche Ver-
mögensgefährdung; Strafzumessung: Doppelverwer-
tungsverbot, Berücksichtigung der Schäden von Einzel-
taten in einer Tatserie, Regelbeispiele); gefährlicher Ein-
griff in den Straßenverkehr (verkehrsfeindlicher Innen-
eingriff); gefährliche Körperverletzung (lebensgefähr-
dende Behandlung: Kollision mit Kraftfahrzeug); Kogni-
tionspflicht; Urteilsverkündung (Abweichung von 
schriftlichen Urteilsgründen und mündlich verkündeter 
Strafe); Revisionsbeschränkung (Einzelstrafaussprüche 
bei einer Serie von Vermögensstraftaten; Einziehungsan-
ordnung). 
§ 46 Abs. 3 StGB; § 263 StGB; § 263a StGB; § 264 Abs. 2 
StPO; § 267 StPO; § 268 StPO; § 344 Abs. 1 StPO 
 
442. BGH 4 StR 228/24 – Beschluss vom 8. Ok-
tober 2024 (LG Bochum) 
Beweiswürdigung (Erörterungsmangel; sexueller Miss-
brauch von Kindern; unterbliebene Vernehmung des Ver-
letzten in der Hauptverhandlung; Bild- und Tonaufnah-
men der polizeilichen Vernehmung; Divergenz zwischen 
Angaben von Zeugen; Konfrontationsrecht des Angeklag-
ten). 
Art. 6 Abs. 3 lit. d EMRK; § 261 StPO 
 
443. BGH 4 StR 265/24 – Beschluss vom 29. Ja-
nuar 2025 (LG Essen) 
Mitwirkung an Selbsttötung ohne freiverantwortlichen 
Willensentschluss (Totschlag in mittelbarer Täterschaft; 
Freiverantwortlichkeit eines Suizidentschlusses: natürli-
che Einsichts- und Urteilsfähigkeit, autonome Entschei-
dung, realitätsbezogene Abwägung, akute psychische Stö-
rung: paranoide Schizophrenie, depressive Episode, Ein-
willigungslösung, Exkulpationslösung; Täterschaft: Tat-
herrschaft, Suizidhilfe, Täterwille). 
§ 17 StGB; § 20 StGB; § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB; § 212 StGB 
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444. BGH 4 StR 329/24 – Beschluss vom 12. 
März 2025 (LG Essen) 
Aufklärungsrüge (Aktenwidrigkeit der Urteilsgründe; Re-
konstruktionsverbot); Beweisverwertungsverbot (feh-
lende audiovisuelle Aufzeichnung einer Beschuldigtenver-
nehmung: Ordnungsvorschrift, objektiv willkürliches Vor-
gehen); teilweise Verfahrensbeschränkung (Auswirkung 
auf den Strafausspruch). 
§ 136 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 StPO; § 154a Abs. 2 StPO; § 244 
Abs. 2 StPO 
 
445. BGH 4 StR 351/24 – Beschluss vom 14. Ja-
nuar 2025 (LG Münster) 
Einfuhr von Cannabis (Formulierung des Schuldspruchs); 
Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (Erfolgsaus-
sichten der Therapie: Wahrscheinlichkeit höheren Grades, 
Gesamtwürdigung, positive Feststellung der Erfolgsaus-
sicht, Erörterungsmangel). 
§ 64 StGB; § 67d StGB; § 34 KCanG 
 
1. Nach § 64 Satz 2 StGB darf die Unterbringung in einer 
Entziehungsanstalt nur angeordnet werden, wenn auf-
grund tatsächlicher Anhaltspunkte zu erwarten ist, die 
Person durch die Behandlung in einer Entziehungsanstalt 
innerhalb der Frist nach § 67d Abs. 1 Satz 1 oder 3 StGB 
zu heilen oder über eine erhebliche Zeit vor dem Rückfall 
in den Hang zu bewahren und von der Begehung erhebli-
cher rechtswidriger Taten abzuhalten, die auf seinen Hang 
zurückgehen. Mit der Neufassung der Vorschrift ist jetzt 
eine „Wahrscheinlichkeit höheren Grades“ vorausgesetzt. 
 
2. Die Beurteilung einer derartigen Erfolgsaussicht ist im 
Rahmen einer richterlichen Gesamtwürdigung der Täter-
persönlichkeit und aller sonst maßgeblichen, also prog-
nosegünstigen und -ungünstigen Umstände vorzuneh-
men. Für die Gesamtwürdigung sind namentlich Behand-
lungsfähigkeit und Behandlungsbereitschaft in den Blick 
zu nehmen. Es geht in erster Linie um in der Person und 
Persönlichkeit des Täters liegende Umstände, insbeson-
dere solche, die seine Sucht und deren Behandlungsfähig-
keit unmittelbar kennzeichnen – also vor allem Art und 
Stadium der Sucht, bereits eingetretene physische und 
psychische Veränderungen und Schädigungen, frühere 
Therapieversuche sowie eine aktuelle Therapiebereit-
schaft. 
 
3. Das Fehlen von prognoseungünstigen Gesichtspunkten 
genügt regelmäßig nicht; vielmehr ist für die gebotene po-
sitive Feststellung der Erfolgsaussicht erforderlich, dass 
gleichzeitig hinreichend gewichtige Gründe für die Wahr-
scheinlichkeit des Behandlungserfolges sprechen. 
 
446. BGH 4 StR 357/23 – Beschluss vom 25. 
März 2025 (LG Hagen) 
Form der Revisionsbegründung (Einreichung durch Kanz-
leiangestellte; qualifizierte elektronische Signatur); Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand (Ergänzung von Ver-
fahrensrügen; Heilung formaler Mängel in der Revisions-
begründung; rechtliches Gehör); rechtsstaatswidrige Ver-
fahrensverzögerung (Kompensation durch Feststellung 
des Konventionsverstoßes). 
Art. 103 Abs. 1 Satz 1 GG; Art. 6 Abs. 1 EMRK; § 32a 
StPO; § 44 StPO; § 344 StPO; § 345 StPO 
 

447. BGH 4 StR 494/24 – Beschluss vom 11. 
März 2025 (LG Bochum) 
Vorbereitung des sexuellen Missbrauchs von Kindern 
(Einwirken: hinreichende psychische Einflussnahme, 
Hartnäckigkeit; Polizeibeamter als Gegenüber: Maßgeb-
lichkeit der Vorstellung des Täters; untauglicher Versuch); 
Unterbringung in der Sicherungsverwahrung (Hang zur 
Begehung erheblicher Straftaten: Darstellungsanforderun-
gen, konkrete Straftaten, Wahrscheinlichkeitsprognose, 
Missbrauchstaten, Cybergrooming; Gefährlichkeitsprog-
nose). 
§ 22 StGB; § 23 StGB; § 66 StGB; § 176b Abs. 1 StGB; § 
267 StPO 
 
448. BGH 4 StR 523/24 – Beschluss vom 12. 
März 2025 (LG Arnsberg) 
Rücktritt (Fehlschlag: schwere räuberische Erpressung, 
Rücktrittshorizont, Darstellungsanforderungen); Strafzu-
messung (Strafrahmenverschiebung: Verhältnis von ver-
typten Milderungsgründen und minder schwerem Fall, Ju-
gendstrafe). 
§ 23 StGB; § 24 StGB; § 49 StGB; § 267 StPO; § 18 Abs. 1 
JGG; § 106 Abs. 3 Satz 1 JGG 
 
449. BGH 4 StR 526/24 – Beschluss vom 26. Feb-
ruar 2025 (LG Münster) 
Beweiswürdigung (relative Fahruntüchtigkeit: Geschwin-
digkeitsüberschreitung, Mitursächlichkeit einer Alkoho-
lintoxikation für einen Fahrfehler, Abgrenzung zur bloßen 
Enthemmung); Einziehung von Tatmitteln (Kraftfahr-
zeug: Verlassen des Unfallortes). 
§ 74 Abs. 1 StGB; § 315c Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 316 Abs. 1 
StGB; § 261 StPO 
 
450. BGH 4 StR 579/24 – Beschluss vom 26. 
März 2025 (LG Landau in der Pfalz) 
Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (symptomati-
scher Zusammenhang: Mitursächlichkeit des Hangs für 
die Anlasstaten, quantitatives Überwiegen gegenüber an-
deren Ursachen, dissozial geprägte Persönlichkeit, Ent-
hemmung, emotionaler Ausnahmezustand; Erfolgsaus-
sicht: Gesamtabwägung, Behandlungsfähigkeit, Behand-
lungsbereitschaft, Persönlichkeitsfehlentwicklung, antiso-
ziale Persönlichkeitsanteile). 
§ 64 StPO 
 
451. BGH 3 StR 12/25 – Beschluss vom 6. März 
2025 (LG Krefeld)   
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(Darstellungsanforderungen an die Gefährlichkeitsprog-
nose); Strafzumessung bei verminderter Schuldfähigkeit. 
§ 21 StGB; § 46 StGB; § 63 StGB; § 261 StPO  
 
452. BGH 3 StR 152/24 – Beschluss vom 18. Feb-
ruar 2025 (LG Aurich)   
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand bei Fehlfunktion 
des besonderen elektronischen Anwaltspostfachs; Einzie-
hung von Betäubungsmitteln als Tatobjekte (Bezug zu an-
hängigen Straftaten). 
§ 44 StPO; § 45 StPO; § 33 BtMG; § 74 Abs. 2 StGB  
 
453. BGH 3 StR 249/24 – Urteil vom 6. März 
2025 (LG Trier) 
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BGHR; absolute Revisionsgründe; Anwesenheit und Ab-
lehnung eines Dolmetschers. 
§ 185 Abs. 1 Satz 1 GVG; § 191 Satz 1 GVG; § 74 StPO; § 
338 Nr. 5 StPO 
 
454. BGH 3 StR 289/24 – Urteil vom 6. März 
2025 (LG Düsseldorf)   
Kognitionspflicht (Erschöpfen des Prozessstoffs durch 
vollständige Aburteilung der verfahrensgegenständlichen 
Tat); Betäubungsmittelstrafrecht (Abgrenzung zwischen 
Tathandlungen des Herstellens, Anbaus und Handeltrei-
bens; Bandendelikte); zeitliche Geltung von Strafgesetzen 
(lex mitior; milderes Gesetz; Gesamtvergleich). 
§ 264 StPO; § 29 BtMG; § 34 KCanG; § 2 Abs. 3 StGB 
 
455. BGH 3 StR 351/24 – Urteil vom 23. Januar 
2025 
Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer 
Inhalte (Abgrenzung der Tathandlungen; Konkurrenzen: 
Grundsätze der Klammerwirkung); zeitliche Geltung von 
Strafgesetzen; Unterbringung in der Sicherungsverwah-
rung (Gefährlichkeit für die Allgemeinheit); Anordnung 
der Führungsaufsicht (Entbehrlichkeit bei mehrjähriger 
Freiheitsstrafe). 
§ 184b StGB; § 52 StGB; § 66 StGB; § 68 StGB; § 2 Abs. 3 
StGB 
 
456. BGH 3 StR 35/24 – Beschluss vom 5. März 
2025 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zur Nachholung ei-
ner Verfahrensrüge (erforderlicher Tatsachenvortrag); Aus-
setzung oder Unterbrechung der Hauptverhandlung; Auf-
klärungspflicht des Gerichts; Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit durch Verfolgung (gesetzliche Bestimmtheit der 
Tathandlung des Verfolgens); mitgliedschaftliche Beteili-
gung an einer kriminellen oder terroristischen Vereinigung 
im Ausland (tatbestandliche Handlungseinheit); rechts-
staatswidrige Verfahrensverzögerung im Revisionsverfah-
ren. 
§ 44 StPO; § 228 StPO; § 229 StPO; § 244 Abs. 2 StPO; § 
345 StPO; § 46 Abs. 2 RVG; § 7 Abs. 1 Nr. 10 VStGB; Art. 
103 Abs. 2 GG; § 129a StGB; 129b StGB; § 52 StGB; Art. 
6 Abs. 1 Satz 1 EMRK 
 
457. BGH 3 StR 4/25 – Beschluss vom 5. März 
2025 (LG Krefeld)   
Einziehung von Betäubungsmitteln als Tatobjekte; Ver-
werfung der Revision als unbegründet. 
§ 33 BtMG; § 74 StGB; § 349 Abs. 2 StPO  
 
458. BGH 3 StR 5/25 – Beschluss vom 18. Feb-
ruar 2025 (LG Kleve)   
Gewerbsmäßige Einfuhr eines neuen psychoaktiven Stof-
fes (Urteilstenor); Einziehung des Wertes von Taterträgen 
(Abgrenzung von Taterträgen und Tatmitteln). 
§ 4 NpSG; § 73 StGB; § 73c StGB; § 74 StGB 
 
459. BGH 3 StR 414/24 – Beschluss vom 18. 
März 2025 (LG Mönchengladbach)   
Drittbesitzverschaffung kinderpornographischer Schriften 
(Abgrenzung zwischen Drittbesitzverschaffung und Ver-
breitung; Konkurrenzen); nachträgliche Bildung der Ge-
samtstrafe (Vollstreckungsstand miteinbezogener Verur-
teilungen). 

§ 184b Abs. 1 StGB; § 52 StGB; § 53 StGB; § 55 StGB 

460. BGH 3 StR 452/24 – Beschluss vom 18. 
März 2025 (LG Kleve)   
Mitgliedschaftliche Beteiligung an einer kriminellen Ver-
einigung (Beihilfetaten als vorgesehene Straftaten der Ver-
einigung); Straftaten nach dem KCanG. 
§ 129 StGB; § 27 StGB; § 34 KCanG 
 
461. BGH 3 StR 468/24 – Beschluss vom 4. Feb-
ruar 2025 (LG Köln)   
Volksverhetzung (Coronaschutzmaßnahmen; Verharmlo-
sung von NS-Verbrechen; Eignung zur Störung des öffent-
lichen Friedens); Grundrecht der Meinungsfreiheit (revi-
sionsrechtliche Überprüfung der tatgerichtlichen Ausle-
gung einer Äußerung; Prüfung alternativer Deutungsmög-
lichkeiten). 
§ 130 Abs. 3 StGB; Art. 5 GG 
 
462. BGH 3 StR 514/24 – Urteil vom 6. März 
2025 (LG Wuppertal)   
Anforderungen an die Beweiswürdigung bei freisprechen-
dem Urteil; fahrlässige Einfuhr von Betäubungsmitteln. 
§ 261 StPO; § 29 BtMG 
 
463. BGH 3 StR 539/24 – Beschluss vom 4. Feb-
ruar 2025 (LG Koblenz)   
Verstoß gegen Weisungen während der Führungsaufsicht 
(Bestimmtheit; unmissverständliche Strafbewehrung; 
mündliche Belehrung). 
§ 145a StGB; § 68b Abs. 1 StGB 
 
464. BGH 3 StR 587/24 – Beschluss vom 18. Feb-
ruar 2025 (LG Aurich)   
Einziehung von Tatmitteln (Erfordernis von Belegen bei 
der Beweiswürdigung in den Urteilsgründen). 
§ 74 StGB; § 261 StPO; § 267 StPO  
 
465. BGH AK 18/25 – Beschluss vom 8. April 
2025 (OLG München) 
Gegenvorstellung gegen Haftfortdauerbeschluss (Statthaf-
tigkeit). 
§ 304 Abs. 4 Satz 1 StPO 
 
466. BGH StB 4-6/25 – Beschluss vom 20. März 
2025 (Kammergericht) 
Gegenvorstellung gegen Beschluss nach sofortiger Be-
schwerde gegen Ablehnung der Bestellung eines zusätzli-
chen (zweiten) Pflichtverteidigers. 
§ 304 Abs. 4 Satz 1 StPO; § 304 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 Nr. 1 
StPO; § 142 Abs. 3 Nr. 3 StPO; § 142 Abs. 7 Satz 1 StPO; 
§ 144 Abs. 1 StPO 
 
467. BGH StB 11/25 – Beschluss vom 20. März 
2025 (OLG Frankfurt am Main) 
Sofortige Beschwerde gegen Aufhebung der Pflichtvertei-
digerbestellung (endgültige Zerstörung des Vertrauens-
verhältnisses; Verweigerung des Kontakts durch Ange-
klagten; groben Pflichtverletzung); zusätzlicher Pflichtver-
teidiger. 
§ 143a StPO; § 144 StPO; § 304 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 Nr. 1 
StPO; Art. 103 Abs. 1 GG 
 
468. BGH StB 4-6/25 – Beschluss vom 20. März 
2025 (Kammergericht) 
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Gegenvorstellung gegen Beschluss nach sofortiger Be-
schwerde gegen Ablehnung der Bestellung eines zusätzli-
chen (zweiten) Pflichtverteidigers. 
§ 304 Abs. 4 Satz 1 StPO; § 304 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 Nr. 1 
StPO; § 142 Abs. 3 Nr. 3 StPO; § 142 Abs. 7 Satz 1 StPO; 
§ 144 Abs. 1 StPO 
 
469. BGH StB 4-6/25 – Beschluss vom 20. März 
2025 (Kammergericht) 
Gegenvorstellung gegen Beschluss nach sofortiger Be-
schwerde gegen Ablehnung der Bestellung eines zusätzli-
chen (zweiten) Pflichtverteidigers. 
§ 304 Abs. 4 Satz 1 StPO; § 304 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 Nr. 1 
StPO; § 142 Abs. 3 Nr. 3 StPO; § 142 Abs. 7 Satz 1 StPO; 
§ 144 Abs. 1 StPO 
 
Die Abänderung einer gerichtlichen Entscheidung, die mit 
einem Rechtsmittel nicht angefochten werden kann, ist 
auch im Wege der Gegenvorstellung grundsätzlich nicht 
möglich. Eng begrenzte Ausnahmen gelten allenfalls zur 
Beseitigung anders nicht heilbarer unerträglicher Rechts-
mängel oder besonders gravierender Verfahrensfehler. 
 
470. BGH 5 StR 287/24 – Urteil vom 27. Februar 
2025 (LG Leipzig)   
BGHSt; faktische Geschäftsführung bei Firmenbestattun-
gen (Mitglied des Vertretungsorgans; organtypische Tätig-
keiten; tatsächliche Übernahme; Auftreten nach Außen; 
Gesamtbetrachtung; Insolvenzverschleppung; Bankrott). 
§ 14 Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 283 Abs. 1 StGB; 15a Abs. 4 Nr. 
1, Abs. 1 InsO 
 
471. BGH 5 StR 312/23 – Beschluss vom 3. März 
2025 
Anfrageverfahren zur erweiterten Einziehung (Vorhan-
densein des Einziehungsgegenstands im Vermögen des 
Betroffenen bei Begehung der Anknüpfungstat). 
§ 73a Abs. 1 StGB; § 73 StGB; § 76a Abs. 4 StGB; § 132 
Abs. 3 Satz 1 GVG 
 
472. BGH 5 StR 434/24 – Beschluss vom 15. Ja-
nuar 2025 (LG Lübeck)   
Sachlich-rechtlich fehlerhafte Beweiswürdigung. 
§ 261 StPO 
 
473. BGH 5 StR 436/24 – Urteil vom 26. März 
2025 (LG Berlin I)   
Einziehung (durch die Tat erlangter Vermögenswert; Be-
trug; Buchgeld; Faktische Verfügungsmöglichkeit; Konto). 
§ 73 StGB; § 263 StGB 
 
474. BGH 5 StR 491/23 – Urteil vom 13. Februar 
2025 (LG Hamburg)   
Verwertung von Daten im Ausland erlangten Daten im 
Rahmen des sog. EncroChat-Komplexes (europäische Er-
mittlungsanordnung; Katalogtat; Beurteilungszeitpunkt; 
Verhältnismäßigkeit; Verwendungsbeschränkungen).  
§ 261 StPO; Art. 6 Abs. 1 RL EEA 
 
475. BGH 5 StR 544/24 – Beschluss vom 12. 
März 2025 (LG Bremen)   
Sachlich-rechtlich fehlerhafte Beweiswürdigung (Einlas-
sung des Angeklagten; Widersprüche; Zweifelssatz). 
§ 261 StPO 

476. BGH 5 StR 567/24 – Beschluss vom 27. 
März 2025 (LG Hamburg)   
BGHR; Reichweite der gerichtlichen Anordnung der audi-
ovisuellen Vernehmung eines Zeugen (mehrere Verneh-
mungen; gesamte Hauptverhandlung). 
§ 247a Abs. 1 Satz 1 StPO 
 
477. BGH 5 StR 576/24 – Urteil vom 12. März 
2025 (LG Görlitz)   
Verhängung der Strafe nach gescheitertem Verständi-
gungsvorschlag (Geständnis; fehlende Zustimmung der 
Staatsanwaltschaft; keine informelle Verständigung; straf-
zumessungsrechtliche Kompetenz).  
§ 257c StPO 
 
478. BGH 5 StR 583/24 – Beschluss vom 14. Ja-
nuar 2025 (LG Bremen)   
Abgrenzung von Vorbereitung und Versuch beim Betrug 
(unmittelbares Ansetzen; Täuschungshandlung; vorberei-
tende vertrauensstiftende Handlungen; unmittelbares 
Einmünden in die Erfolgsverwirklichung; konkrete Ge-
fährdung des Vermögens aus Tätersicht). 
§ 263 StGB; § 22 StGB; § 23 StGB 
 
479. BGH 5 StR 720/24 – Urteil vom 27. Februar 
2025 (LG Hamburg)   
Anordnung der Sicherungsverwahrung gegen Erstserien-
täter (Hang; Fehlen von Vorstrafen; delinquenzfreie Zeit-
räume). 
§ 66 StGB 
 
480. BGH 5 StR 729/24 – Urteil vom 24. April 
2025 (LG Kiel)   
Beweisverwertungsverbot (Vernehmungsbegriff; Spon-
tanäußerungen; vernehmungsähnliche Situation; Gesund-
heitszustand); Beweiswürdigung beim Tötungseventual-
vorsatz (lebensgefährliche Gewalthandlung).   
§ 136 StPO; § 136a StPO; § 261 StPO 
 
481. BGH 5 StR 733/24 – Beschluss vom 26. Feb-
ruar 2025 (LG Itzehoe)   
Anforderungen an die Prüfung einer ausgeschlossenen 
oder erheblich geminderten Schuldfähigkeit bei schwerer 
anderer seelischer Störung. 
§ 20 StGB; § 21 StGB 
 
482. BGH 6 StR 101/24 – Beschluss vom 17. 
März 2025 (LG Verden)   
Zurückweisung der Anhörungsrüge als unbegründet. 
§ 356a StPO 
 
483. BGH 6 StR 22/25 (alt: 6 StR 276/23) – Be-
schluss vom 19. Februar 2025 (LG Stade)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
484. BGH 6 StR 232/24 – Beschluss vom 4. De-
zember 2024 (LG Verden)   
Sexueller Missbrauch von Kindern; sexueller Missbrauch 
von Schutzbefohlenen; „Aussage-gegen-Aussage“-Kons-
tellation (Urteilsgründe; Beweiswürdigung: Konstanzana-
lyse, Wiedergabe der entscheidenden Aussagen des Belas-
tungszeugen in der Hauptverhandlung zumindest in 
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gedrängter Form; unzulässige Bezugnahme; Teileinstel-
lung bei mehreren Taten: Mitteilung der Gründe). 
§ 176 StGB; § 174 StGB; § 261 StPO; § 267 StPO; § 154 
StPO 
 
485. BGH 6 StR 238/24 – Urteil vom 12. Dezem-
ber 2024 (LG Dessau-Roßlau)   
Ablehnung von Beweisanträgen (Erwiesenheit, schon er-
wiesen: Widerspruch, Kongruenzgebot; Angriffsrichtung); 
Entscheidung bei Gesetzesänderung, Schuldspruchände-
rung; Meistbegünstigungsprinzip (milderes Gesetz; Be-
deutung für den Schuldspruch); Betäubungsmittelgesetz; 
Konsumcannabisgesetz; Nachträgliche Bildung der Ge-
samtstrafe (Einziehung: fehlende Mitteilung eines frühe-
ren Einziehungsausspruchs, Wiedergabe des Tenors, feh-
lende Mitteilung des Vollstreckungsstands einer früheren 
Einziehungsentscheidung); Beihilfe (konkurrenzrechtli-
che Bewertung einzelner Beiträge); Revisionsbeschrän-
kung (isolierte Anfechtung des Strafausspruchs); Grunds-
ätze der Strafzumessung (Geständnis: strafmildernde Be-
rücksichtigung, Auseinandersetzung mit der Tat, Be-
reuen). 
§ 244 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 StPO; § 64 StGB; § 2 Abs. 3 StGB; 
§ 354a StPO; § 354 StPO; § 55 Abs. 2 StGB; § 27 Abs. 1 
StGB; § 53 Abs. 1 StGB; § 344 Abs. 1 StPO; § 46 StGB 
 
486. BGH 6 StR 245/24 (alt: 6 StR 467/22) – Ur-
teil vom 5. Februar 2025 (LG Braunschweig)   
Besonders schwere Vergewaltigung (Strafzumessung: ein-
verständliche Intimitäten vor und nach der Tat; Täter-Op-
fer-Ausgleich (Übernahme von Verantwortung: Gewaltde-
likte, umfassendes Geständnis, eingeschränktes Geständ-
nis). 
§ 177 StGB; § 46a Nr. 1 StGB 
 
487. BGH 6 StR 278/24 – Beschluss vom 2. Ok-
tober 2024 (LG Regensburg)   
Adhäsionsverfahren (Schmerzensgeld: Verzinsung [Ver-
zinsung der Ersatzsumme, Verzug des Schuldners]). 
§ 403 StPO; § 404 Abs. 2 StPO; § 849 BGB; § 286 Abs. 2 
Nr. 4 BGB 
 
488. BGH 6 StR 30/25 – Beschluss vom 17. März 
2025 (LG Nürnberg-Fürth)   
Verwerfung der Revision als unzulässig. 
§ 349 Abs. 1 StPO 
 
489. BGH 6 StR 32/25 – Beschluss vom 5. März 
2025 (LG Nürnberg-Fürth)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
490. BGH 6 StR 284/24 – Urteil vom 5. März 
2025 (LG Halle)   
Entscheidung bei Gesetzesänderung, Schuldspruchände-
rung; Meistbegünstigungsprinzip (milderes Gesetz); Be-
täubungsmittelgesetz; Konsumcannabisgesetz. 
§ 2 Abs. 3 StGB; § 354a StPO; § 354 StPO 
 
491. BGH 6 StR 286/24 – Beschluss vom 27. No-
vember 2024 (LG Rostock)   
Verwerfung der Revision als unzulässig; Rechtsmittelbe-
fugnis des Nebenklägers. 
§ 349 Abs. 1 StPO; § 400 Abs. 1 StPO 

492. BGH 6 StR 286/24 – Urteil vom 27. Novem-
ber 2024 (LG Rostock)   
Vergewaltigung; schwerer sexueller Missbrauch von Kin-
dern; Beweiswürdigung („Aussage-gegen-Aussage“-Kons-
tellation); Revisionsbeschränkung (Strafausspruch: Ge-
samtstrafenbildung); Rechtsstaatswidrige Verfahrensver-
zögerung, Kompensationsentscheidung (Ermittlung von 
Art und Ausmaß der Verzögerung sowie ihre Ursachen, 
konkrete Feststellungen im Urteil). 
§ 177 StGB; § 176 StGB; § 176c StGB; § 261 StPO; § 344 
Abs. 1 StPO; Art. 6 Abs. 1 Satz 1 EMRK 
 
493. BGH 6 StR 338/24 – Beschluss vom 5. No-
vember 2024 (LG Stade)   
Sexueller Missbrauch von Kindern (sexuelle Handlung vor 
einem Kind: Wahrnehmung der sexuellen Handlung durch 
das Kind, handlungsleitende Bedeutung für den Täter); 
Beweiswürdigung. 
§ 176 Abs. 4 Nr. 1 StGB aF; § 261 StPO 
 
494. BGH 6 StR 387/24 – Urteil vom 22. Januar 
2025 (LG Dessau-Roßlau)   
Besonders schwerer sexueller Übergriff (minder schwerer 
Fall, Sperrwirkung); Grundsätze der Strafzumessung. 
§ 177 Abs. 6 Satz 1; § 177 Abs. 9 Var. 3 StGB; § 46 StGB 
 
495. BGH 6 StR 498/24 – Beschluss vom 16. Ok-
tober 2024 (LG Dessau-Roßlau)   
Handeltreiben mit Cannabis (Bewertungseinheit); Adhä-
sionsverfahren (Beginn des Zinslaufs). 
§ 34 Abs. 1 Nr. 4 KCanG; § 403 StPO; § 404 Abs. 2 StPO; 
§ 291 Satz 1 BGB; § 187 Abs. 1 BGB 
 
496. BGH 6 StR 527/24 – Beschluss vom 4. Feb-
ruar 2025 (LG Göttingen)   
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
497. BGH 6 StR 550/24 – Beschluss vom 6. Feb-
ruar 2025 (LG Magdeburg)   
Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer 
Inhalte (Tathandlung des Herstellens, Tathandlung des Be-
sitzes: konkurrenzrechtliches Verhältnis). 
§ 184c StGB 
 
498. BGH 6 StR 633/24 – Beschluss vom 7. Ja-
nuar 2025 (LG Stralsund)   
„Aussage-gegen-Aussage“-Konstellation (Urteilsgründe; 
Beweiswürdigung: Darstellungs- und Erörterungsmängel 
[hier: Rücknahme einer erstatteten Strafanzeige und Be-
hauptung, sich die sexuellen Übergriffe nur ausgedacht zu 
haben). 
§ 261 StPO; § 267 StPO 
 
499. BGH 6 StR 685/24 – Beschluss vom 19. Feb-
ruar 2025 (LG Stade)   
„Aussage-gegen-Aussage“-Konstellation, schwierige Be-
weislage (Urteilsgründe; Beweiswürdigung: Wiedergabe 
und Würdigung des Inhalts der Zeugenaussage in den Ur-
teilsgründen, Wiedergabe und Würdigung der Entste-
hungsgeschichte der Aussage). 
§ 261 StPO; § 267 StPO 


